Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 4 Ausgegeben Danzig, den 20. Januar 1932 


9 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung verſchiedener Steuergeſetze. 
Vom 31. 12. 1931. 


Auf Grund des § 451 des Steuergrundgeſetzes vom 22. 6. 1931 und des Art. III der Rechts⸗ 
verordnung vom 9. 12. 1931 werden die folgenden neuen Faſſungen: 
a) des Einkommenſteuergeſetzes, (S. 29) 
b) des Körperſchaftsſteuergeſetzes, (S. 53) 
c) des Vermögensſteuergeſetzes, (S. 56) 
d) des Erbſchaftsſteuergeſetzes, (S. 61) 
e) des Umſatzſteuergeſetzes, (S. 64) 
f) des Gewerbeſteuergeſetzes, (S. 70) 
g) des Wandergewerbeſteuergeſetzes, (S. 76) 
h) des Grundwechſelſteuergeſetzes, (S. 79) 
i) des Wohnungsbaugeſetzes (S. 85) 
bekanntgemacht. 
Die neuen Faſſungen treten an Stelle des bisherigen Wortlauts der Geſetze vom Tage ihrer 
Verkündung an. Die im Wege der Geſetzgebung angeordneten Übergangsregelungen und Vorſchriften 
über das Inkrafttreten der Geſetze werden durch die Anderung der Faſſung nicht berührt. 


Danzig, den 31. Dezember 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


Einkommenſteuergeſetz. 
Vom 31. 12. 1931. 
8 1 


Von dem Einkommen der natürlichen Perſonen wird nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes eine 


Einkommenſteuer erhoben. 
I. Perſönliche Steuerpflicht. 


8 2 
Mit dem geſamten Einkommen ſind ſteuerpflichtig (unbeſchränkt einkommenſteuerpflichtig): 

1. alle natürlichen Perſonen, ſolange ſie im Inlande einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. Als gewöhnlich gilt ein Aufenthalt von mehr als ſechs Monaten; be- 
trägt der Aufenthalt mehr als ſechs Monate, ſo erſtreckt ſich die Steuerpflicht auch auf die 
erſten ſechs Monate; 

2. Beamte der Freien Stadt Danzig, die ihren dienſtlichen Wohnſitz im Ausland haben. 


0 Ab 1. 10. 31 wird ein Notzuſchlag zur Einkommenſteuer erhoben, ſiehe Verordnung vom 26. September 1931 
(G. Bl. S. 730, abgeändert durch Verordnung vom 27. November 1931 (G. Bl. S. 898); Durchführungsbeſtimmungen vom 


27. November 1931 (G. Bl. S. 899). 


. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 1. 1932.) 
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EN 83* 
(1) Mit Einkommen, das aus dem Inland bezogen wird (inländiſchem Einkommen), ſind ſteuer⸗ 


pflichtig (beſchränkt einkommenſteuerpflichtig) alle natürlichen Perſonen, wenn ſie nicht ſchon nach 8 2 

unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. 

(2) Als inländiſches Einkommen im Sinne des Abſatzes 1 unterliegen der Beſteuerung nur: 

1. Einkünfte aus einer im Inland betriebenen Land- und Forſtwirtſchaft ($ 6 Abſ. 1 Nr. 1); 

2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb, für den im Inland eine Betriebsſtätte unterhalten wird oder 
ein ſtändiger Vertreter beſtellt iſt (§ 6 Abf. 1 Nr. 2); 

Einkünfte aus Vermietung oder Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, Sachinbegriffen 
und Rechten, die im Inland belegen oder in ein inländiſches öffentliches Buch oder Regiſter 
eingetragen find ($ 6 Abſ. 1 Nr. 6); 

4. Einkünfte aus einer im Inland ausgeübten ſonſtigen ſelbſtändigen Berufstätigkeit (§ 6 

Abſ. 1 Nr. 3); 

5. Einkünfte aus nicht ſelbſtändiger Arbeit (§ 6 Abſ. 1 Nr. 4), die im Inland ausgeführt wird 
oder ausgeführt worden iſt; 

6. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinne, die auf Anteile an inländiſchen Ge— 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung entfallen; 

7. Einkünfte aus der Beteiligung an einem inländiſchen Handelsgewerbe als ſtiller Geſell— 
ſchafter; 

8. Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften im Sinne des § 38, die bei der Veräußerung von 
inländiſchen Grundſtücken ſowie von Rechten, auf die die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes über Grundſtücke Anwendung finden, erzielt werden; 

9. regelmäßig wiederkehrende Bezüge aus inländiſchen öffentlichen Kaſſen, die mit Rückſicht auf 
ein gegenwärtiges oder früheres Dienſtverhältnis gewährt werden ($ 32 Abſ. 1), ſoweit ſie 
nicht nach Nr. 5 beſteuert werden. 


wo 


8 4 


Der Senat wird ermächtigt, in Fällen, in denen ein auswärtiger Staat das Einkommen eines 
Danzigers insbeſondere aus Gewerbebetrieb ſchwerer belajtet als das Einkommen ſeiner eigenen Staats- 
angehörigen oder das der Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nationen, eine höhere Beſteuerung des 
inländiſchen Einkommens für Angehörige dieſes Staates anzuordnen. . 


8 5 


Von der Einkommenſteuer ſind Perſonen befreit, ſoweit ihnen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit 
nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder ſoweit ihnen nach beſonderen mit anderen Staaten 
getroffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht. 


) Die beſchränkte Steuerpflicht iſt erweitert durch die nachſtehende Vorſchrift: 


Verordnung über die Ausgleichung der in- und ausländiſchen Beſteuerung: 
Vom 16. 5. 1930. 


Gemäß § 5 des Steuergrundgeſetzes (§ 9 der neuen Faſſung) wird über die Ausgleichung der Danziger und 
polniſchen Beſteuerung folgendes beſtimmt: 
8 1 f 
Außer den in § 3 des Einkommenſteuergeſetzes genannten Einkünften unterliegen für die Dauer der Gültigkeit des 
Abkommens zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung auf dem 
Gebiete der direkten Steuern vom 16. 5. 30 (Geſetzbl. S. 105) der beſchränkten Einkommen— und Körperſchaftsſteuerpflicht: 
1. Einkünfte aus Hypotheken, Grundſchulden und anderen Forderungen oder Rechten, die durch inländiſchen Grund— 
beſitz oder inländiſche grundſtücksgleiche Rechte geſichert ſind, ſofern ſie Danziger oder polniſchen Staatsangehörigen oder 
Körperſchaften zufließen, die im Gebiet der Republik Polen ihren Wohnſitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder ihren Sitz haben; 
2. die Tantiemen der Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrates von Danziger Aktiengeſellſchaften und anderen 
Danziger Körperſchaften, ſofern ſie Danziger oder polniſchen Staatsangehörigen zufließen, die ihren Wohnſitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiete der Republik Polen haben. 


5 8 2 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß ſie erſtmalig auf die für 1929 zu 
erhebende Einkommen- und Körperſchaftsſteuer einſchl. der Vorauszahlungen darauf Anwendung findet. 
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II. Einkommen 
86 

(1) Der Beſteuerung des Einkommens nach dieſem Geſetz unterliegen nur: ! 
„Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Gartenbau und ſonſtiger 

nicht gewerblicher Bodenbewirtſchaftung (Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft); 
2. Einkünfte aus Gewerbebetrieb; 
3. Einkünfte aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit; 
4. Einkünfte aus nicht ſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn); 
5 
6 


— 


Einkünfte aus Kapitalvermögen; f 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, Sachinbegriffen 
und Rechten einſchließlich des Mietwerts der Wohnung im eigenen Hauſe; 

7. andere wiederkehrende Bezüge; 

8. ſonſtige Leiſtungsgewinne nach Maßgabe der SS 37, 38. 
(2) Welche Einkünfte den einzelnen Einkommensarten (Abſ. 1 Nr. 1—8) zuzurechnen find, be⸗ 
un ſich nach der Verkehrsauffaſſung, ſoweit nicht in den SS 22-44 eine beſondere Regelung ge⸗ 
roffen iſt. 1 

(3) Der Beſteuerung des Einkommens unterliegen insbeſondere nicht einmalige Vermögens- 
anfälle wie Schenkungen, Erbſchaften, Ausſteuern, Ausſtattungen, Lotteriegewinne, Kapitalempfänge 
auf Grund von Lebensverſicherungen, Kapitalabfindungen, die als Entſchädigungen für Unfälle und 
Körperverletzungen gezahlt werden, ferner Kapitalabfindungen auf Grund der Sozialverſicherung, der 
Penfions- und Verſorgungsgeſetze. 

8 7 

(1) Zur Steuer wird das geſamte Einkommen herangezogen, das der Steuerpflichtige innerhalb 
des nach § 21 für die Ermittlung des Einkommens maßgebenden Kalender- oder Geſchäftsjahres be⸗ 
zogen hat ($ 9). 

(2) Als Einkommen gilt: 

1. bei Einkünften der im $ 6 Abſ. 1 Nr. 1—3 bezeichneten Art der Gewinn (8$ 10, 11); 
2. bei Einkünften der im $ 6 Abſ. 1 Nr. 4—8 bezeichneten Art der überſchuß der Einnahmen 
($ 12) über die nach SS 13 bis 16 abzugsfähigen Ausgaben. 

(3) Treffen bei einem Steuerpflichtigen mehrere Einkommensarten zuſammen oder hat er Einkünfte 
derſelben Art aus mehreren Betrieben oder hat er abzugsfähige Ausgaben, die bei keiner einzelnen Ein⸗ 
kommensart abgeſetzt werden können, ſo iſt das Einkommen durch Zuſammenrechnung und Ausgleich 
der bei der geſonderten Ermittlung gewonnenen Ergebniſſe zu berechnen. 


8 8 
Bei Ermittlung des Einkommens bleiben außer Anſatz: 

1. Bezüge des Steuerpflichtigen aus einer Krankenverſicherung; 

2. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die als Unter⸗ 
ſtützungen wegen Hilfsbedürftigkeit oder als Unterſtützungen für Zwecke der Erziehung oder 
Ausbildung, der Wiſſenſchaft oder Kunſt bewilligt find, und ohne Gegenleiſtung des Steuer- 
pflichtigen gewährte Bezüge aus der öffentlichen Erwerbslofenfüriorge; 

3. Invalidenrenten, Verſtümmelungs⸗- und ähnliche Zulagen ſowie Verſorgungsgebührniſſe, jo- 
weit die Steuerfreiheit durch Senatsbeſchluß anerkannt wird.“) 


8 9 
(1) Einnahmen gelten innerhalb des Kalender- oder Geſchäftsjahres als bezogen, in dem ſie fällig 
geworden oder, ohne fällig zu ſein, dem Steuerpflichtigen tatſächlich zugefloſſen find. Soweit ein ge- 
ſchuldeter Betrag in einem Kalender- oder Geſchäftsjahr fällig geworden, ſein Eingang aber zweifelhaft 
geworden iſt, kann der Steuerpflichtige ihn bis zu dem Kalender- oder Geſchäftsjahr unberückſichtigt 
aſſen, in dem er eingeht. 
(2) Ernteerzeugniſſe im Betriebe einer inländiſchen Landwirtſchaft gelten in dem Kalenderjahre als 
zugefloſſen, in dem ſie von Grund und Boden getrennt ſind. 
5 (3) Bei Steuerpflichtigen, die für Einkünfte der im $ 6 Abſ. 1 Nr. 1—3 bezeichneten Art regel⸗ 
mäßige Abſchlüſſe fertigen, gelten Einnahmen in dem Kalender- oder Geſchäftsjahr als bezogen, für das 
e Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung ſpäteſtens in den Abſchlüſſen auszuweiſen find; 


75 Zur Ausführung des § 8 Ziffer 3 vergl. Verordnung vom 27. 3. 1926, St. A. I, S. 110. 


32 


werden die Einnahmen ohne Verſtoß gegen die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung in dem Ab⸗ 
ſchluß für ein früheres Kalender- oder Geſchäftsjahr ausgewieſen, ſo gelten ſie als in dieſem Kalender— 
oder Geſchäftsjahr bezogen. 

(4) Laufende Bezüge aus nicht ſelbſtändiger Arbeit ($ 6 Abſ. 1 Nr. 4), die vor Beginn des Ver⸗ 
dienſtzeitraums zugefloſſen ſind, gelten in dem Kalenderjahr als bezogen, in das der Verdienſtzeitraum 
fällt; die Vorſchrift über die Einbehaltung der Steuer vom Arbeitslohne bei der Lohnzahlung (§ 58 
Abſ. 1) bleibt unberührt. 

(5) Die Vorſchriften der Abſ. 1, 3 und 4 finden auf die Frage, für welches Kalender- oder Ge⸗ 
ſchäftsjahr ein Betrag als ausgegeben gilt, entſprechende Anwendung. 


s 10 


(1) Der Gewinn (§ 7 Abſ. 2 Nr. 1) iſt der Überſchuß der Einnahmen über die abzugsfähigen 
Ausgaben zuzüglich des Mehrwerts oder abzüglich des Minderwerts der Erzeugniſſe, Waren und Vor— 
räte des Betriebs, der dem Betrieb dienenden Gebäude nebſt Zubehör ſowie des beweglichen Anlage— 
kapitals am Schluß des Kalender- oder Geſchäftsjahres gegenüber dem Stande am Schluß des voran— 
gegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres. Einnahmen aus der Veräußerung von Grund und Boden, 
der zum Anlagekapital gehört, bleiben außer Betracht. Bei Steuerpflichtigen, bei denen nach der Art des 
Betriebs das der Berufstätigkeit dienende Vermögen am Schluß der einzelnen Kalender- oder Geſchäfts— 
jahre weſentlichen Schwankungen nicht zu unterliegen pflegt und am Schluß des Kalender- oder Ge— 
ſchäftsjahres Waren über das übliche Maß hinaus nicht vorhanden ſind, it es zuläſſig, lediglich den 
berſchuß der Einnahmen über die Ausgaben zugrunde zu legen. 

(2) Iſt während des Kalender- oder Geſchäftsjahres ein Gegenſtand veräußert worden und das 
Entgelt bis zum Schluß des Kalender- oder Geſchäftsjahres noch nicht fällig geworden (§ 9), ſo iſt bei 
Berechnung des Gewinnes an Stelle des Gegenſtandes der Wert der Gegenforderung anzuſetzen. Hinzu— 
zurechnen iſt auch der Wert der Gegenſtände, Ausbeuten, Nutzungen oder Dienſtleiſtungen, die der 
Steuerpflichtige aus ſeinem Betrieb für ſich und ſeinen Haushalt oder für andere Zwecke, die außer⸗ 
halb des Betriebs liegen, entnommen hat. 

(3) Bei Aufgabe, Veräußerung oder unentgeltlicher Übertragung des Betriebs tritt für die Bes 
rechnung des Gewinns aus dieſem Betrieb an die Stelle des Schluſſes des Kalender- oder Geſchäfts⸗ 
jahres der Zeitpunkt der Aufgabe, Veräußerung oder Übertragung. An die Stelle des Schluſſes des 
vorangegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres tritt bei Eröffnung eines Betriebs der Zeitpunkt der 
Eröffnung, bei Erwerb eines Betriebs der für den Rechtsvorgänger maßgebende Zeitpunkt im Sinne 
des Satzes 1. 

: § 11 

Bei Steuerpflichtigen, die Handelsbücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs zu führen 
verpflichtet ſind oder, ohne dazu verpflichtet zu ſein, Handelsbücher nach den Vorſchriften des Handels- 
geſetzbuchs tatſächlich führen, iſt der Gewinn ($ 7 Abſ. 2 Nr. 1, $ 10) der nach den Grundſätzen ord— 
nungsmäßiger Buchführung für den Schluß des Geſchäftsjahres ermittelte Überſchuß des Betriebs— 
vermögens über das Betriebsvermögen, das am Schluß des vorangegangenen Geſchäftsjahres der Ver⸗ 
anlagung zugrunde gelegen hat. Bei der Ermittlung des Gewinns ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes 

über die Entnahmen aus dem eigenen Betrieb ($ 10 Abſ. 2), die abzugsfähigen Ausgaben ($$ 13 bis 15) 
4 und die Bewertung (8$ 17 bis 19) zu beachten. Die Vorſchriften des $ 10 Abſ. 3 finden entſprechende 
4 Anwendung. 
s 12 

Zu den Einnahmen ($ 7 Abſ. 2 Nr. 2, § 10 Abſ. 1) gehören alle dem Steuerpflichtigen zu— 
fließenden Güter, die in Geld oder Geldeswert beſtehen; hierzu zählen insbeſondere auch der Wert der 
Nutzung einer Wohnung im eigenen Haufe und einer dem Steuerpflichtigen ganz oder teilweiſe unent- 
geltlich überlaſſenen Wohnung einſchließlich der zugehörigen ſonſtigen Räume, Gärten und Parkanlagen. 


=: $ 13 

5 (1) Abzugsfähige Ausgaben ($ 7 Abſ. 2 Nr. 2, § 10 Abſ. 1, $ 11) ſind: 4 
7 1. die Werbungskoſten (8 14; 

= 2. die im $ 15 bezeichneten Sonderleiſtungen; 

3. die Schuldzinſen und die auf bejonderen privatrechtlichen, öffentlich-rechtlichen oder geſetz— 
% lichen Verpflichtungsgründen beruhenden Renten und dauernden Laſten, ſoweit fie nicht zu 
ER den Werbungskoſten gehören und nicht mit Einkünften in wirtſchaftlichem Zuſammenhang 
x 


et Ba E 
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ſtehen, die für die Einkommenſteuer außer Betracht bleiben. Aufwendungen zur Erfüllung 
einer geſetzlichen Unterhaltspflicht gehören auch dann nicht hierzu, wenn ſie auf Grund einen 
beſonderen privatrechtlichen Verpflichtung erfolgen. 

(2) Soweit die abzugsfähigen Ausgaben Werbungskoſten ſind oder mit einer beſtimmten Ein⸗ 
kommensart im wirtſchaftlichen Zuſammenhang stehen, find ſie bei dieſer Art, im übrigen vom Geſamt⸗ 
betrag der bei den einzelnen Einkommensarten gewonnenen Ergebniſſe abzuziehen. Bei beſchränkt Steuer⸗ 
pflichtigen ift der Abzug der im Abſ. 1 Nr. 2 bezeichneten Sonderleiſtungen überhaupt nicht, der Abzug 
der übrigen im Abſ. 1 genannten Aufwendungen nur inſoweit ſtatthaft, als ſie mit Einkünften in 
wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen, die der Beſteuerung unterliegen. 


s 14 


(1) Werbungskoſten ſind die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einkünfte gemachten 
Aufwendungen. 

(2) Aufwendungen für die Anſchaffung oder Herſtellung von Gegenſtänden, deren Verwendung oder 
Nutzung durch den Steuerpflichtigen ſich beſtimmungsgemäß auf einen längeren Zeitraum erſtreckt, dürfen 
nicht in dem Kalender- oder Geſchäftsjahr der Anſchaffung oder Herſtellung voll abgezogen werden. 
Sie können vielmehr für ein Kalender- oder Geſchäftsjahr höchſtens mit dem Betrag berückſichtigt 
werden, der ſich bei der Verteilung auf die Geſamtdauer der Verwendung oder Nutzung ergibt (Ab⸗ 
ſetzung für Abnutzung). 

(3) Die Abſetzungen für Abnutzung ſind nur zuläſſig für Maſchinen und ſonſtiges Betriebsinventar, 
für gewerbliche, literariſche und künſtleriſche Urheberrechte, für Gebäude, Bewäſſerungs- und Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen und fiſchereiwirtſchaftliche Anlagen. Die Abſetzungen bemeſſen ſich nach der ge— 
meingewöhnlichen Nutzungsdauer des Gegenſtandes. Abſetzungen für außergewöhnliche Abnutzung in 
einem Kalender- oder Geſchäftsjahr ſind zuläſſig, bedürfen jedoch beſonderen Nachweiſes. Die Abſetzungen 
dürfen von keinem höheren als dem Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis ($ 17 Abſ. 2) vorge⸗ 
nommen werden und ſind nach Hundertſätzen zu bemeſſen. 

> (4) Bei Kiesgruben, Steinbrüchen und anderen einen Verbrauch der Subſtanz bedingenden Be— 
trieben find Abſetzungen für Subſtanzverringerungen zuläſſig; die Vorſchriften des Abſ. 3 Satzes 2—4 
finden entſprechende Anwendung. 

(5) Zu den Werbungskoſten gehören auch: 

1. Steuern vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb, ſonſtige öffentliche Abgaben und die 
Beiträge zur Verſicherung von Gegenſtänden, ſoweit dieſe Aufwendungen zu den Geſchäfts⸗ 
unkoſten oder Verwaltungskoſten zu rechnen ſind; f 

2. notwendige Ausgaben des Steuerpflichtigen durch Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeits 
ſtätte; 

3. Aufwendungen des Arbeitnehmers für Arbeitsmittel (Werkzeuge und Berufskleidung); 

4. Koſten für die Zuſammenlegung von Grundſtücken (Flurbereinigung). 


5 8 15 
(1) Abzugsfähige Sonderleiſtungen find: . 

1. Beiträge, die der Steuerpflichtige für ſich und feine nicht jelbitändig veranlagten Haushalts- 
angehörigen zu Kranken-, Unfall-, Haftpflicht-, Angeſtellten-, Invaliden- und Erwerbsloſen⸗ 
verfiherungs-, Witwen-, Waiſen- und Penſionskaſſen gezahlt hat, ſoweit ſich der W 
der Verſicherung auf die bezeichneten Gefahren beſchränkt; 

2. Beiträge zu Sterbekaſſen für den Steuerpflichtigen und ſeine nicht ſelbſtändig veriotel 
Haushaltsangehörigen bis zu einem Jahresbetrage von insgeſamt 100 Gulden; 

3. Verſicherungsprämien, welche für Verſicherungen des Steuerpflichtigen oder eines ſeiner nicht 
ſelbſtändig veranlagten Haushaltsangehörigen auf den Todes- oder Lebensfall gezahlt 3 
ſoweit ſie den Betrag von 1200 Gulden jährlich nicht überſteigen; 

4. Spareinlagen bei Danziger Sparkaſſen bis zu einem Betrage von 1200 Gulden jährlich, 
ſofern die Rückzahlung des Kapitals nur für den Todesfall oder für den Fall des Erlebens 
innerhalb einer Zeit von nicht weniger als 10 Jahren vereinbart iſt und die Vereinbarung 
unter Verzicht beider Vertragsteile auf eine Abänderung oder Aufhebung dem Steueramt 
angezeigt wird; 

5. Beiträge an inländiſche öffentlich- rechtliche Berufs- oder Wirtſchaftsvertretungen ſowie an 
inländiſche Berufsverbände ohne öffentlich— rechtlichen 3 deren Zweck 1 er einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet it; 
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6. Steuern an die im Artikel 97 der Verfaſſung genannten Religionsgeſellſchaften, ſoweit dieſe 
Steuern in dem nach 8 9 maßgebenden Kalender- oder Geſchäftsjahr fällig geworden ſind; 

7. Zuwendungen an Unterſtützungs⸗, Wohlfahrts⸗ und Penſionskaſſen des Betriebs des Steuer- 
pflichtigen, wenn die dauernde Verwendung für die Zwecke der Kaſſen geſichert iſt; 

8. Ausgaben für die Fortbildung in dem Beruf, den der Steuerpflichtige ausübt. 

(2) Die Abzüge zu Abſ. 1 Ziffer 1 bis 4 dürfen zuſammen den Betrag von 1200 Gulden jährlich 
nicht überſteigen. a 

$ 16 

(1) Als Ausgaben dürfen unbeſchadet des § 13 Abſ. 1 Nr. 3, § 15 Aufwendungen nicht abgeſetzt 
werden, die ſich als Verwendung des Einkommens darſtellen. Hierher gehören insbeſondere: 

1. Aufwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, zu Geſchäftserweiterungen, 
zu Kapitalanlagen, zur Schuldentilgung oder zu Erſatzbeſchaffungen, ſoweit dieſe Aufwen⸗ 
dungen über den Rahmen der SS 13, 14 hinausgehen und nicht für Gegenſtände gemacht 
worden ſind, die beim Vermögensvergleiche (SS 10, 11) berückſichtigt werden; 

2. die zur Beſtreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und zum Unterhalte feiner Familien— 
angehörigen aufgewendeten Beträge; 

3. die von den Steuerpflichtigen entrichtete Einkommenſteuer ſowie ſonſtige Perſonalſteuern und 
die von den Mietern gemäß 8 5 Ziffer 7 des Wohnungsbaugeſetzes unmittelbar eingezogene 
Wohnungsbauabgabe. 

(2) Ferner ſind nicht abzugsfähig Zinſen für das in dem land— und forſtwirtſchaftlichen oder 
gewerblichen Betrieb angelegte eigene Vermögen des Steuerpflichtigen. 

8 17 

(1) Für die einzelnen dem Betrieb gewidmeten Gegenſtände iſt für den Schluß des Kalender- oder 
Geſchäftsjahres (8 10 Abſ. 1, $ 11) der gemeine Wert zugrunde zu legen. Bei der Ermittlung des 
gemeinen Wertes von Gegenſtänden, die nicht zum Verkauf beſtimmt ſind, iſt nicht der bei der Ver⸗ 
äußerung jedes Gegenſtandes im einzelnen erzielbare Preis zu ermitteln, vielmehr iſt davon auszugehen, 
daß der Gegenſtand auch fernerhin der Fortführung des Betriebs dient, dem er zur Zeit der Bewertung 

angehört. s 
5 (2) An Stelle des gemeinen Wertes kann der Steuerpflichtige den Anſchaffungs⸗- oder Herſtellungs⸗ 
preis unter Abzug der nach 8 14 Abi. 2—4 zuläſſigen Abſetzungen für Abnutzung und Subſtanzver⸗ 
ringerung einſetzen. Iſt ein Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis nicht gegeben, ſo gilt als ſolcher der 
Betrag, der für den Gegenſtand im Zeitpunkt ſeines Erwerbes durch den Steuerpflichtigen unter ge— 
meingewöhnlichen Verhältniſſen hätte aufgewendet werden müſſen. 

(3) Werden einem Betrieb Gegenſtände gewidmet, die dem Steuerpflichtigen ſchon vorher gehört 
haben, ſo dürfen ſie mit keinem höheren als dem gemeinen Werte im Zeitpunkt der Widmung angeſetzt 
werden. Iſt bei einem Steuerpflichtigen ein Kalender- oder Geſchäftsjahr, für das eine Gewinn⸗ 
ermittlung nach 8 10 Abſ. 1, 8 11 vorzunehmen war, nicht vorangegangen, ſo dürfen unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchrift des Satzes 1 für den Beginn des Kalender- oder Geſchäftsjahres die dem Betrieb gewidmeten 
Gegenſtände mit keinem höheren als dem Anſchaffungs- oder Herſtellungspreis angeſetzt werden. 

8 18 

(1) Bei Gegenſtänden, die bereits am Schluß des vorangegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres 
zum Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen oder im Falle unentgeltlichen Erwerbs eines Betriebs zum 
Betriebsvermögen des Rechtsvorgängers gehört haben, iſt der für den Schluß eines Kalender- oder 
Geſchäftsjahres angeſetzte Wert eines Gegenſtandes bei der Veranlagung des Steuerpflichtigen oder 
ſeines Rechtsnachfolgers auch weiterhin für die folgenden Kalender- oder Geſchäftsjahre anzuſetzen; der 
Steuerpflichtige kann jedoch für den Schluß des Kalender- oder Geſchäftsjahres an Stelle des An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreiſes den niedrigeren gemeinen Wert und an Stelle des angeſetzten 
gemeinen Wertes den um die Abſetzung für Abnutzung oder Subſtanzverringerung verminderten An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis anſetzen, wenn dieſer niedriger iſt. 

(2) Bei unentgeltlicher Übertragung eines Betriebs kann fur die Veranlagung des letzten Be 
triebsinhabers ſtets auch der höhere gemeine Wert angeſetzt werden, ohne Rücksicht darauf, ob beim 
Schluß des vorangegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahres der gemeine Wert oder der Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungspreis eingeſetzt war. 


(1) Nicht in Geld beſtehende Einnahmen wie Naturalien, Waren, Koſt, Wohnung, Genuß von 
Rechten und Gütern, Ausbeuten und Dienſtleiſtungen ſind, ſoweit nichts anderes vorgeſchrieben iſt, mit 


8 19 
den üblichen Mittelpreiſen des Verbrauchsortes anzufetzen. i | 
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(2) Das Landesſteueramt wird ermächtigt, für die Bewertung der in Abſ. 1 bezeichneten Ein- 
nahmen, insbeſondere der Beköſtigung und Unterbringung von Lohn- und Gehaltsempfängern, Durch— 
ſchnittsſätze zu beſtimmen. 

8 20 

(1) Dem Einkommen eines unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Ehemannes wird das Einkommen ſeiner 
gleichfalls unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Ehefrau hinzugerechnet, wenn ſowohl die Ehe ſelbſt wie die dau— 
ernde eheliche Lebensgemeinſchaft während des ganzen Kalenderjahres beſtanden hat, für das die Steuer 
zur Erhebung kommt. Für die Feſtſtellung des zuſammengerechneten Einkommens der Ehegatten gilt 
die Vorſchrift des §S 7 Abſ. 3 ſinngemäß. 

(2) Die Haftung eines Ehegatten für die Steuer nach $ 91 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß er Einkommen im Kalender- oder Geſchäftsjahr nicht bezogen hat. 

(3) Für die vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten untereinander gilt jeder Ehegatte als 
Schuldner des Steuerteils, der nach den Verhältniszahlen berechnet wird, die ſich ergeben, wenn jeder 


Ehegatte getrennt mit ſeinem Einkommen veranlagt worden wäre. 


8 21 

(1) Die Einkommenſteuer wird nach Ablauf jedes Kalenderjahres veranlagt und zwar nach Mab- 
gabe des geſamten Einkommens, das in dieſem Kalenderjahr bezogen iſt. 

(2) Für die Feſtſtellung des Einkommens aus dem Betrieb eines Gewerbes tritt bei Steuer— 
pflichtigen der in § 11 bezeichneten Art, die für ein vom Kalenderjahr abweichendes Geſchäftsjahr regel- 
mäßige Geſchäftsabſchlüſſe machen, an Stelle des Kalenderjahres das Geſchäftsjahr, das in dem nach 
Abſ. 1 maßgebende Kalenderjahr endet. Das ſonſtige Einkommen dieſer Steuerpflichtigen wird nach 
dem Kalenderjahr und nur, ſoweit es in dem betreffenden Geſchäftsabſchluß mitenthalten iſt, nach dem 
Geſchäftsjahre berechnet. Enden mehrere Geſchäftsjahre in einem Kalenderjahr, ſo wird das Ergebnis 
dieſer Geſchäftsjahre zuſammengerechnet. Liegt zwiſchen zwei Geſchäftsjahren ein Zeitraum, für den ein 
Geſchäftsabſchluß nicht gemacht worden iſt, jo it das in dieſem Zeitraum erzielte Einkommen gleich⸗ 
falls und zwar inſoweit in Anſatz zu bringen, als es auf das nach Abſ. 1 maßgebende Kalender- 
jahr entfällt. Fällt die Steuerpflicht in der Zeit zwiſchen dem Ende des letzten Geſchäftsjahres, das 
der Veranlagung zugrunde zu legen iſt, und dem Ende des nach Abſ. 1 maßgebenden Kalenderjahres 
weg, ſo wird dem Ergebnis des letzten Geſchäftsjahres das Einkommen zugerechnet, das bis zum Weg— 
fall der Steuerpflicht erzielt worden iſt. 

(3) ) Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten entſprechend für Betriebe der Land- und Forſtwirt— 
ſchaft, für die ordnungsgemäß Bücher geführt werden, jedoch mit der Abweichung, daß die end- 
gültige Veranlagung für ein Kalenderjahr nach dem Ergebnis des Wirtſchaftsjahres zu erfolgen hat, das 
in dem fraglichen Kalenderjahre beginnt. 

(4) Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen nach Abſ. 1 maßgebenden Kalenderjahres 
beſtanden, ſo erfolgt die Veranlagung für dieſes Kalenderjahr nach dem während der Dauer der 
Steuerpflicht bezogenen Einkommen. 

(5) Wenn die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres fortfällt, iſt die Veranlagung in Ab⸗ 


weichung von Abſ. 1 unverzüglich durchzuführen. 


III. Die einzelnen Einkommensarten 


1. Land- und Forſtwirtſchaft“) 
8 22 


(1) Zu den Einkünften aus dem Betriebe von Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Gartenbau und 
ſonſtiger nicht gewerblicher Bodenbewirtſchaftung (Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft) gehören 
auch Einkünfte ; - 

1. aus Tierzucht, 
2. aus Gemüſe- und Obſtbau, Baumſchulen und Samenzucht, 
3. aus Binnenfiſcherei, Fiſchzucht und Teichwirtſchaft, 
4. aus Torfſtich und der Gewinnung von Steinen und Erden, 
es ſei denn, daß es ſich um einen ſelbſtändigen gewerblichen Betrieb handelt. 


) $ 21 Abf. 3 gilt erſtmalig für die endgültige Veranlagung 1931. Bis dahin findet Anwendung § 21 Abſ. 3 in 
der Faſſung des Einkommenſteuergeſetzes vom 27. März 1926 (Geſetzbl. S. 88). 
: ) Die Vorſchriften der 88 22/24 gelten erſtmalig für die Veranlagung 1931. Bis dahin finden Anwendung 
die 88 22, 23, 25, 26, 27 in der Faſſung des Einkommenſteuergeſetzes vom 27. März 1926 (Geſetzbl. S. 88 ff.) und § 24 in 
der Faſſung der Verordnung vom 8. Mai 1931 (Geſetzbl. S. 69). 
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(2) Zu den Einkünften aus dem Betriebe aus Land- und Forſtwirtſchaft gehören auch Einkünfte 
aus der Ausübung der Jagd, ſoweit fie mit dem Betrieb einer Land— oder Forſtwirtſchaft im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. 
§ 23 
Bei der Ermittlung der Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft ſind einzubeziehen: 


1. Der Wert der Nutzung der Wohnung des Unternehmers, ſoweit ihr Umfang bei Betrieben 
gleicher Art üblich iſt; 


2. die im Betrieb anfallenden Einkünfte aus Rechten an Grundſtücken, aus Gefällen ſowie aus 
ſolchen Rechten, auf welche die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grundſtücke Anwen— 
dung finden. 

8 24 
(1) Werden von den Steuerpflichtigen über den Betrieb der Land- und Forſtwirtſchaft ordnungs⸗ 
mäßige, den Reinertrag nachweiſende Bücher geführt, ſo iſt der Gewinn auf Grund der Abſchlüſſe 
dieſer Bücher zu ermitteln; die Bücher gelten vorbehaltlich der Prüfung ihres Inhalts als ordnungs— 
mäßig, wenn ſie 

a) alle geſchäftlichen Vorgänge des Betriebs, nach beſtimmten Grundſätzen geordnet, mit ihrem 
Geldwert in Erſcheinung bringen, insbeſondere auch die Beziehungen des Betriebsunter— 
nehmens zum Betrieb (Eigenverbrauch, Entnahmen, Zuſchüſſe zum Betrieb aus anderen Ver- 
mögensbeſtandteilen) fortlaufend verzeichnen; 


b) auf Grund einer jährlichen Inventur die Anderung der einzelnen Beſtandteile des im Betrieb 
angelegten Vermögens darſtellen. 


(2) Der Senat kann nähere Beſtimmungen darüber erlaſſen, ob und inwieweit eine Buchführung 
gemäß Abſ. 1 anzuerkennen iſt.“) 


2. Gewerbebetrieb 
; 8 25 
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören auch 
1. bei perſönlich haftenden Geſellſchaftern einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien die Vergü— 


tungen (Tantiemen) ſowie die Gewinnanteile dieſer Geſellſchafter, welche auf ihre nicht auf 
das Grundkapital gemachten Einlagen entfallen; 


2. bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer 
anderen Geſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des Ge— 
werbebetriebs anzuſehen iſt, ihr Anteil am Geſchäftsgewinn zuzüglich etwaiger beſonderer Ver— 
gütungen, die der Geſellſchafter für Mühewaltungen im Intereſſe der Geſellſchaft für deren 
Rechnung bezogen hat. 

8 26 
(1) Als Einkünfte aus Gewerbebetrieb gelten auch Gewinne, die erzielt werden bei der Veräußerung 
1. des Gewerbebetriebes als ganzen oder eines Teiles des Gewerbebetriebes; 


2. von Beteiligungen eines perſönlich haftenden Geſellſchafters einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien ($ 25 Ziff. 1), von Anteilen eines Geſellſchafters, der als Unternehmer (Mitunter- 
nehmer) des Betriebes anzuſehen iſt (§ 25 Ziff. 2). 


(2) Für die Ermittelung des Gewinns im Sinne des Abſ. 1 gelten die Vorſchriften der 88 10 
und 11 mit der Maßgabe, daß der Veräußerungspreis mit dem Werte zu vergleichen iſt, der am 
Schluß des vorangegangenen Geſchäfts- oder Kalenderjahres der Veranlagung zu Grunde gelegen 
hat; hat der letzten Veranlagung ein Wert nicht zu Grunde gelegen, ſo tritt an ſeine Stelle der 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis im Sinne des $ 17 Abſ. 2. Bei der Gegenüberſtellung bleibt 
der Wert des Grund und Bodens inſoweit außer Anſatz, als er bei der Gewinnermittlung während 
der Geſchäftsführung nicht zu berückſichtigen iſt. 


(3) Der Veräußerung eines Gewerbebetriebes als ganzen oder eines Teiles des Gewerbebetriebes 
(Abſ. 1 Ziff. 1) ſteht es gleich, wenn ein Gewerbebetrieb aufgegeben wird. Sierbei iſt für die 
Ermittlung des Gewinnes von den Veräußerungspreiſen der einzelnen dem Betriebe gewidmeten Gegen— 


*) Die Beſtimmungen ſind enthalten in der Verordnung über die Ordnungsmäßigkeit der landwirtſchaftlichen Buch⸗ 
führung vom 27. März 1926, St. A. I. S. 110 (Abänderung vom 24. März 1927, St. A. I, S. 108). 
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ſtände auszugehen. Für Gegenſtände, die nicht veräußert werden, tritt an Stelle des Veräußerungs⸗ 
preiſes der gemeine Wert im Zeitpunkte der Aufgabe. Waren an dem Gewerbebetriebe mehrere 
Unternehmer (Mitunternehmer) beteiligt und erfolgt die Aufgabe im Wege der Auseinanderſetzung, 
ſo darf bei jedem einzelnen nicht mehr angeſetzt werden, als der gemeine Wert der Gegenſtände, die 
er bei der Auseinanderſetzung erhalten hat. 


Ss 27 

Hat im Falle des § 26 Abſ. 1 Ziff. 1 der Veräußerer das Betriebsvermögen innerhalb der 
letzten 3 Jahre vor der Veräußerung unentgeltlich erworben, ſo iſt auf Antrag auf die nach dem 
Veräußerungsgewinn ($ 26 Abſ. 2) ſich errechnende Einkommenſteuer der Teil der Erbſchaftsſteuer 
anzurechnen, der auf den Unterſchied zwiſchen dem der Veranlagung zur Erbſchaftsſteuer zu Grunde 
gelegten und dem bei der Veranlagung des Rechtsvorgängers des Steuerpflichtigen zur Einkommen⸗ 
ſteuer zuletzt angeſetzten Wert des Betriebsvermögens entfällt. Entſprechendes gilt in den Fällen 
des $ 26 Abſ. 1 Ziff. 2, wenn der Veräußerer die Beteiligung oder die Anteile innerhalb der letzten 
3 Jahre vor der Veräußerung unentgeltlich erworben hat. 


§ 28 
Die Vorſchriften der Ss 26 und 27 finden nur Anwendung, inſoweit 
a) bei Veräußerung des Gewerbebetriebes als ganzen der Gewinn den Betrag von 10000 G, 
b) bei Veräußerung eines Teiles des Gewerbebetriebes, von Beteiligungen oder Anteilen der 
Gewinn den dem Anteil entſprechenden Teil von 10000 G 
überſteigt; der nach den Vorſchriften der §§ 6 bis 21 für die Zeit von der letzten Veranlagung bis zur 
Veräußerung ſich ergebende Gewinn gilt nicht als Veräußerungsgewinn im Sinne dieſer Vorſchrift. 


8 29 


(1) Steht der Gewinn aus einem inländiſchen Gewerbebetrieb infolge beſonderer Vereinbarungen 
des Steuerpflichtigen mit einem im Inland nicht unbeſchränkt Steuerpflichtigen in offenbarem Mißver⸗ 
hältnis zu dem Gewinn, der ſonſt bei Geſchäften gleicher oder ähnlicher Art erzielt wird, ſo kann 
dieſer Gewinn, mindeſtens aber die übliche Verzinſung des dem Betrieb dienenden Kapitals, bei der 
Einkommensermittlung für den inländiſchen Gewerbebetrieb angeſetzt werden. Als Kapital im Sinne 
dieſer Vorſchrift gilt außer dem Anlagekapital auch das umlaufende Betriebskapital, insbeſondere 
Waren, Erzeugniſſe und Vorräte. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, 
daß weder er am Vermögen oder am Gewinn des ausländiſchen Gewerbebetriebs noch deſſen Inhaber 
am Gewinn oder am Vermögen dieſes Gewerbebetriebs weſentlich beteiligt iſt. 


8 30 


(1) Iſt bei der beſchränkten Steuerpflicht nach 8 3 Abſ. 2 Nr. 2 der inländiſche Gewerbebetrieb 
Zweigniederlaſſung eines ausländiſchen Unternehmens, ſo kann bei der Einkommensermittlung für den 
inländiſchen Gewerbebetrieb der Gewinn angeſetzt werden, der ſonſt bei inländiſchen Geſchäften gleicher 
oder ähnlicher Art erzielt wäre, wenn es ſich um ein ſelbſtändiges Unternehmen handelte, mindeſtens aber 
die übliche Verzinſung des der inländiſchen Zweigniederlaſſung gewidmeten Kapitals. Als Kapital im 
Sinne dieſer Vorſchrift gilt außer dem Anlagekapital auch das umlaufende Betriebskapital, insbeſondere 
Waren, Erzeugniſſe und Vorräte. Die Vorſchrift findet auch dann Anwendung, wenn nach den Maß— 
nahmen der Geſchäftsleitung der Gewinn zwiſchen der inländiſchen Zweigniederlaſſung und dem aus⸗ 
ländiſchen Hauptunternehmen anderweit verteilt wird. 

2) Der Steuerausſchuß it ermächtigt, die Einkommenſteuer auf Antrag des Steuerpflichtigen auch 
in einem Pauſchbetrage feſtzuſtellen. 


3. Sonſtige ſelbſtändige Berufstätigkeit 
8 31 


(1) Zu den Einkünften aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit gehören insbeſondere: 1 


1. Einkünfte aus freien Berufen, insbefondere der Erwerb aus wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher, 
ſchriftſtelleriſcher, unterrichtender oder erzieheriſcher Tätigkeit, aus der Berufstätigkeit der 
Arzte, Rechtsanwälte, Architekten und Ingenieure; N 
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2. andere Einkünfte aus ſelbſtändiger Arbeitstätigkeit, insbeſondere Vergütungen für Vermögens⸗ 
verwaltungen und für Vollſtreckung von Teſtamenten ſowie Vergütungen (Tantiemen) oder 
unter ſonſtiger Benennung gewährte Bezüge, geldwerte Vorteile und Entſchädigungen, die 
den Mitgliedern des Aufſichtsrats von Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Genoſſenſchaften und von ſonſtigen Perſonenver⸗ 
einigungen gewährt werden, bei denen der Steuerpflichtige nicht als Unternehmer (Mitunter⸗ 
nehmer) anzuſehen iſt. 

(2) Einkünfte der im Abſ. 1 bezeichneten Art ſind auch dann als Einkünfte aus ſonſtiger ſelb⸗ 
ſtändiger Berufstätigkeit anzuſehen, wenn es ſich nur um eine vorübergehende Tätigkeit handelt. 


4. Nichtſelbſtändige Arbeit 
8 32 
(1) Zu den Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn) gehören ohne Rückſicht darauf, 
ob es ſich um eine nachhaltige Tätigkeit handelt oder nicht, insbeſondere: 
1. Gehälter, Beſoldungen, Löhne, Tantiemen, Gratifikationen oder unter ſonſtiger Benennung 
gewährte Bezüge, geldwerte Vorteile und Entſchädigungen der in öffentlichem oder privatem 
Dienſte angeſtellten oder beſchäftigten Perjonen; 
2. Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſenpenſionen und andere Bezüge oder geldwerte 
Vorteile für frühere Dienſtleiſtung, auch wenn es ſich um Einkünfte handelt, deren Ge— 
währung ganz oder zum Teil auf Beitragsleiſtung des Empfängers beruht; 


(2) Zum Arbeitslohn gehören nicht: 

1. die aus öffentlichen Kaſſen gewährten Aufwandsentſchädigungen, Tagegelder und Reiſekoſten. 
Zu den Aufwandsentſchädigungen der im öffentlichen Dienſte angeſtellten Perſonen gehört 
auch der nach ausdrücklicher Anordnung zur Beſtreitung des Dienſtaufwandes beſtimmte Teil 
des Gehalts oder einer etwaigen Zulage; 


2. Entſchädigungen, die den im privaten Dienſte angeſtellten Perſonen nach ausdrücklicher 
Vereinbarung zur Beſtreitung des durch den Dienſt veranlaßten Aufwandes gezahlt werden, 
wenn ſie nur in Höhe des nachgewieſenen Dienſtaufwandes gewährt werden oder die tat— 
ſächlichen Aufwendungen offenbar nicht überſteigen. 

(3) Zum Arbeitslohn gehören nicht Entgelte für Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen, die der 
Umſatzſteuer auf Grund des Umſatzſteuergeſetzes unterliegen. 


5. Kapitalvermögen 
8 33 
(1) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören insbeſondere: 

1. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinne, welche entfallen auf Aktien, Kuxe, 
Genußſcheine ſowie auf Anteile an der Reichsbank, an Kolonialgeſellſchaften, an bergbau⸗ 
treibenden Vereinigungen, welche die Rechte einer juriſtiſchen Perſon haben, an Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung und an Genoſſenſchaften; rühren die vorbezeichneten Einkünfte von 
einer Erwerbsgeſellſchaft her, die in der Freien Stadt Danzig unbeſchränkt körperſchafts⸗ 
ſteuerpflichtig iſt, fo gelten als Einnahmen: 5 

a) falls die Bezüge aus einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
fließen, 70% der empfangenen Beträge, 

b) falls die Bezüge aus einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung fließen, 50 % der 
empfangenen Beträge; 

2. Einkünfte aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als ſtiller Geſellſchafter; 


3. Zinſen und Anleihen, die in öffentlichen Schuldbüchern eingetragen oder über die Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen ausgegeben ſind; 

4. Zinſen aus Kapitalforderungen jeder Art einſchließlich der Zinſen aus Einnahmen und 
Guthaben bei Sparkaſſen, Banken und anderen Kreditanitalten; 

5. Zinfen von Hypotheken und Grundſchulden, Renten von Rentenſchulden. Bei Tilgungs- 


hypotheken und Tilgungsgrundſchulden gilt nur der Teil der Zahlung als Kapitalertrag, der 
auf den jeweiligen Kapitalreſt als Zins entrichtet wird; 


* nn 
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6. Diskontbeträge von Wechſeln und Anweiſungen einſchließlich der Schatzwechſel, ſoweit es ſich 
um Kapitalanlagen handelt. 

(2) Als Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des Abſ. 1 gelten auch: 

1. beſondere Entgelte oder Vorteile, die neben Kapitalerträgen der im Abſ. 1 genannten Art 
oder an deren Stelle gewährt werden; 

2. Einkünfte aus der Veräußerung von Dividenden und Zinsſcheinen ſowie ſonſtigen Gewinnen, 
ſofern die dazu gehörigen Aktien, Schuldverſchreibungen und ſonſtigen Anteile im Eigentum 
des Steuerpflichtigen bleiben. 

(3) Soweit Kapitalerträge der in Abſ. 1 und 2 bezeichneten Art in einem gewerblichen Betrieb 
oder einem Betrieb der Land- und Forſtwirtſchaft anfallen, für den ordnungsmäßig Bücher geführt 
werden, gelten ſie als Einkünfte aus Gewerbebetrieb oder aus Land- und Forſtwirtſchaft. 


6. Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, 
Sachinbegriffen und Rechten 
Ss 34 


(1) Zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen, Sach⸗ 
inbegriffen und Rechten gehören insbeſondere: 

1. Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung und ſonſtiger zeitlich begrenzter berlaſſung von 
Grundſtücken, Gebäuden und Gebäudeteilen, von Schiffen, die ins Schiffsregiſter eingetragen 
ſind, ſowie von Rechten, auf die die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke 

Anwendung finden; 


2. Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung und ſonſtiger zeitlich begrenzter Überlaſſung von 
landwirtſchaftlichem Inventar, von beweglichem Betriebsvermögen und von einer zur Aus⸗ 
übung einer ſelbſtändigen Berufstätigkeit dienenden Einrichtung; i 5 


3. Einkünfte aus Verpachtung oder ſonſtiger zeitlich begrenzter Uberlaſſung von literariſchen, 
künſtleriſchen und gewerblichen Urheberrechten, von Rechten, Gerechtigkeiten und Gefällen, 
ſoweit dieſe Einkünfte nicht den Einkünften aus Gewerbebetrieb oder aus ſonſtiger ſelbſtändiger 
Berufstätigkeit zuzurechnen ſind. N 

(2) Als Einkünfte im Sinne des Abj. 1 gelten auch Einkünfte aus der Veräußerung von Miet⸗ 
und Pachtzinsforderungen, und zwar auch dann, wenn die Einkünfte im Veräußerungspreiſe von Grund⸗ 
ſtücken enthalten find und die Miet- oder Pachtzinſen ſich auf einen Zeitraum beziehen, in dem der 
Veräußerer noch Beſitzer war. 

(3) Den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung werden der Wert der Nutzung einer Woh⸗ 
nung im eigenen Hauſe und einer dem Steuerpflichtigen ganz oder teilweiſe unentgeltlich überlaſſenen 
Wohnung einſchließlich der zugehörigen ſonſtigen Räume, Gärten und Parkanlagen gleichgeſtellt, ſo⸗ 
weit der Wert nicht ſchon bei Einkünften anderer Art einbezogen worden iſt. 

(4) Soweit Einkünfte der im Abſ. 1 bis 3 bezeichneten Art in einem gewerblichen Betrieb an⸗ 
fallen oder zu den Einkünften aus ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit, aus nichtſelbſtändiger Arbeit 
oder zu anderen wiederkehrenden Bezügen gehören, ſind ſie dieſen Einkünften zuzurechnen. 

(5) Einkünfte aus den durch das Geſetz über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungs- 
baues vom 9. Dezember 1925 begünſtigten Grundſtücken bleiben im Rahmen der dortigen Vorſchriften 
außer Anſatz. 

8 35 


Bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung ſind für die Einkommensermittlung dem Pacht⸗ 
oder Mietzins die dem Pächter oder Mieter zum Vorteil des Verpächters oder Vermieters obliegenden 
Natural- oder ſonſtigen Nebenleiſtungen ſowie die dem Verpächter oder Vermieter vorbehaltenen 
Nutzungen hinzuzurechnen; abzurechnen ſind die dem Verpächter oder Vermieter obliegenden abzugs- 
fähigen Laſten. 

7. Andere wiederkehrende Bezüge 
8 36 
Zu den anderen wiederkehrenden Bezügen gehören insbeſondere: 
1. vererbliche Renten; 
2. Leibrenten, Leibgedinge, Zeitrenten und andere unvererbliche Renten; 
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3. Zuſchüſſe und ſonſtige Vorteile, die als wiederkehrende Bezüge gewährt werden, und zwar 
auch dann, wenn ein klagbarer Anſpruch auf ſie nicht beſteht. Iſt die Zuwendung freiwillig 
oder zur Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht erfolgt, ſo hat ſie der Empfänger nicht 
zu verſteuern, wenn der Geber unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt. 


8. Sonſtige Leiſtungsgewinne 
§ 37 a 
(1) Sonſtige Leiſtungsgewinne find: 

1. Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften in den Grenzen des $ 38, es ſei denn, daß es ſich um 
Gegenſtände handelt, deren Wert bei einer Gewinnermittlung nach Ss 10, 11 oder bei Ein- 
fünften der im §S 6 Abſ. 1 Nr. 4 bis 7 bezeichneten Art als Einnahme in Anſatz gebracht 
wird; 

2. Einkünfte, ſoweit fie infolge einer anderen Tätigkeit anfallen, die nicht zu den in § 6 
Abſ. 1 Nr. 1 bis 4, 6 bezeichneten gehören, insbeſondere Einkünfte aus gelegentlichen Ver— 
mittlungen und aus Vermietung beweglicher Gegenſtände einſchließlich der Schiffe, die nicht 
im Schiffsregiſter eingetragen ſind. 

(2) Einkünfte der in Abſ. 1 Nr. 2 genannten Art unterliegen der Beſteuerung nur, wenn die 
Einnahmen im Kalender- oder Geſchäftsjahr den Betrag von 500 G überſtiegen haben. 


8 38 
(1) Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften unterliegen der Beſteuerung nur, wenn fie als Speku— 
lationsgeſchäfte anzuſehen ſind. Als Spekulationsgeſchäfte gelten vorbehaltlich des Abſ. 2 Veräuße— 
rungsgeſchäfte, 
1. wenn der Zeitraum zwiſchen Anſchaffung und Veräußerung 
a) bei Grundſtücken weniger als 2 Jahre, 
b) bei anderen Gegenſtänden, insbeſondere Wertpapieren, weniger 5 6 Monate beträgt 
oder 


2. wenn es ſich um Geſchäfte handelt, bei denen der Erwerb der Veräußerung zeitlich folgt. 
(2) Einkünfte aus Veräußerungsgeſchäften bleiben ſteuerfrei, wenn 


1. der veräußerte Gegenſtand nicht zum vermögenſteuerpflichtigen Vermögen des Veräußerers 
gehört, 

2. der im Kalenderjahr aus Veräußerungsgeſchäften erzielte Gewinn insgeſamt weniger als 
500 G beträgt, 

3. der Steuerpflichtige dartut, daß der veräußerte Gegenſtand nicht zum Zwecke gewinnbringender 
Wiederveräußerung erworben worden iſt. 

6) Verluſte aus Veräußerungsgeſchäften im Sinne des Abſ. 1 können nur bis zur Höhe der 


im gleichen Kalenderjahr erzielten und der Beſteuerung unterliegenden Veräußerungsgewinne abgezogen 
werden. 


$ 39 


Für die Ermittlung des Gewinns und des Verluſtes bei Veräußerungsgeſchäften ($ 37 Abi. 1 
Nr. 1, $ 38) ſind als Einnahmen der Veräußerungspreis und als Ausgaben neben den Werbungskoſten 
der Anſchaffungspreis anzuſetzen; zu den Werbungskoſten gehört auch die Hälfte der Grundwechſelſteuer. 
Iſt der Anſchaffungspreis nicht zu ermitteln, ſo gilt als ſolcher der gemeine Wert, den der Gegenſtand 
zur Zeit des Erwerbes gehabt hat. 


9. Gemeinſame Vorſchriften 
8 40 
Zu den Einkünften der im 8 6 bezeichneten Art gehören außer den in SS 22— 86, 8 37 Abſ. 1 
Ziff. 2 den einzelnen Einkommensarten ausdrücklich zugewieſenen insbeſondere: 
1. Entſchädigungen, die als Erſatz für entgehende Einnahmen oder für die Aufgabe einer 
Tätigkeit, einer Gewinnbeteiligung oder einer Anwartſchaft auf eine ſolche gewährt werden, 
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2. Einkünfte, die dem Steuerpflichtigen aus einer ehemaligen Tätigkeit im Sinne des § 6 
Abſ. 1 Ziff. 1—4 oder aus einem erloſchenen Rechtsverhältnis im Sinne des § 6 Abſ. 1 
Ziff. 5—8 zufließen; dies gilt auch dann, wenn dieſe Einkünfte dem Steuerpflichtigen als 
Rechtsnachfolger zufließen. 
§ 41 
Für die Einreihung unter die Einkünfte im Sinne des $ 6 Abſ. 1 bis 3 iſt es ohne Bedeutung, 
ob der Unternehmer oder der Berufstätige Eigentümer, Nießbraucher, Pächter oder ein ſonſtiger 
Nutzungsberechtigter it. Einkünfte aus Verpachtung (8 34) gehören im Sinne dieſes Geſetzes nicht zu 
den Einkünften der in $ 6 Abſ. 1 bis 3 bezeichneten Art. 


8 42 


Als Hilfsmittel für die Beſteuerung können Durchſchnittsſätze für das Einkommen oder für ſeine 
Ermittlungsgrundlagen feſtgeſetzt werden. Die Durchſchnittsſätze ſind der Feſtſtellung des Einkommens 
zugrunde zu legen, es ſei denn, daß der Steuerpflichtige in ſeiner Steuererklärung abweichende An— 
gaben macht und ſie entweder beweiſt oder ſo belegt, daß eine von den Durchſchnittsſätzen abwei— 
chende Schätzung geboten iſt. 


$ 43 

Bei Steuerpflichtigen, die durch Zuzug aus dem Ausland unbeſchränkt ſteuerpflichtig werden, kann 
der Senat anordnen, daß im einzelnen Fall oder in beſtimmten Gruppen von Fällen für die Dauer 
von fünf Jahren ſeit Begründung der unbeſchränkten Steuerpflicht von der Heranziehung von Einkünften 
beſtimmter Art, insbeſondere von der Heranziehung des ausländiſchen Einkommens ganz oder teilweiſe 
abgeſehen wird, oder daß ſolche Perſonen nach Maßgabe ihres inländiſchen Verbrauchs beſteuert werden; 
der Senat kann in ſolchen Fällen im Einvernehmen mit dem Steuerpflichtigen die Einkommenſteuer auch 
in einem Pauſchbetrag feſtſetzen. 


8 44. 
Der Steuerausſchuß iſt berechtigt, in Fällen, in denen bei beſchränkt Steuerpflichtigen eine geſonderte 
Berechnung des Einkommens aus inländiſcher Erwerbs- und Berufstätigkeit ($ 3 Abſ. 2 Nr. 1 bis 4) 
nicht möglich iſt, die Steuer für das inländiſche Einkommen auch in einem Pauſchbetrage feſtzuſetzen. 


IV. Beſteuerung nach dem Verbrauch 
8 45 

(1) Steht das feſtgeſtellte Einkommen eines unbeſchränkt Steuerpflichtigen unter Berückſichtigung 
der geſamten Lebensverhältniſſe in einem offenbaren Mißverhältnis zu ſeinem Verbrauch, ſo kann dieſer 
anſtelle des Einkommens der Beſteuerung zugrunde gelegt werden, ſoweit der Steuerpflichtige nicht 
5 nachweiſt, daß er feinen Verbrauch aus Bezügen beſtritten hat, die nach 8s 8 und 36 Ziff. 3 Satz 2 
bei Ermittlung des Einkommens außer Anſatz bleiben oder daß der Verbrauch in Ausgaben beſteht, 
die nach 8 36 Ziff. 3 Satz 1 bei einem anderen Steuerpflichtigen als wiederkehrende Bezüge be— 
ſteuert werden. 

(2) Verbrauch im Sinne des Abf. 1 find insbeſondere die zur Beſtreitung des Haushalts und 
der Lebensführung des Steuerpflichtigen einſchließlich der zu ſeinem und ſeiner Familienangehörigen 
Unterhalt aufgewendeten Beträge, ſowie die Ausgaben zum Erwerb von Gegenſtänden, die beim 
Steuerpflichtigen nicht der Vermögenſteuer unterliegen. 


(3) Zum Verbrauch gehören nicht Ausgaben: 


a) für Ausſteuern und Ausſtattungen, ſoweit ſie das den Verhältniſſen des Steuerpflichtigen 
entſprechende Maß nicht überſteigen; 


b) für Schuldenzinſen, Renten und dauernde Laſten im Sinne des $ 13 Abſ. 1 Ziff. 3; 
e) für Steuern vom Einkommen, Vermögen, Grundbeſitz und Gewerbebetrieb; 


d) für Sonderleiſtungen im Sinne des $ 15, ſowie einmalige und wiederkehrende Beiträge an 
inländiſche Vereinigungen, die auschließlich wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, kirchliche, mildtätige 
oder gemeinnützige Zwecke verfolgen; a 

e) für Arzneien und andere Gegenſtände zu Heilzwecken oder zum rel körperlicher Ge— 
brechen. 
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(4) Neben den in Abſ. 3 bezeichneten Ausgaben können auf Antrag auch unberückſichtigt bleiben: 
a) Ausgaben, die durch Krankheiten oder Unglücksfälle verurſacht worden ſind; 
b) außergewöhnliche Aufwendungen, die durch die Geburt, den Unterhalt oder die Erziehung 
eines Kindes notwendig geworden ſind; 
c) Aufwendungen für Angeſtellte oder frühere Angeſtellte, ſofern dieſe Ausgaben aus ſozialen 
Gründen erforderlich erſcheinen. 


(5) Ein offenbares Mißverhältnis zwiſchen dem Einkommen und dem Verbrauch kann nur dann 
angenommen werden, wenn der Verbrauch mindeſtens um die Hälfte höher iſt als das Einkommen. 
Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet ferner keine Anwendung, wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, daß 
er den Verbrauch aus Vermögen beſtritten hat, das bei ſeinem Entſtehen in den letzten 3 Jahren 
der Beſteuerung nach dem Einkommenſteuergeſetz unterlegen hat. 

(6) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet nur Anwendung, wenn der Verbrauch mindeſtens 6000 8 
jährlich beträgt. 5 

V. Steuertarif 
§ 46 *) 

(1) Vom Einkommen ſind vor Berechnung der Einkommenſteuer folgende Beträge im Jahr ab- 
zuſetzen: 5 

a) für den Steuerpflichtigennn 7 240, — G | 
b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer heranzuziehende Ehefrau des Steuerpflichtigen 120,— 8 
c) für ein einziges zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählendes minderjähriges 


Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer herangezogen 120 
f g d) für das erſte Kind, falls weitere Kinder vorhanden find . d. .. 600,— 8 
| e) für das 2. Kind des gleichen Steuerpflichtignss no 720,— G 
f) für das 3. Kind des gleichen Steuerpflichtigennnn2ss 840,— G 
g) für das 4. und jedes weitere Kind des gleichen Steuer pflichtigen je 1440, — 8 


2 Der Abzug wird auch für ſolche minderjährigen Kinder gewährt, die ſelbſtändiges Arbeitsein— 
kommen beziehen, ſofern ſie bis zum Ende des Kalenderjahres, für das die Steuer erhoben wird, das 
17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Als Kinder im Sinne dieſes Geſetzes gelten neben den 
Abkömmlingen des Haushaltungsvorſtandes auch Stief-, Schwieger⸗, Adoptiv- und Pflegekinder ſowie 
deren Abkömmlinge. 
(3) Für Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig ſind, oder nicht bloß vorüber⸗ 
gehend behindert ſind, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu beſtreiten, erhöhen ſich die in 
Abſ. 1 Ziffer a) und b) vorgeſehenen Abzüge auf je 500 G, ſofern das ſteuerbare Einkommen 2400 G 
1 nicht überſteigt und ſich hauptſächlich aus Einkünften der in $ 6 Ziffer 5 und 6 genannten Art 


" zuſammenſetzt. a 
IR (d) Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen Jahres beitanden, jo mindert ſich die Höhe 
Kay der Abzüge in dem Verhältnis, in dem die Zahl der Monate, während der die Steuerpflicht gegeben b 
. war, zum vollen Kalenderjahr ſteht. a 

4 


(5) Der Abzug nach Abſ. 1 Buchſtabe a) kommt für ledige Perſonen in Fortfall. 


(6) Die Einkommenſteuer wird vorbehaltlich der Vorſchriften des § 50 nicht feſtgeſetzt, wenn 
die Einnahmen des Steuerpflichtigen nicht mehr als 1200, — Gulden im Jahre betragen. 


. 8 47 

Bir (1) Bei der Veranlagung können beſondere wirtſchaftliche Vechältniſſe, die die Leiſtungsfähigleit 
a des Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigen, durch Ermäßigung oder Erlaß der Einkommenſteuer 
N berüdfihtigt werden, wenn das Einkommen 30000 G nicht überſteigt. Als Verhältniſſe dieſer Art gelten 
Bir. ) Bei der endgültigen Veranlagung für das Kalenderjahr 1931 ſind abweichend von den in Abſ. 1 genannten 

Beträgen abzuſetzen: für die Ehefrau des Steuerpflichtige n . 220. G 

für das einzige Kind des Steuer pflichtigen 4 „ 1% 510.— G 

für das erſte Kind des Steuerpflichtigen, falls weitere Kinder vorhanden find. . 650.— G 

für das zweite Kind des Steuerpflichtigensns⁊ñ 740 G 

für das dritte Kind des Steuerpflichtigenn nennen 850.— G 

ö im Falle des § 79 für Werbungskoſten und n . 900. G 

(vergl. Artikel II der Verordnung vom 26. 9. 31 Geſ. Bl. S. 733). 
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insbeſondere außergewöhnliche, nicht ſchon gemäß § 46 ausgeglichene Belaſtung durch Unterhalt oder 
Erziehung einſchließlich Berufsausbildung der Kinder, durch geſetzliche oder ſittliche Verpflichtung zum 
Unterhalt mittelloſer Angehöriger, auch wenn ſie nicht zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählen, 
durch Krankheit, Körperverletzung, Verſchuldung, Unglücksfälle (darunter auch außerordentliche Ernte- 
und Hochwaſſerſchäden) oder durch beſondere Aufwendungen im Haushalt, die durch Erwerbstätigkeit 
einer Witwe mit minderjährigen Kindern veranlaßt worden ſind. 

(2) In Ausführung des Abſ. 1 können die in 8 46 Abſ. 1 vorgeſehenen Ermäßigungen auch 

a) für die Ehefrau und die minderjährigen Kinder, die nicht zum Haushalt der Steuerpflichtigen 

zählen, f 

b) für uneheliche minderjährige Kinder, die nicht zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählen, 
gewährt werden, wenn ſie vom Steuerpflichtigen ganz oder im weſentlichen unterhalten werden. 

(3) In Fällen, in denen der Fortfall von zur Haushaltung des Steuerpflichtigen gehörigen 
minderjährigen Kindern mit wirtſchaftlichen Nachteilen für den Steuerpflichtigen verbunden iſt, kann 
das Steueramt auf Antrag des Steuerpflichtigen für das nunmehr einzige minderjährige Kind einen 
Abzug von 600 G gewähren. 


8 48 
Die Vorſchriften der SS 46, 47 finden auf beſchränkt Steuerpflichtige (8 3) keine Anwendung. 


8 49 


(1) Die Einkommenſteuer wird ſtets für ein Kalenderjahr feſtgeſetzt. 
(2) Zur Berechnung der Einkommenſteuer wird das nach SS 46 und 47 verminderte Einkommen 
auf volle 10 Gulden nach unten abgerundet. 


8 50 
Die Einkommenſteuer beträgt jährlich: 8 
für die erſten angefangenen oder vollendeten 10000 G des Einkommens 10 v. H: 


„ „ Weiteren hr * Hi 5000 G „ 1 12,5 „ „ 

7 7 77 „ * [23 5000 G 7 7 15 „ „ 

7 77 12} [22 „ 7 10000 G ” „» 20 2) 

I 797 77 3 [2 „ 10.000 G „ „» 25 » » 

57 4 5 1 40000 G „ 5 300 

„ „weiteren Beträge DD: 
§ 51*) 


(1) Zu den nach den Vorſchriften des $ 50 errechneten Steuerbeträgen tritt ein Zuſchlag von 
10 v. H., der gleichzeitig mit den Steuerbeträgen, von denen er berechnet wird, zu entrichten iſt und 
Beſtandteil des „Gemeinſamen Solls“ im Sinne des Geſetzes über die gemeinſchaftliche Erhebung 
er veranlagten Einkommen-, Körperſchafts-, Vermögens-, Gewerbe- und Umſatzſteuer vom 27. 9. 
1928 (G. Bl. S. 207) wird. 

(2) Die nach Hinzurechnung des Zuſchlags ſich ergebende Einkommenſteuer iſt auf volle durch 
20 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. 


8 52 


(1) Neben den nach den Vorſchriften der 88 50 und 51 zu erhebenden Steuern iſt von den nach 

$ 2 und der Verordnung über die Ausgleichung der in- und ausländiſchen Beſteuerung vom 16. 5. 

1930 (G. Bl. S. 118) in Danzig ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichtsrats im Sinne des 8 31 

Abſ. 1 Ziff. 2 eine Tantiemeſteuer zu entrichten. Die Tantiemefteuer beträgt f j 

bei Bezügen aus dieſer Tätigkeit bis zu 3000 G.. . . 10 v. H. dieſer Bezüge, 

von 3000 G bis zu 10000 G 20 „„ „ 8 
über 10 000 G Nene 30 „5 „ ” ” 


„ „ ”» „ ” 
* 77 „ * 7 
575 
1 *) Der Zuſchlag von 10% kommt ab 1. Juli 1930 zur Erhebung (vergl. $ 1 Ziffer 7 des Geſetzes vom 27. Juni 
10930, Geſetzbl. S. 143). 


u a a halt ari Zu Sih a re Du Eh u Daklu Dei ud DE aan AR 2 „ “Br Ps N — 2 . * 
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2) Der Steuerbetrag it gelegentlich der endgültigen Einkommenſteuerveranlagung für ein Jahr 
feſtzuſetzen und wird gleichzeitig mit der für dieſes Jahr etwa zu leiſtenden Abſchlußzahlung fällig *) 

(3) Die Danziger Körperſchaften, bei denen ein Aufſichtsrat oder dergl. beſteht, ſind auf Er— 
fordern des Steueramtes verpflichtet, über Namen und Adreſſen ihrer Aufſichtsratsmitglieder ſowie 
über die Höhe der den einzelnen zugefloſſenen Geſamtbezüge Auskunft zu erteilen. 


§ 53 

(1) In den Fällen, in denen bei der Veranlagung eines Steuerpflichtigen nach den Vorſchriften 
der SS 6—44 ein ſteuerbares Einkommen von mehr als 600,— Gulden im Jahr feſtgeſtellt wird, 
eine Steuererhebung jedoch auf Grund der Vorſchriften der SS 46 und 47 zu unterbleiben hat, 
wird als Mindeſtſteuer einſchl. des Zuſchlags nach $ 51 ein Betrag von 17,60 Gulden erhoben, falls 
die perſönliche Steuerpflicht während des ganzen Veranlagungsjahres beſtanden hat. Hat die per- 
ſönliche Steuerpflicht nicht während des ganzen Veranlagungsjahres beſtanden, ſo mindert ſich die in Satz 1 
gezogene Einkommensgrenze entſprechend. In dieſen Fällen kommt lediglich ein der Dauer der Steuer- 
pflicht entſprechender Teilbetrag zur Erhebung; angefangene Monate der Steuerpflicht werden dabei 
voll gerechnet. 

(2) Die Mindeſtſteuer in der ſich aus Abſ. 1 ergebenden Höhe iſt auch in den Fallen zu erheben, 
in denen die nach den Vorſchriften der SS 50 und 51 zu erhebende Steuer hinter den Beträgen des 
Abſ. 1 zurückbleibt.“) 

8 54 

(1) Bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen, die für einen inländiſchen Betrieb Bücher im Sinne 
der SS 11 und 24 führen, können auf Antrag aus Einkünften, die dem Betriebe nicht entnommen 
werden, ſteuerlich begünſtigte Rücklagen gebildet werden. Die Rücklagen eines Geſchäftsjahres dürfen 
25 v. H. des ſteuerlich feſtgeſtellten Gewinnes und die Geſamtrücklagen 40 v. H. des für den Schluß 
des Geſchäftsjahres feſtgeſtellten Betriebsvermögens nicht überſteigen. Die Steuer für dieſe Rücklagen 
wird nach dem Satz von 20 v. H. für ſich berechnet und der Steuer hinzugezählt, die ſich nach SS 46 
bis 51 für das übrige Einkommen ergibt. 

(2) überſteigen in einem ſpäteren Geſchäftsjahr beim Pflichtigen oder feinem Rechtsnachfolger 
die Entnahmen aus dem Betriebe den ſteuerpflichtigen Gewinn, ſo iſt der überſteigende Betrag von 
der ſteuerlich begünſtigten Rücklage (Abſ. 1) abzuziehen und nachzuverſteuern. Die Nachſteuer be— 
ö y 

1. wenn die Entnahmen den Betrag von 30000, — G nicht überſteigen, mindeſtens 10, aber nicht 
mehr als 15 v. H., 

2. wenn die Entnahmen 30000, — G überjteigen, mindeſtens 15, aber nicht mehr als 20 v. H. 
ihres Betrages. 

(3) Als Entnahmen im Sinne des Abſ. 2 gilt auch die Veräußerung des Betriebes als ganzer, 
die Veräußerung von Beteiligungen oder Anteilen an einem Betriebe, ſowie die Aufgabe des Be— 
triebes. Den Entnahmen im Sinne des Abſ. 2 werden Darlehen gleichgeſtellt, die dem Unternehmer 
(Mitunternehmer) oder feinen Angehörigen im Sinne des § 41 Abſ. 1 Ziff. 2 und 3 des Steuergrund— 
geſetzes aus Mitteln des Betriebes gewährt werden. 


VI. Verfahren 
1. Allgemeine Vorſchriften 
§ 55 
/ 0 Das Landesſteueramt beſtimmt, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet iſt und bis 
zu welchem Zeitpunkt die Steuererklärungen einzureichen ſind. Es beſtimmt ferner den Umfang und 
Inhalt der Steuererklärung. Die Verpflichtung kann auf die Abgabe einer Erklärung über die Höhe 
des Verbrauchs und des Umſatzes ausgedehnt werden. 

(2) Zur Feſtſtellung von Pauſchſätzen können die Steuerämter auch ſchon vor Beginn der Steuer— 
veranlagung Auskünfte, Gutachten und andere Unterlagen einfordern. Bei dieſen Erhebungen haben die 
Steuerämter die gleichen Befugniſſe, wie fie im Steuergrundgeſetz für das Ermittlungsverfahren 
vorgeſehen ſind. 

) Die Tantiemeſteuer wird erſtmalig gelegentlich der endgültigen Einkommenſteuerveranlagung für 1930 mit einem 
Einheitsſatz von 10% erhoben und zwar auf Grund der im Kalenderjahr 1930 erhaltenen Auffichtsratstantiemen (vergl. 
§ 2b der Verordnung vom 27. Januar 1931, Geſetzbl. S. 10). Die neuen Sätze finden erſtmalig Anwendung bei der 
Veranlagung für, 1931. 

) Die Mindeſtſteuer wird für das Kalenderjahr 1931 lediglich in Höhe von 1ſ½ des feſtgeſetzten Jahresbetrages 
erhoben (vergl. $ 2c der Verordnung vom 27. Januar 1931, Geſetzbl. S. 11). 


45 
8 56 

(1) Wer Perſonen gegen Gehalt, Lohn und ſonſtiges Entgelt länger als zwei Monate beſchäftigt 
hat, iſt verpflichtet, auf beſondere Aufforderung des Steueramts dieſem Namen, Stellung und 
Wohnung, ſowie die von ihm herrührende Einnahme dieſer Perſonen mitzuteilen. 

(2) Die gleiche Verpflichtung beſteht für die Vorſtände juriſtiſcher Perſonen und von Vereinen 
aller Art, ſowie für die Vorſtände aller Stellen, Behörden und Anſtalten des öffentlichen Dienſtes 
hinſichtlich des Berufs- oder Penſionseinkommens ihrer Beamten, Angeſtellten, Bedienſteten, ſowie 
der Empfänger von Ruhegehältern, Witwen- und Waiſenpenſionen oder Unterhaltsbeiträgen. 


8 57 N 
Über die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Einkommenſteuer erteilt das Steueramt dem Steuer- 
pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. 


2. Einheitliche Feſtſtellung bei Beteiligung mehrerer an den Einkünften 
Ss 58 
(1) Einheitlich ſollen feſtgeſtellt werden: 

1. bei Land- und Forſtwirtſchaft ($ 6 Abi. 1 Nr. 1) der geſamte im Betrieb erzielte 
Gewinn (§ 7 Abſ. 2 Nr. 1), ſofern der Betrieb von mehreren auf gemeinſame Rechnung 
ausgeübt wird; 

2. bei Gewerbebetrieb ($ 6 Abſ. 1 Nr. 2) der Geſchäftsgewinn einer Geſellſchaft oder 
Gemeinſchaft, an der mehrere Perſonen als Unternehmer (Mitunternehmer) des Betriebs 
beteiligt ind; 

3. bei ſonſtiger ſelbſtändiger Berufstätigkeit (8 6 Abi. 1 Nr. 3) der Gewinn ($ 7 Abſ. 2 
Nr. 1), ſofern an ihm mehrere mitberechtigt ſind; 

4. bei Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermögen ($ 34 Abſ. 1 Nr. 1) der 
Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben ($ 7 Abſ. 2 Nr. 2), ſofern dieſer auf Grund 
Eigentums oder dinglichen Nutzungsrechts mehreren zufließt. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nur, wenn das unbewegliche Vermögen (Abj. 1 Nr. 1, 
4) im Inland belegen oder in ein inländiſches öffentliches Buch oder Regiſter eingetragen iſt oder wenn . 
die Geſellſchaft oder die Gemeinſchaft (Abſ. 1 Nr. 2) Sitz oder Ort der Leitung im Inland hat. Von 
Anwendung der Vorſchriften kann in Fällen von geringerer Bedeutung abgeſehen werden. 
8) Hört die Geſellſchaft oder Gemeinſchaft vor Abſchluß des Verfahrens auf zu beſtehen, ſo gilt 
ſie für die Durchführung des Verfahrens als fortbeſtehend. 

(4) Die näheren Beſtimmungen, insbeſondere über die Zuſtändigkeit, erläßt das Landesſteueramt. 


8 59 

(1) über die Höhe des feſtgeſtellten Gewinns oder Überſchuſſes (§ 58 Abſ. 1) iſt ein ſchriftlicher 
Beſcheid (Feſttellungsbeſcheid) zu erteilen. Der Feſtſtellungsbeſcheid gilt als Steuerbeſcheid im Sinne 
des Steuergrundgeſetzes. 

(2) In den Fällen des $ 58 Abi. 1 Nr. 2 ſind zur Einlegung von Rechtsmitteln außer dem 
Vorſteher des Steueramtes ($$ 244, 266 des Steuergrundgeſetzes) nur die zur Geſchaftsführung be⸗ 


rs Geſellſchafter berechtigt. Andere Perſonen find auch nicht befugt, dem Rechtsmittel beizu- 
teten, g 


(3) In den Fällen des § 58 Abſ. 1 Nr. 1, 3, 9 iſt jeder Mitberechtigte zur Einlegung von 
Rechtsmitteln befugt. Mehrere Rechtsmittel gleicher Art ſind zu verbinden. Die Rechtsmittelentſcheidungen 
haben Wirkſamkeit für und gegen alle Mitberechtigten. 


§ 60 
(1) Der in dem Feſtſtellungsbeſcheid feſtgeſtellte Betrag it für die Veranlagung jedes einzelnen 
der beteiligten Geſellſchafter oder Mitberechtigten zur Einkommenſteuer maßgebend, auch wenn der Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid noch nicht unanfechtbar geworden iſt. Der Einkommenſteuerbeſcheid kann nicht mit der 
Begründung angefochten werden, daß der geſamte Gewinn (§ 58 Abſ. 1 Nr. 1, 2, 3) oder der geſamte 
berſchuß der Einnahmen über die Ausgaben (8 58 Abſ. 1 Nr. 4) in dem Feſſtſtellungsbeſcheid un 
richtig feſtgeſtellt worden ſei. 
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(2) Wird der Feſtſtellungsbeſcheid nach Erteilung des Einkommenſteuerbeſcheides durch Rechts- 
mittelentſcheidung, Neufeſtſtellung, Berichtigung oder eine andere Verfügung abgeändert und iſt die 


abändernde Entſcheidung unanfechtbar geworden, ſo iſt der Einkommenſteuerbeſcheid von Amts wegen 
entſprechend zu berichtigen, auch wenn er bereits unanfechtbar geworden war. 


2 VII. Entrichtung der Steuer 
§ 61 


Soweit die Steuer nicht nach den SS 62 bis 75 durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben 
worden iſt, find nach den SS 80 bis 89 Vorauszahlungen und Abſchlußzahlungen zu entrichten. 


1. Steuerabzug vom Arbeitslohn“) 
§ 62 f 

(1) Bei Einkünften aus nichtſelbſtändiger Arbeit (Arbeitslohn) wird die Steuer durch Einbehaltung 
eines Lohnteils erhoben (Steuerabzug vom Arbeitslohn); der Steuerabzug iſt vom Arbeitgeber zu 
bewirken. 

(2) Beſteht der Arbeitslohn ganz oder teilweiſe aus Sachbezügen und reicht der Barlohn zur 
Deckung der unter Berückſichtigung des Wertes der Sachbezüge einzubehaltenden Steuer nicht aus, ſo 
hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber den zur Deckung der Steuer erforderlichen Betrag, ſoweit er 
nicht durch den Barlohn gedeckt iſt, zu zahlen. Soweit der Arbeitnehmer dieſer Verpflichtung nicht 
nachkommt, hat der Arbeitgeber einen dem Betrag im Werte entſprechenden Teil der Sachbezüge nach 
ſeiner Wahl zurückzubehalten und daraus die Steuer zu decken. 

(3) Der Steuerabzug hat zu unterbleiben, wenn die gezahlten Bruttovergütungen den Betrag 
von 100 G monatlich, 24 G wöchentlich, 4 G täglich, 0,50 G für die Stunde nicht überſteigen. 


8 63 


(1) Der Arbeitgeber hat vom Arbeitslohn einen Betrag von 10 v. H. unter Berückſichtigung der { 


nachſtehend vorgeſchriebenen Ermäßigungen für Rechnung des Arbeitnehmers einzubehalten. 


(2) Der Betrag von 10 v. H. des Arbeitslohnes ermäßigt ſich 
1. für den Steuerpflichtigen im Falle der Zahlung des Arbeitslohns 


a) für volle Monate um. . 2,— G monatlich, 
b) „ „ Wochen um. .. 0,48 G wöchentlich, 
c) „ „ Arbeitstage um . . 0,08 G täglich, 


d) „ kürzere Zeiträume um . 0,02 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
2. für die zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende Ehefrau im Falle der Zahlung des 


Arbeitslohnes 

a) für volle Monate um.. 1,— G monatlich, 
557 5 „ Wochen um . . . 0,24 G wöchentlich, 
or „ Arbeitstage um .. 0,04 G täglich, 


d) „ kürzere Zeiträume um . 0,01 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 


Za) für ein einziges zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählendes minderjähriges Kind, das 
nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, im Falle der Zahlung des Arbeits⸗ 


lohnes 
a) für volle Monate u 25 G monatlich, 
be 5 „ Wochen um . . . 0,24 G wöchentlich, 


c) „ „ Arbeitstage um .. 0,04 G täglich, 
d) „ kürzere Zeiträume um . 0,01 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 


b) für ein Kind des Steuerpflichtigen, falls weitere Kinder vorhanden ſind, 


a) für volle Monate um . . . 5,— G monatlich, 
b) „ „ Wochen um. .. 1,20 G wöchentlich, 
ö 8 „ Arbeitstage um .. 0,20 G täglich, 


d) „ kürzere Zeiträume um . 0,05 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsitunden. 


) Die Ausführungsbeſtimmungen über den Steuerabzug vom Arbeitslohn ſind veröffentlicht unter dem 1. 3. 1929, 7 


St. A. I S. 123. Anderung v. 21. 3. 31, ſ. St. A. I S. 181 und vom 10. 12. 31, St. A. 1.©. 467). 


| 
| 
| 
| 
| 
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c) für das 2. Kind des gleichen Steuerpflichtigen 
a) für volle Monate um.. 6.— G monatlich, 
b) „ „ Wochen um 1.44 G wöchentlich, 
c) „ „ Arbeitstage um .. 0,24 G täglich, 
d) „ kürzere Zeiträume um . 0,06 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
d) für das 3. Kind des gleichen Steuerpflichtigen 
a) für volle Monate um.. 7.— G monatlich, 
5 „ Wochen um . . . 1,68 G wöchentlich, 
c) „ „ Arbeitstage um. 0,28 G täglich, 
d) „ kürzere Zeiträume um . 0,07 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
e) für das 4. und jedes weitere Kind des gleichen Steuerpflichtigen 
a) für volle Monate um je 12,— G monatlich, 
5 „ Wochen um je 2,88 G wöchentlich, 
e) „ „ Arbeitstage um je 0,48 G täglich, ö 
d) „ kürzere Zeiträume um je 0,12 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
Kinder im Alter von mehr als 17 Jahren, die ein Arbeitseinkommen beziehen, werden 
nicht berückſichtigt. 
4. zur Abgeltung der nach § 13 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 zuläſſigen Abzüge insgeſamt im Falle der 
Zahlung des Arbeitslohnes 


a) für volle Monate um 6, G monatlich, 

by; „ N 1 . G wöchentlich, 

e) „ „ Arbeitstage um 0,24 G täglich, 

d) „ kürzere Zeiträume um . 0,06 G für je 2 angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 


(3) Die Ermäßigung des Abſ. 2 Ziff. 1 kommt für ledige und dieſen im Steuerabzugsverfahren 
gleichgeſtellte Perſonen in Fortfall. 
§ 64 
(1) Zu den nach 8 63 errechneten Steuerbeträgen tritt ein Zuſchlag von 10 v. H., der gleichfalls 


vom Arbeitslohn einzubehalten und gleichzeitig mit den Steuerbeträgen, von denen er berechnet wird, 
zu entrichten iſt. 


(2) Die nach Hinzurechnung des Zuſchlages einzubehaltenden Steuerbeträge ſind in der Weile ab- 
zurunden, daß Beträge bis zu 2½ Pfennige fortfallen, über 2¼ Pfennige auf volle 5 Pfennige 
nach oben abgerundet werden. a 

§ 65 

(1) Bei denjenigen Steuerpflichtigen, bei denen nach den Vorſchriften der $$ 63 und 70 ein Steuer- 
abzug nicht in Frage kommt, ſind, falls der gewährte Bruttolohn die in § 62 Abſ. 3 gezogenen Grenzen 
überſteigt, als Mindeſtſteuer einſchl. des Zuſchlags nach § 64 einzubehalten: 

falls die Lohnzahlung täglich erfolgt, 5 P für jeden Arbeitstag, 
falls die Lohnzahlung wöchentlich erfolgt, 35 P für jede Arbeitswoche, 
falls die Lohnzahlung monatlich erfolgt, 1,45 G für jeden Arbeitsmonat. 

(2) Iſt die Beſchäftigungszeit kürzer als ein voller Tag, ſo iſt der Tagesſatz der Mindeſtſteuer 
nur einzubehalten, wenn das Geſamtentgelt für die Arbeitsleiſtung 4. — G überſteigt. 

(3) Die Steuerbeträge des Abſ. 1 ſind auch in den Fällen abzuziehen, in denen der nach den Vor- 
an der §8 63, 64 und 70 vorzunehmende Steuerabzug hinter den Beträgen des Abſ. 1 zurüd- 

eibt. 
8 66 

Für die nach § 63 Abi. 2 abzuſetzenden Beträge iſt unbeſchadet der Vorſchrift des $ 67 der 
Familienſtand des Arbeitnehmers bei der der Ausſtellung des Steuerbuchs voraufgegangenen Perfonen- 
ſtandsaufnahme maßgebend. 

8 67 


(1) Weiſt der Arbeitnehmer nach, daß die Zahl der Perſonen, für die der Abzug vom Arbeitslohn 
fi) gemäß $ 63 Abſ. 2 Nr. 2 bis 3 ermäßigt, größer iſt als im Steuerbuch angegeben, ſo hat die für 
die Ausſtellung des Steuerbuches zuständige Behörde auf ſeinen Antrag dieſe Tatſache im Steuerbuch zu 
vermerken. In dieſem Falle tritt die Ermäßigung für die neu hinzugekommene Perſon bei der erſten 
auf die Ergänzung des Steuerbuchs folgenden Lohnzahlung in Kraft. 
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(2) Fallen die Vorausſetzungen für die Zulaſſung einer Ermäßigung nach § 63 Abi. 2 Nr. 2 bis 3 
fort, ſo hat das Steueramt eine Berichtigung des Steuerbuchs vorzunehmen. Es kann zu dieſem Zweck 
den Arbeitnehmer oder Arbeitgeber zur Vorlage des Steuerbuchs auffordern. Die Berichtigung tritt bei 
der erſten auf den Fortfall der Vorausſetzungen folgenden Lohnzahlung in Kraft. 


Ss 68 


Erhält ein Arbeitnehmer neben den laufenden Bezügen ſonſtige, insbeſondere einmalige Einnahmen 
(Tantiemen, Gratifikationen uſw.), ſo ſind von dieſen Einnahmen 10 v. H. ohne Berückſichtigung der im 
§ 63 Abſ. 2 vorgeſehenen Ermäßigungen einzubehalten, ſoweit dieſe bei dem Steuerabzug von den 
laufenden Bezügen voll zur Anrechnung gekommen ſind. 


§ 69 


(1) Wird der Arbeitslohn nicht für eine beſtimmte Arbeitszeit gezahlt, ſo ermäßigt ſich der Steuer— 
abzug auf 2 v. H. der Einnahmen. § 63 Abſ. 2 findet keine Anwendung. 


(2) Das Landesſteueramt wird ermächtigt, Beſtimmungen darüber zu treffen, inwieweit bei Heim⸗ 
arbeitern der Steuerabzug vom Arbeitslohn zu unterbleiben hat. 


8 70 


(1) Auf Antrag erfolgt durch das Steueramt eine Erhöhung der im § 63 Abſ. 2 vorgeſehenen 
Ermäßigungen, 


a) wenn die Vorausſetzungen für Anwendung des § 47 gegeben find, insbeſondere wenn der 
Steuerpflichtige mittelloſe Angehörige unterſtützt oder der Fortfall von zur Haushaltung des 
Steuerpflichtigen gehörigen minderjährigen Kindern mit wirtſchaftlichen Nachteilen für den 
Steuerpflichtigen verbunden iſt, im letzteren Falle im Rahmen des § 47 Abſ. 3 


b) wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, daß die von ihm zu tragenden Werbungskoſten und 
Sonderleiſtungen gemäß §8 14, 15 insgeſamt den Betrag von 60 G im Monat um mehr 
als 10 % überſteigen. 


(2) Die Erhöhung der Ermäßigungen darf 10 % der Beträge oder Mehrbeträge nicht überſteigen, 
die für die genannten Zwecke tatſächlich aufgewendet werden. 


(3) $ 67 Abſ. 1 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 
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(1) Der Arbeitnehmer iſt verpflichtet, vor Beginn eines neuen Kalenderjahres oder vor Beginn 
eines Dienſtverhältniſſes von der Gemeindebehörde ſeines Wohnortes ein Steuerbuch in Empfang zu 
nehmen. 


(2) Bei Beginn eines neuen Kalenderjahres oder bei Beginn eines Dienſtverhältniſſes hat der 
Arbeitnehmer ſein Steuerbuch dem Arbeitgeber auszuhändigen. Dies gilt nicht in den Fällen, in denen 
das Arbeitsverhältnis vorausſichtlich nicht länger als 1 Woche dauert. 


(3) Der Arbeitgeber hat das Steuerbuch während der Dauer des Dienſtverhältniſſes aufzubewahren 
und dem Arbeitnehmer am Ende des Kalenderjahres oder bei Beendigung des Dienſtverhältniſſes zurück— 
zugeben. In den Fällen, in denen der Arbeitnehmer gleichzeitig mit Aufgabe des Dienſtverhältniſſes 
das Gebiet der Freien Stadt Danzig verläßt, iſt das Steuerbuch dem Arbeitnehmer nicht auszuhändigen, 
ſondern gegebenenfalls durch Vermittlung der Gemeindebehörde dem Steueramt abzuliefern. 


(4) Der Arbeitnehmer hat das Recht, ſich jederzeit durch Einſichtnahme in das Steuerbuch davon 
zu überzeugen, daß die von ſeinen Bezügen einbehaltenen Steuerbeträge vorſchriftsmäßig entrichtet ſind. 


(5) Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, die Ausſtellung eines Steuerbuchs zu beantragen, falls ein 
von ihm angenommener Arbeitnehmer nicht im Beſitz eines ſolchen üt. 


* 


(6) Soweit ſich das Steuerbuch nach Abſ. 2 nicht im Gewahrſam des Arbeitgebers befindet, hat 
der Arbeitnehmer es bei jeder Lohn- und Gehaltszahlung dem Arbeitgeber vorzulegen. 


er ——ů ¶— Be Dr a nen re 
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8 72 


(1) Der Arbeitgeber hat in Höhe des einzubehaltenden Betrages, ſpäteſtens am dritten Tage nach 
der Lohnzahlung, Steuermarken in das Steuerbuch einzukleben und zu entwerten. 


(2) Das Landesſteueramt kann ein vom Abſ. 1 abweichendes Verfahren anordnen und insbejondere 
beſtimmen, daß die Verwendung von Steuermarken unterbleibt und die Einzahlung des vom Arbeitslohn 
einbehaltenen Betrages durch den Arbeitgeber unmittelbar bei der Steuerkaſſe erfolgt. 


8 73 
(1) Der Arbeitgeber haftet für die Einbehaltung und Entrichtung der in den SS 63, 68, 69 be— 
ſtimmten Beträge neben dem Arbeitnehmer. 
(2) Die Haftung des Arbeitnehmers beſchränkt ſich auf die Fälle, in denen 
a) der Arbeitnehmer den Arbeitslohn nicht vorſchriftsmäßig gekürzt erhalten hat, 
b) der Arbeitgeber die einbehaltenen Beträge nicht vorſchriftsmäßig verwendet hat und dem 


Arbeitnehmer dies bekannt iſt; in dieſem Falle erliſcht die Haftung, wenn der Arbeitnehmer 
dem Steueramt von dieſer Kenntnis unverzüglich Mitteilung macht. 


8 74 
Ob und inwieweit im einzelnen Falle die Beſtimmungen der SS 62 bis 72 anzuwenden ſind, 


entſcheidet das Steueramt. Gegen die Entſcheidung des Steueramtes iſt nur die Beſchwerde an das 
Landesſteueramt zuläſſig. 


f 8 75 

Soweit nach geſetzlicher Vorſchrift die Veranlagung zur Einkommenſteuer als Grundlage für 
Beſteuerungsrechte von Körperſchaften des öffentlichen Rechts zugelaſſen iſt und die auf den Arbeitslohn 
entfallende Einkommenſteuer nicht veranlagt wird, gelten die nach SS 63, 68, 69 einbehaltenen und 
nach § 72 vorſchriftsmäßig verwendeten oder abgeführten Beträge als veranlagt. 


2. Veranlagung von Einkünften, die dem Steuerabzug unterliegen 
a § 76 N 
Überſteigt das geſamte nach $ 49 abgerundete Einkommen eines Steuerpflichtigen nicht den Betrag 
von 10000 G und beſteht es entweder aus Einkünften, die nach $ 62 dem Steuerabzug vom Arbeitslohn 


unterlegen haben, oder aus ſolchen Einkünften und aus ſonſtigen Einkommen bis zu 100 G, ſo findet 
eine Veranlagung nicht ſtatt. f 


8 
Aberſteigt das geſamte nach $ 49 abgerundete Einkommen eines Steuerpflichtigen nicht den Betrag 
von 10000 G und beſteht es außer aus Einkünften, die nach $ 62 dem Steuerabzug unterlegen haben, 
aus ſonſtigen Einkommen über 100 G, jo findet eine Veranlagung nur für das ſonſtige Einkommen ſtatt. 
Hierbei dürfen Abzüge nach SS 13 bis 15 und 46, 47 inſoweit nicht geltend gemacht werden, als ſie mit 
dem Arbeitslohn in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen oder beim Steuerabzug bereits berückſich— 
tigt ſind. ö 
| 8 78 12885 
In den Fällen der §s 76, 77 gilt die auf den Arbeitslohn entfallende Steuer für den Arbeitnehmer 
als getilgt, wenn ſeine Haftung nach $ 73 erloſchen iſt. Die Haftung des Arbeitgebers erliſcht jedoch 
nur, wenn die nach SS 63, 68, 69 einbehaltenen Beträge vorſchriftsmäßig abgeführt oder verwendet 
worden ſind. | 
$ 79 2 
berſteigt das nach $ 49 abgerundete Einkommen eines Steuerpflichtigen den Betrag von 10 000 G,. 
ſo werden auch die Einkünfte veranlagt, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterlegen haben. Bei 
dieſer Veranlagung find für die Werbungskoſten und Sonderleiſtungen des Steuerpflichtigen auch ohne“ 
eſonderen Nachweis für jeden Monat, in dem er dem Steuerabzug unterworfene Einkünfte erzielte hat, 
G von dem Einkommen abzuſetzen. a 5 2 


12 
sc 
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3. Leiſtung von Vorauszahlungen 
§ 80 
Bis zum Empfange eines Steuerbeſcheides für ein Kalenderjahr hat der Steuerpflichtige auf die 
Steuerſchuld dieſes Jahres am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt und 15. November Vorauszahlungen 
in Höhe von einem Viertel der zuletzt feſtgeſtellten jährlichen Steuerſchuld zu entrichten. 


Ss 81 
Soweit eine Veranlagung nach 8 79 erfolgt iſt, hat der Steuerpflichtige Vorauszahlungen 
nach $ 80 bis zum Empfange des nächſten Steuerbeſcheides nur inſoweit zu entrichten, als die Steuer- 
ſchuld nicht durch die Steuerabzugsbeträge des der Veranlagung zugrunde liegenden Kalenderjahres 
gedeckt iſt. 


8 82 
Iſt der Zeitraum, für den der Steuerbeſcheid erteilt wird, kürzer als 1 Jahr, fo find die Voraus- 
zahlungen nach der Steuer feſtzuſetzen, die ſich ergibt, wenn das dem Steuerbeſcheide zugrunde liegende 
Einkommen in ein Jahreseinkommen umgerechnet wird. n 


8 83 
(1) Iſt die Steuerpflicht neubegründet worden, fo find die bis zum Empfange des erſten Steuer- 
beſcheids gemäß § 57 zu entrichtenden Vorauszahlungen nach dem Einkommen feſtzuſetzen, das in dem 
auf die Begründung der Steuerpflicht folgenden Jahre mutmaßlich erzielt werden wird. 
(2) Bei Neueintritt in die Steuerpflicht beginnt die Pflicht zur Entrichtung der Vorauszahlungen 
mit dem erſten, auf den Eintritt der Steuerpflicht folgenden Fälligkeitstermin gemäß $ 80. 


Ss 84 

(1) Erhöht ſich das Einkommen eines Steuerpflichtigen für ein Kalender- oder Geſchäftsjahr 
gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten Einkommen vorausſichtlich um mehr als den fünften Teil, ſo können 
die gemäß $ 80 zu entrichtenden Vorauszahlungen neu feſtgeſetzt werden. 

(2) Tritt infolge Anderung der Erwerbsverhältniſſe an die Stelle von Einkünften, die dem 
Steuerabzug unterliegen, vorausſichtlich ſonſtiges Einkommen, das dem Steuerabzuge nicht unterliegt, ſo 
können die bis zum Empfange des nächſten Steuerbeſcheides zu leiſtenden Vorauszahlungen nach dem 
Einkommen neu feſtgeſetzt werden, das in dem auf die Anderung der Erwerbsverhältniſſe folgenden 
Jahre mutmaßlich erzielt werden wird. 


$ 85 

(1) Macht ein Steuerpflichtiger glaubhaft, daß ſich fein Einkommen für ein Kalender- oder 
Geſchäftsjahr gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten Einkommen vorausſichtlich um mehr als den fünften 
Teil niedriger berechnen wird, ſo iſt ihm auf Antrag der auf den wahrſcheinlichen Betrag der Ver⸗ 
minderung des Einkommens entfallende Teil der Vorauszahlung zu ſtunden. 

(2) Macht ein Steuerpflichtiger glaubhaft, daß infolge Anderung der Erwerbsverhältniſſe voraus- 
ſichtlich Einkünfte, die dem Steuerabzug unterliegen, an die Stelle von ſonſtigem Einkommen treten und 
die Minderung des ſonſtigen Einkommens mindeſtens 1000 G beträgt, ſo ſind ihm auf Antrag die 
Vorauszahlungen bis auf den Betrag zu ſtunden, der vorausſichtlich als Einkommenſteuer von dem der 
Veranlagung unterliegenden Einkommen zu entrichten iſt. 


§ 86 

(1) Die Feſtſtellung nach §8 82 bis 84 erfolgt durch das Steueramt; eine Mitwirkung der Aus- 
ſchüſſe nach $ 21 des Steuergrundgeſetzes iſt nicht erforderlich. 

(2) über die Höhe der Vorauszahlungen erteilt das Steueramt dem Steuerpflichtigen einen 
ſchriftlichen Beſcheid. Der Beſcheid über die Vorauszahlungen kann mit dem Steuerbeſcheid im Sinne 
des $ 57 verbunden werden. 

(3) Gegen Entſcheidungen über die Vorauszahlungen iſt nur die Beſchwerde gegeben (8 221 
Abſ. 3, § 284 des Steuergrundgeſetzes). 
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§ 87 
(1) Auf die nach § 21 für das Kalender- oder Geſchäftsjahr feſtgeſetzte Steuerſchuld werden 
angerechnet: f 
1. die nach § 80 auf die Steuerſchuld des Kalenderjahres geleiſteten Vorauszahlungen; 
2. die für dasſelbe Kalenderjahr nach SS 63, 68, 69 einbehaltenen Beträge, ſoweit ſie auf 
Einkünfte entfallen, die dem Steuerabzug unterlegen haben und die nach § 79 veranlagt 
worden ſind. . 

(2) Soweit die Steuerſchuld nach Abi. 1 die angerechneten Beträge überſteigt, iſt ſie innerhalb 
eines Monats nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides zu entrichten (Abſchlußzahlung). Die Verpflichtung, 
rückſtändige Beträge ſchon vorher zu entrichten, bleibt unberührt. Ar 

(3) Soweit die nach Abſ. 1 angerechneten Beträge die Steuerſchuld überſteigen, ſind ſie zu 
erſtatten, ſobald die Veranlagung unanfechtbar geworden iſt. Die Erſtattung erfolgt in bar nur, ſoweit 
Reſte an anderen Steuern, Zinſen, Koſten und Strafen nicht vorhanden ſind. Die in bar zu 
erſtattenden Beträge werden vom Schluß des Kalenderjahres ab verzinſt, für das die Veranlagung 
vorgenommen iſt. 

$ 88 

(1) Bei Ausſcheiden aus der Steuerpflicht entfällt die Verpflichtung zur Entrichtung von Voraus⸗ 
zahlungen mit dem nächſten auf den Fortfall der Steuerpflicht folgenden Fälligkeitstermin. 

(2) Bei Wegfall der perſönlichen Steuerpflicht hat der Steuerpflichtige ſpäteſtens bis zum Zeit⸗ 
punkt des Wegfalls Sicherheit für die Abſchlußzahlung zu leiſten. In dieſem Falle kann das Steuer— 
amt die Steuer auch in einem Pauſchbetrag feſtſetzen; eine Mitwirkung der Ausſchüſſe nach §S 21 
des Steuergrundgeſetzes iſt nicht erforderlich. Die Vorſchrift des § 86 Abſ. 3 gilt entſprechend. 

10 (3) Die Vorſchrift des Abſatz 2 findet keine Anwendung, wenn die Steuerpflicht infolge Todes 
erliſcht. a 
$ 89 

Die im Laufe eines Kalenderjahres eintretende Veränderung in der Höhe der Vorauszahlungen, 
ſei es auf Grund der Zuſtellung des endgültigen Steuerbeſcheides, auf Grund des § 84 Abſ. 1 oder 
auf Grund des § 85 Abſ. 1 hat ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der abweichenden Feſtſetzung und 
deren Zuſtellung Wirkung für das ganze Kalenderjahr, für das ſie vorgenommen wird. 


VIII. Steueranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände 
8 90 — ; 

(1) Den Städten und der Gemeinde Ohra werden 48 v. H., den übrigen Gemeinden 44 v. H., 
den Gutsbezirken 20 v. H. und den den beiden letzteren Gruppen übergeordneten Gemeindeverbänden 4 v. 
H. des tatſächlichen Aufkommens der Einkommenſteuer einſchl. der Tantiemenſteuer des § 52 über- 
laſſen. Sie haben aus dieſem Betrage die Koſten der Einziehung zu decken. 

(2) Den Gemeinden werden Beträge nur inſoweit überlaſſen, als ſie nachgewieſenermaßen Auf- 
wendungen für kommunale Zwecke gemacht haben. Der Senat hat den Anteil der Gemeinden zu er— 
höhen, wenn den Gemeinden neue ſtaatliche Aufgaben übertragen werden, und zu ermäßigen, wenn 
neue Aufgaben durch den Staat von den Gemeinden übernommen werden. 

(3) Weitere 2 v. H. des Aufkommens der Einkommenſteuer ſind zur Bildung eines Ausgleichs— 
fonds zu verwenden, aus dem leiſtungsunfähigen Gemeinden Beträge zugewieſen werden. Dem gleichen 
Zweck ſind auch die nach Abſ. 1 den Gemeindeverbänden unmittelbar zugewieſenen 4% des Auf— 
kommens zuzuführen. N 

(4) Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind nicht berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommen— 
ſteuer oder einer ihrem Weſen nach der Einkommenſteuer gleichartigen Steuer zu erheben. 


§ 91 
Von dem tatſächlichen Aufkommen der Einkommenſteuer erhält der Staat vorweg die aus der 
Vorſchrift der 88 46 Abſ. 5, 51, 63 Abſ. 3 und 64 fließenden Mehrbeträge. 


8 92 


() Für den Anſpruch der Gemeinden auf Beteiligung an der Einkommenſteuer ſind die Vor— 
ſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 über die Steuerpflicht hinſichtlich der Ge— 


52 
meindeeinkommenſteuer entſprechend anzuwenden. Bei der Konkurrenz mehrerer Gemeinden finden die 
Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes über die Verteilung des gemeindeſteuerpflichtigen Einkommens 


entſprechende Anwendung. 

(2) Hinſichtlich der Verteilung der Anteile aus dem Aufkommen durch den Lohnabzug (88 62 ff.) 
gilt ohne Rückſicht auf die nachträglich eintretenden Wohnſitz- oder Aufenthaltsänderungen die Gemeinde 
als anſpruchsberechtigt, für deren Bezirk das Steuerbuch ausgeſtellt iſt oder auszuſtellen war. 


IX. Beſteuerungsrecht der Religionsgeſellſchaften, 
8 93 
Die Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts ſind berechtigt, Zuſchläge zu der Einkommen— 
ſteuer zu erheben. 
X. Schlußvorſchriften 
Ss 94 
Der Senat kann für eine Veranlagung anordnen, daß bei der Gewinnermittlung nach SS 10 
und 11 der Gewinn oder Verluſt unberückſichtigt bleibt, der darauf zurückzuführen iſt, daß ſich der 
Wert einer der Aufwertung unterliegenden Forderung oder Schuld des Steuerpflichtigen im Laufe 
des für die Ermittlung des Einkommens maßgebenden Zeitraumes geändert hat. 


§8 95 


(1) Das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für jedes Jahr iſt an ſechs aufeinander— 
folgenden Werktagen öffentlich zur Einſicht auszulegen. 
(2) Zur Einſicht ſind nur ſolche Perſonen befugt, die ein öffentliches Intereſſe nachweiſen. 


— 
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Körperſchaftsſteuergeſetz.) 
Vom 31. 12. 1931. 


8 1 i 

Von dem Einkommen von Körperſchaften und Vermögensmaſſen wird nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes eine Körperſchaftsſteuer erhoben. 

I. Steuerpflicht 
’ 82 

(1) Steuerpflichtig ſind: 

I. alle rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Perſonenvereinigungen mit wirtſchaftlichem Ge- 
ſchäftsbetrieb, deren Zweck die Erzielung wirtſchaftlicher Vorteile für ſich oder ihre Mitglieder 
iſt (Erwerbsgeſellſchaften), ſoweit ihr Einkommen nicht unmittelbar nach dieſem Geſetz oder 
nach dem Einkommenſteuergeſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt, insbeſondere 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung; 

II. juriſtiſche Perſonen des bürgerlichen Rechtes, nichtrechtsfähige Perſonenvereinigungen, An⸗ 
ſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, die keine Erwerbsgeſellſchaften im Sinne der 
Ziffer I find, ſoweit ihr Einkommen nicht unmittelbar nach dieſem Geſetz oder nach dem Ein— 
kommenſteuergeſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt. 

(2) Die im Abſatz 1 bezeichneten Körperſchaften ſind ſteuerpflichtig: 

a) wenn ihr Sitz oder der Ort ihrer Leitung im Inland liegt, mit den geſamten inländiſchen 
und ausländiſchen Einkünften, 

b) wenn ihr Sitz und der Ort ihrer Leitung im Ausland liegt, mit den geſamten inländiſchen 
Einkünften im Sinne des $ 3 des Einkommenſteuergeſetzes. 

(3) Die Steuerpflicht beſteht, ſolange die Körperſchaften oder Vermögensmaſſen entweder im In⸗ 
land ihren Sitz oder den Ort ihrer Leitung haben oder inländiſches Einkommen im Sinne des $ 3 des 
Einkommenſteuergeſetzes beziehen. 

8 3 

Von der Körperſchaftsſteuer ſind Körperſchaften und Vermögensmaſſen befreit, ſoweit ihnen 
unter Wahrung der Gegenſeitigkeit nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder ſoweit ihnen 
nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den 
perſönlichen Steuern zuſteht. 

8 4 

(1) Von der Körperſchaftsſteuer find weiter befreit: 

a) die Bank von Danzig, 

b) die inländiſchen, öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehr dienenden Sparkaſſen, die ſich auf 
die Pflege des eigentlichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken, 

e) inländiſche Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die einem Reviſionsverbande angehören, 
wenn der Geſchäftsbetrieb ſich auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt, es ſei denn, daß ſie 
Kleinverkaufsſtellen unterhalten, in denen ausſchließlich oder überwiegend Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs feilgehalten werden. 

d) die in ihrer Hauptbeſtimmung als Zentralen der Genoſſenſchaften wirkenden eingetragenen 
Genoſſenſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Aktiengeſellſchaften, deren Ge— 
noſſen (Geſellſchafter) ausſchließlich oder überwiegend die unter c) bezeichneten Genoſſen⸗ 
ſchaften ſind und deren Geſchäftsbetrieb ſich im weſentlichen auf die angeſchloſſenen Mitglieder 
und deren Einzelmitglieder beſchränkt (Beteiligungsgeſellſchaften), 

e) Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, die nur Mitglieder verſichern, 

) Steuerpflichtige der im § 2 Abi. 1 Ziffer II bezeichneten Art, die nach der Satzung, Stiftung 
oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken 


des Inlandes dienen, 
5— 


*) Anmerkung: Notzuſchlag wie beim Einkommenſteuergeſetz. 
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g) Steuerpflichtige, die, ohne eigene induſtrielle oder gewerbliche Tätigkeit auszuüben, lediglich 
Aktien oder andere Anteile an anderen inländiſchen oder ausländiſchen Erwerbsgeſellſchaften 
beſitzen und deren Geſchäftstätigkeit ſich auf die Kontrolle und Verwaltung ihnen nachge— 
ordneter oder mit und in ihnen zuſammengeſchloſſener Geſellſchaften der genannten Art be— 
ſchränkt. 


(2) Der Senat wird ermächtigt, auf Antrag weitere Befreiungen zu gewähren. 


II. Einkommen und Einkommensarten 
8 5 

(1) Die Vorſchriften des Abſchnitts II und III des Einkommenſteuergeſetzes finden ſinngemäß 
Anwendung, ſoweit nicht in den §8 6 bis 11 dieſes Geſetzes etwas anderes vorgeſchrieben iſt. Für die 
Steuerpflicht des Einkommens iſt es ohne Bedeutung, ob es an die Geſellſchafter, Genoſſen oder 
Mitglieder oder an die in der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung beſtimmten Perſonen 
verteilt wird oder nicht. 

(2) Von Erwerbsgeſellſchaften iſt mindeſtens als Einkommen zu verſteuern die Summe dec Ver— 
gütungen jeder Art, die an Mitglieder des Aufſichtsrates für das der Veranlagung zugrunde zu 
legende Geſchäftsjahr gewährt worden ſind, ferner die Summe der Tantiemen, Entſchädigungen und 
Belohnungen, die an Mitglieder des Vorſtandes und Angeſtellte in leitender Stellung für das Ge— 
ſchäftsjahr gegeben worden ſind, ohne daß fie vertraglich zugeſichert waren, ſowie die Summe der 
Gewinnanteile, die für das Geſchäftsjahr ausgeſchüttet worden ſind. 

(3) Der Steuerausſchuß entſcheidet bei Steuerpflichtigen, deren Sitz und Ort der Leitung im 
Ausland liegen, welcher Teil der geſamten, in Abſatz 2 genannten Bezüge als inländiſches Einkommen 
zu gelten hat. 

8 6 

Bei Ermittlung des Einkommens bleiben im Falle der unbeſchränkten Steuerpflicht neben den im 
§ 8 des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten Einkünften außer Anſatz: 

1. bei Steuerpflichtigen, die nachweislich ſeit Beginn des der Veranlagung zugrunde gelegten 
Geſchäftsjahres auf Grund ihres Beſitzes an Aktien, Kuxen, Anteilen oder Genußſcheinen 
einer anderen, der Danziger Körperſchaftsſteuer nach S 2 Abſ. 2 Buchſtabe a unterliegenden 
Erwerbsgeſellſchaft mindeſtens zu einem Fünftel an dem Grund- oder Stammkapital oder, 
wenn ein ſolches nicht vorhanden iſt, an dem Vermögen dieſer Erwerbsgeſellſchaft beteiligt 
ſind, die auf den bezeichneten Beſitz entfallenden Gewinnanteile jeder Art; 

2. Beiträge der Mitglieder von Perſonenvereinigungen. 


8 7 : 
Außer den nach SS 13/15 des Einkommenſteuergeſetzes abzugsfähigen Ausgaben dürfen bei Er- 
mittlung des Einkommens ferner abgezogen werden: 

1. Beträge, die nach Satzung, Stiftung oder ſonſtiger Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen 
oder mildtätigen Zwecken zugeführt werden; a 

2. Vergütungen jeder Art, die auf Grund der Jahresabſchlüſſe entweder an Mitglieder des Vor— 
ſtandes, die nicht lediglich zur Überwachung oder Beaufſichtigung der Geſchäftsführung beſtellt 
ſind, oder an Angeſtellte und Arbeiter für ihre Tätigkeit gewährt werden, ſoweit ſie nicht 
ſchon als Werbungskoſten ($ 14 EStG.) abzugsfähig find; 

3. bei Erwerbsgeſellſchaften die Koſten der Ausgabe von Aktien und ſonſtigen Geſellſchafts— 
anteilen, ſoweit ſie nicht aus dem Emiſſionsagio gedeckt werden können; 

4. bei ſteuerpflichtigen Verſicherungsgeſellſchaften angemeſſene Zuwendungen an das für Lei— 
ſtungen aus Verſicherungen erforderliche Dedungstapital; 

5. bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien der Teil des Gewinnes, der an perſönlich haftende 
Geſellſchafter auf ihre nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen oder als Vergütung 
(Tantieme) verteilt wird. 

8 8 - 


Die Vorſchrift des S 13 Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die in 87 dieſes Geſetzes bezeichneten abzugsfähigen Ausgaben auch im Falle der beſchränkten 
Steuerpflicht abzugsfähig ſind, ſoweit ſie mit dem inländiſchen Vermögen, mit der inländiſchen Betriebs— 
ſtätte oder mit dem inländiſchen Einkommen in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen. 
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8 9 
Bei Ermittlung des Einkommens dürfen außer den im $ 16 des Einkommenſteuergeſetzes genannten 
Ausgaben ferner nicht abgezogen werden: 

1. Aufwendungen für die Erfüllung der durch die Stiftung, Satzung oder ſonſtige Verfaſſung 
vorgeſchriebenen Zwecke des Steuerpflichtigen, auch ſoweit ſie zu den im § 13 Abſ. 1 Nr. 3 
des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten Renten und dauernden Laſten zählen; 

2. die von dem Steuerpflichtigen entrichtete Körperſchaftsſteuer und ſonſtigen Perſonalſteuern ſo⸗ 
wie Rücklagen hierfür; 

3. Vergütungen jeder Art, die von Erwerbsgeſellſchaften an die zur Überwachung ihrer Ge⸗ 
ſchäftsführung verfaſſungsgemäß beſtellten Perſonen (Mitglieder des Aufſichtsrats, des Ver⸗ 
waltungsrats uſw.) gewährt werden, auch ſoweit es ſich um Werbungskoſten handelt. 


III. Steuertarif 
s 10 
(1) Die Steuer wird ftets für ein Kalenderjahr erhoben. 
(2) Zur Berechnung der Steuer wird das ſteuerpflichtige Einkommen auf volle 10 Gulden 
nach unten abgerundet. 
8 11 
(1) Die Steuer beträgt: 
für die Steuerpflichtigen nach 8 2 Abſ. 1 Ziffer I 20 v. H.,“ 
für die Steuerpflichtigen nach $ 2 Abſ. 1 Ziffer II 10 v. H. des Einkommens. 
(2) Die Steuer iſt auf volle durch 40 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. 
(3) Eine Steuer wird von den im § 2 Abſ. 1 Nr. II bezeichneten Steuerpflichtigen nicht erhoben, 
wenn das Jahreseinkommen 1000 G nicht überſteigt. 


Iv. Verfahren, Entrichtung der Steuer, Steueranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
Schlußvorſchriften 
8 12 
Die Vorſchriften der Abſchnitte VI bis VIII und X des Einkommenſteuergeſetzes finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung, ſoweit nicht in den §s 13/16 dieſes Geſetzes etwas anderes vorgeſchrieben iſt. 


8 13 
Die Verpflichtung zur Abgabe der Erklärung nach §S 55 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
kann auch auf eine Erklärung über die Höhe der Gewinnanteile, Vergütungen, Tantiemen, Entſchä⸗ 
digungen und Belohnungen erſtreckt werden. 


8 14 
Bei Steuerpflichtigen, deren Geſchäftsabſchlüſſe veröffentlicht werden, iſt die Steuer vor Ablauf 
des nach § 21 des Einkommenſteuergeſetzes maßgebenden Kalenderjahres und außerhalb der gewöhn— 
lichen Veranlagung unverzüglich nach der Veröffentlichung auf Grund des in der Bilanz ausgewieſenen 
Gewinnes vorläufig feſtzuſetzen. 
8 15 


ö Steuerpflichtige, die neu in die Steuerpflicht eintreten, ſind zur Entrichtung von Vorauszahlungen 
für das erſte Geſchäftsjahr nicht verpflichtet. 


8 16 


Wenn die Steuerpflicht entſteht oder erliſcht oder wenn die unbeſchränkte Steuerpflicht an die 
Stelle der beſchränkten oder die beſchränkte an die Stelle der unbeſchränkten Steuerpflicht tritt, hat der 
Steuerpflichtige von den eingetretenen Veränderungen dem Steueramt alsbald Anzeige zu machen. 


D 8 a 1 P 
*) Für die endgültige Veranlagung 1930 vgl. Übergangsregelung in $ 4b—d des Geſetzes über die Abänderung 
des Einkommen-, Körperſchafts⸗ und Vermögensſteuergeſetzes v. 27. Juni 1930 (Geſetzbl. S. 143). 
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Vermögensſteuergeſetz. 
Vom 31. 12. 1931. 
Perſönliche Steuerpflicht 
8 1 
(1) Vermögensſteuerpflichtig ſind: 

1. ſämtliche natürlichen Perſonen, ſolange fie im Gebiet der Freien Stadt Danzig einen Wohn- 
ſitz oder länger als 6 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Wird die Steuer— 
pflicht durch einen Aufenthalt von mehr als 6 Monaten begründet, ſo erſtreckt ſie ſich auch 
auf die erſten 6 Monate, 

2. ſämtliche Beamten der Freien Stadt Danzig, ſolange fie ihren dienſtlichen Wohnſitz im Aus: 
land haben und die in ihren Dienſten ſtehenden Danziger Staatsangehörigen für die Dauer 
des Dienſtverhältniſſes, 

3. ſämtliche juriſtiſche Perſonen des öffentlichen und des bürgerlichen Rechtes, nicht rechtsfähige 
Perſonenvereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, ſolange ſie den Sitz 
oder Ort der Leitung im Inland haben und ſoweit ihr Vermögen nicht unmittelbar nach 
dieſem Geſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt. 

(2) Der Beſteuerung unterliegt bei den in Ziffer 1—3 genannten Steuerpflichtigen das geſamte 
in⸗ und ausländiſche Vermögen. 
8 2 
Soweit nicht ſchon die Steuerpflicht nach $ 1 begründet iſt, find ohne Rückſicht auf Staatsange- 
hörigkeit, Wohnſitz, Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung alle natürlichen Perſonen ſowie juriſtiſchen 


Perſonen, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen der im § 1 bezeichneten Art mit ihrem ge— 


ſamten inländiſchen Grund- und Betriebsvermögen ſteuerpflichtig. 


8 3 
Von der Vermögensſteuer find befreit natürliche Perſonen, juriſtiſche Perſonen, Perſonenvereini— 
gungen und Vermögensmaſſen der im $ 1 bezeichneten Art, denen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit 
nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder denen nach beſonderen, mit anderen Staaten ge— 
troffenen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht. 


8 4 
(1) Von der Vermögensſteuer ſind ferner befreit: 

1. die juriſtiſchen Perſonen des Danziger öffentlichen Rechtes, 

2. die Unternehmungen, deren Erträge ausſchließlich der Freien Stadt Danzig, ihren Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden zufließen; Sparkaſſen jedoch nur, wenn ſie ſich auf die Pflege des 
eigentlichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken, 

3. die Bank von Danzig, 

4. unbeſchränkt Steuerpflichtige der im § 1 Ziffer 3 bezeichneten Art, die nach der Satzung, 
Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken des Inlandes dienen. Ob dieſe Vorausſetzungen gegeben ſind, entſcheidet in Zweifels— 
fällen der Senat. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, auf Antrag weitere Befreiungen von der Vermögensſteuerpflicht 
zu gewähren. 
Steuerbares Vermögen 
85 
Als Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes (ſteuerbares Vermögen) gilt, infoweit nichts anderes vor— 
geſchrieben iſt, das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen nach Abzug der Schulden. Es 
umfaßt: 

1. Grundſtücke einſchließlich des Zubehörs (Grundvermögen), 

2. das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft oder eines Gewerbes dienende Vermögen 
(Betriebsvermögen), 
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3. das geſamte ſonſtige Vermögen, das nicht Grund- oder Betriebsvermögen iſt (fonitiges 


Vermögen). 


S 6 


Den Grundſtücken (§ 5 Ziffer 1) gleich ſtehen Berechtigungen, die den Vorſchriften des bürger- 
lichen Rechtes über Grundſtücke unterliegen, Nutzungswerte an Grundſtücken ſowie Rechte, die auf 
Grundſtücken ſichergeſtellt ſind oder darauf laſten. 


8 7 


(1) Zum Betriebsvermögen ($ 5 Ziffer 2) gehören alle dem Unternehmen gewidmeten Gegen— 


ſtände. 


(2) Als Betriebsvermögen gelten auch aus dem Betriebe herrührende und andere Vorräte, die 
zur Weiterveräußerung beſtimmt ſind. 


8 8 


Als ſonſtiges Vermögen (§ 5 Ziffer 3) kommen insbeſondere, ſoweit die einzelnen Vermögens⸗ 
gegenſtände nicht unter 8 5 Ziffer 1, 2, §§ 6 und 7 fallen, in Betracht: 


45 
2. 
3. 


ſelbſtändige Rechte und Gerechtigkeiten, 

verzinsliche und unverzinsliche Kapitalforderungen jeder Art, 

Aktien oder Anteilſcheine, Kuxe, Geſchäftsguthaben bei Genoſſenſchaften, Geſchäftsanteile 
und andere Geſchäftseinlagen, 

bares Geld Danziger Währung, fremde Geldſorten, Banknoten und Kaſſenſcheine ſowie un⸗ 
verarbeitete Edelmetalle, Edelſteine und Perlen, außerdem Steuer- und Stempelmarken ſowie 
gültige Poſtwertzeichen der Freien Stadt Danzig, wenn ihr Nennwert 100 G überſteigt, 


der Kapitalwert der Rechte auf Renten und andere wiederkehrende Nutzungen und Lei— 


ſtungen, die dem Berechtigten auf ſeine Lebenszeit oder auf die Lebenszeit eines anderen, auf 
unbeſtimmte Zeit oder auf die Dauer von mindeſtens 10 Jahren entweder vertragsmäßig als 
Gegenleiſtung für die Hingabe von Vermögenswerten oder aus letztwilligen Verfügungen, 
Schenkungen oder Familienſtiftungen zuſtehen, 


noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens- und Kapitalverſicherungen oder Rentenverſicherungen, 
aus denen der Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten iſt. Auf Rentenverſiche— 
rungen, die mit Rückſicht auf ein Arbeits- oder Dienſtverhältnis abgeſchloſſen worden ſind, 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 


8 9 


Zum ſteuerbaren Vermögen gehören nicht: 


12 
2. 


3. 


4. 


5. 


Anſprüche an Witwen-, Waifen- und Ruhegehaltskaſſen, 

Anſprüche aus einer geſetzlichen Verſicherung jeder Art ſowie aus einer privaten Kranken⸗ 
oder Unfallverſicherung, g 
Anſprüche auf Renten und ähnliche Bezüge, die mit Rüdjiht auf ein früheres Arbeits- 
oder Dienſtverhältnis gewährt werden, . 

Anſprüche auf Renten, Ruhegehalt und ähnliche Bezüge, die nach Verſorgungs- oder Ruhe- 
gehaltsgeſetzen gezahlt werden, ſowie auf Kapitalabfindungen nach den genannten Geſetzen, 
Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegenſtände, ſofern fie nicht zum Betriebsver- 
mögen gehören oder Zubehör eines Grundſtücks oder im 8 8 beſonders aufgezählt find, 
Vermögensbeträge, die für ausſchließlich gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke zurückgelegt 
ſind und deren Verwendung nach Subſtanz und Ertrag zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, 

der Anſpruch auf eine Kapitalabfindung, die als Entſchädigung für den durch Körperver— 
letzung oder Krankheit herbeigeführten gänzlichen oder teilweiſen Verluſt der Erwerbstätigkeit 
dem Steuerpflichtigen zufteht; das gleiche gilt für den Anſpruch auf eine Kapitalabfindung, 
die den Hinterbliebenen eines im Sinne des vorhergehenden Satzes Geſchädigten auf Grund 
dieſer Schädigung gewährt wird, 


die durch das Geſetz über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungsbaues vom 


9. Dezember 1925 (G. Bl. S. 329) begünſtigten Grundſtücke im Rahmen der dortigen Vor⸗ 
ſchriften. 
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s 10 

(1) Zur Ermittelung des Reinvermögens find von dem Rohvermögen abzuziehen: 

1. Schulden; der Abzug tritt nicht ein, ſoweit Rückgriffsrechte beſtehen, 

2. der Wert der dem Steuerpflichtigen obliegenden Leiſtungen der im § 8 Ziffer 5 bezeichneten 
Art, 

3. die zur Beſtreitung der laufenden Ausgaben nicht geſchäftlicher oder beruflicher Art für 3 Mo⸗ 
nate erforderlichen Beträge, ſoweit ſie an dem für die Feſtſtellung des Vermögensſtandes 
maßgebenden Stichtag in Geſtalt von barem Danziger Geld oder von Bank- oder ſonſtigen 
Guthaben vorhanden ſind, die auf Danziger Währung lauten und deren Auszahlung vor 
Ablauf der Dreimonatsfriſt verlangt werden kann, und ſoweit der Steuerpflichtige nicht in 
der Lage iſt, feinen Lebensunterhalt in den nächſten 3 Monaten aus ihm in dieſer Zeit zu⸗ 
fließenden Einnahmen zu beſtreiten. Dieſer Abzug iſt bei den beſchränkt Steuerpflichtigen 
nicht zuläſſig. 

(2) Nicht abzugsfähig find Schulden und Laſten, ſoweit fie in wirtſchaftlicher Beziehung zu Ver⸗ 
mögensteilen ſtehen, die nicht zum ſteuerbaren Rohvermögen gehören. 

(3) Beſchränkt ſich die Beſteuerung auf das inländiſche Grund- und Betriebsvermögen, ſo ſind 
nur die in einer wirtſchaftlichen Beziehung zu dieſen Vermögensteilen ſtehenden Schulden und Laſten 
abzuziehen. 

8 11 

Von dem Rohvermögen der im § 1 Ziffer 3 bezeichneten Steuerpflichtigen ſind außer den in 
§ 10 aufgeführten Schulden und Laſten abzuziehen: 

1. die Rücklagen für ausſchließlich gemeingützige oder Wohlfahrtszwecke, deren Verwendung nach 
Subſtanz und Ertrag zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, 

2. bei Verſicherungsgeſellſchaften und Verſicherungsvereinen die Rücklagen für Verſicherungs⸗ 
ſummen und für die den Verſicherten ſelbſt als ſogenannte Dividende zurückzugewährenden 
Prämienüberſchüſſe. 

8 12 

(1) Für die Veranlagung der Vermögenſteuer wird das Vermögen von Ehegatten zuſammen⸗ 
gerechnet, ſofern beide Ehegatten unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind und an dem für die Feſtſtellung des 
Vermögensſtandes maßgebenden Stichtag nicht dauernd voneinander getrennt leben. 

(2) Im Falle der gemeinſchaftlichen Veranlagung von Ehegatten haften beide für die geſamte 
Steuerſchuld als Geſamtſchuldner. 


$ 13 

(1) Der Vermögenswert wird auf Grund des Vermögensſtandes am 31. Dezember des dem Ber- 
anlagungszeitraum unmittelbar vorangehenden Jahres feſtgeſtellt. Für Betriebe, bei denen regelmäßig 
jährliche Abſchlüſſe ſtattfinden, tritt auf Antrag des Steuerpflichtigen an Stelle des Vermögensſtandes 
am Schluſſe eines Kalenderjahres der Stand am Schluß des letzten Wirtſchafts-(Geſchäfts-) jahres, das 
dem Veranlagungszeitraum unmittelbar vorangeht. Die zwiſchen dem Schluß dieſes Wirtſchafts- (Ge- 
ſchäfts⸗) jahres und dem geſetzlichen Stichtag eingetretenen Verſchiebungen zwiſchen dem im Betrieb an⸗ 
gelegten Vermögen und dem ſonſtigen Vermögen des Steuerpflichtigen ſind zu berückſichtigen. An einen 
gemäß Satz 2 geſtellten Antrag bleibt der Steuerpflichtige auch für künftige Veranlagungszeiträume 
gebunden. 

(2) Wird die Stelen fich innerhalb eines Veranlagungszeitraumes begründet, ſo iſt für den noch 
laufenden Teil des Veranlagungszeitraumes der ee bei dem Eintritt in die Steuerpflicht 
maßgebend. 

(3) Wird ein beſchränkt Steuerpflichtiger im Laufe eines Veranlagungszeitraumes unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig oder erwirbt er im Laufe eines Veranlagungszeitraumes weitere die beſchränkte Steuer- 
pflicht begründende Vermögensgegenſtände, ſo findet Abſ. 2 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß dem bei der früheren Veranlagung feſtgeſtellten Vermögen der Wert des hinzugetretenen Vermögens 
hinzugerechnet wird. 

8 14 


(1) Bei der Bewertung des Vermögens gelten die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die 
Wertermittlung mit nachfolgenden Ergänzungsbeſtimmungen. 
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(2) Die Vorſchrift des $ 150 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes findet keine Anwendung, ſoweit 
dauernd dem Betriebe gewidmete Gegenſtände in der Zeit vom 1. Januar 1919 bis 31. Oktober 
1923 angeſchafft ſind. 

(3) Die Vorſchriften des $ 147 des Steuergrundgeſetzes finden keine Anwendung. 


Berechnung der Steuer 
8 15 


Zur Berechnung der Vermögenſteuer wird das ſteuerbare Vermögen auf volle 100 G nach unten 


abgerundet. 
§ 16 


Überſteigt das nach den vorſtehenden Vorſchriften feſtgeſtellte abgerundete ſteuerbare Vermögen 
nicht den Betrag von 10000 G, ſo wird eine Vermögensſteuer nicht erhoben. 


8 17 

(1) Die Steuer beträgt jährlich: 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 12500 G nicht überſteigt, 2 v. Tauſend des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 12500 G aber nicht 30000 G überſteigt, 3 v. Tauſend 

des Vermögens, ; 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 30000 G aber nicht 60000 G überfteigt, 4 v. Tauſend 

des Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 60000 G überfteigt, 5 v. Tauſend des Vermögens. 

(2) Der Unterſchied zwiſchen der Steuer nach Abſ. 1 und der Steuer, die zu zahlen wäre, wenn 
das ſteuerbare Vermögen nur die letzte vorhergehende in Abſ. 1 bezeichnete Vermögensgrenze erreicht 
hätte, wird nur inſoweit erhoben, als er aus der Hälfte des dieſe Vermögensgrenze überſteigenden 
Betrages des abgerundeten ſteuerbaren Vermögens gedeckt werden kann. 


§ 18 
(1) Die nach $ 17 berechnete Vermögensſteuer ermäßigt ſich um 5 v. H. der Steuer für jedes 
zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht ſelbſtändig zur Ver⸗ 
mögensſteuer zu veranlagen iſt. f 
(2) Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig oder nicht nur vorübergehend 
behindert ſind, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu beſtreiten, und deren ſteuerpflichtiges 
Vermögen hauptſächlich aus Vermögen im Sinne des $ 8 und zu Wohnzwecken vermieteten bebauten 
Grundſtücken beſteht und nicht mehr als 25000 Gulden beträgt, müſſen auf Antrag von der Vermögen⸗ 
ſteuer freigeſtellt werden, wenn das für das vergangene Kalenderjahr zu verſteuernde Einkommen den 
Betrag von 2400 Gulden nicht überſteigt. 
(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden im Falle der Steuerpflicht nach $ 2 des Geſetzes 
keine Anwendung. 
8 19 


Die errechnete Steuer iſt auf volle durch 40 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. 


Veranlagung 
8 20 


(1) Die Veranlagung erfolgt jeweils für einen Zeitraum von 3 Kalenderjahren (VBeranlagungs- 
zeitraum). 


Eintritt der Steuerpflicht oder auf die Erweiterung der Steuerpflicht beginnenden Kalendermonats ab 
für den Reſt des laufenden Veranlagungszeitraumes veranlagt. 


8 21 
Die Vorſchriften der SS 58 bis 60 des Einkommenſteuergeſetzes finden für die Vermögenſteuer— 
veranlagung ſinngemäß Anwendung. 


(2) In den Fällen des § 13 Abſ. 2 und 3 wird der Steuerpflichtige vom Beginn des auf den e 
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8 22 
(1) Erliſcht die Steuerpflicht im Laufe eines Veranlagungszeitraumes, ſo wird die Steuer nur 
bis zum Schluſſe des Vierteljahres erhoben, in dem die Steuerpflicht wegfällt. 
(2) Der Abſ. 1 gilt entſprechend: 
1. wenn ein unbeſchränkt Steuerpflichtiger im Laufe des Veranlagungszeitraumes beſchränkt 
ſteuerpflichtig wird, 
2. wenn und inſoweit im Laufe des Veranlagungszeitraumes die beſchränkte Steuerpflicht erliſcht. 


8 23 

(1) Hat ſich das ſteuerbare Geſamtvermögen eines Steuerpflichtigen im Laufe eines Veranlagungs— 
zeitraumes um mehr als den fünften Teil, mindeſtens aber um 20000 Gulden vermindert, ſo kann der 
Steuerpflichtige eine Neuveranlagung in der Weiſe beanſpruchen, daß fein geſamtes ſteuerbares Ver— 
mögen auf den Schluß eines Kalendervierteljahres neu feſtgeſtellt und die Vermögensſteuer mit Wir- 
kung vom Beginn des auf den Zeitpunkt der Neufeſtſtellung folgenden Kalendervierteljahres ab ent— 
ſprechend herabgeſetzt wird. 

(2) Hat ſich das ſteuerbare Geſamtvermögen eines Steuerpflichtigen im Laufe eines Veranla- 
gungszeitraumes um mehr als den fünften Teil, mindeſtens aber um 20000 Gulden erhöht, jo 
kann das Steueramt unter entſprechender Anwendung des Abſ. 1 die Vermögenſteuer heraufſetzen. 


8 24 
Eine Neuveranlagung gemäß $ 23 iſt ausgeſchloſſen, ſoweit eine nach $ 23 zu berückſichtigende 
Vermögensverminderung oder Vermehrung auf Umwandlung von ſteuerbarem Vermögen in nicht ſteuer— 
bares oder umgekehrt zurückzuführen iſt. 


8 25 


Das Landesſteueramt beſtimmt, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet und bis zu 
welchem Zeitpunkt die Vermögensſteuererklärung abzugeben iſt. 


8 26 
Über die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Vermögensſteuer erteilt das Steueramt dem Steuer— 
pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. 


j Steuerentrichtung 
8 27 

(1) Die feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt in vierteljährlichen Raten am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt 
und 15. November jeden Jahres zu entrichten. 

(2) Sofern bei Zuſtellung des Beſcheides eine oder mehrere der vorerwähnten Zahltage verſtrichen 
ſind, iſt die an dieſen Terminen fällig geweſene Steuer binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides 
zu entrichten. Die nach Abſ. 3 gezahlten Vorauszahlungen werden auf die hiernach zu leiſtenden 
Zahlungen angerechnet. 

(3) Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheides für das neue Veranlagungsjahr hat der Steuer⸗ 
pflichtige zu den im Abſ. 1 bezeichneten Zeitpunkten Vorauszahlungen in Höhe von je einem Viertel 
der für das vorausgegangene Veranlagungsjahr feſtgeſtellten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 
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Erbſchaftsſteuergeſetz.“) 
Vom 31. 12. 1931. 


8 1 
Der Beſteuerung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegt der Nachlaß jeder natürlichen 
Perſon, ſoweit er zur Zeit ihres Todes nach dem jeweils geltenden Vermögensſteuergeſetz der Freien 
Stadt Danzig ſteuerpflichtig iſt. 


(1) Als Nachlaß gilt das Vermögen, das bei der letzten vor dem Tode des Erblaſſers vorzuneh⸗ 
menden Veranlagung zur Vermögensſteuer als ſein ſteuerbares Vermögen feſtgeſtellt üt. 


(2) Sind auf Grund der Vorſchriften des Vermögensſteuergeſetzes die Vermögen von Eheleuten 
zuſammen veranlagt, ſo gilt bei dem Tode eines Ehegatten die Hälfte des zuletzt gemeinſchaftlich ver- 
anlagten Vermögens als Nachlaß, ſoweit nicht bewieſen wird, daß der Anteil des Erblaſſers am ge⸗ 
meinſchaftlich veranlagten Vermögen ein anderer iſt. 


(3) Befinden ſich in dem Nachlaß Gegenſtände, die der Erblaſſer lediglich als Vorerbe oder 
Vorvermächtnisnehmer gehabt hat, ſo ſind dieſe Gegenſtände bei der Berechnung der Erbſchaftsſteuer 
mitzuberückſichtigen. 


83 
(1) Iſt eine Veranlagung zur Vermögensſteuer unterblieben, ſo hat eine Feſtſtellung des Nach⸗ 
laßvermögens ſtattzufinden. Das Gleiche gilt, wenn ſich in der Zeit zwiſchen dem für die letzte Ver⸗ 
mögensſteuerveranlagung maßgebenden Kalendertag und dem Tode des Erblaſſers ſein ſteuerbares 
Vermögen um mehr als den fünften Teil vermehrt hat. * 


(2) Jede für die Erbſchaftsſteuer haftende Perſon iſt berechtigt, Feſtſtellung des Nachlaßvermögens 
zu verlangen, wenn ſie glaubhaft macht, daß ſich in der Zeit zwiſchen dem für die letzte Vermögens⸗ 
ſteuerveranlagung maßgebenden Kalendertage und dem Tode des Erblaſſers ſein ſteuerbares Vermögen 
um mehr als den fünften Teil vermindert hat. 

(3) Die Feſtſtellung des Nachlaßvermögens in den Fällen der Abſ. 1 und 2 iſt nach den Grund⸗ 
ſätzen vorzunehmen, nach denen eine Veranlagung zur Vermögensſteuer auf den Todestag zu erfolgen 
hätte. Die Folgen, die durch Geſetz oder Vertrag an den Tod des Erblaſſers geknüpft ſind, bleiben 
bei der Berechnung des ſteuerlichen Vermögens außer Betracht, ſoweit im Nachſtehenden nichts Ab⸗ 
weichendes beſtimmt iſt. 

(4) Der Kapitalwert der dem Erblaſſer zuſtehenden, mit feinem Tode erlöſchenden Renten, Nut- 
zungen und Leiſtungen gehört zum ſteuerpflichtigen Nachlaßvermögen nur, wenn der Schuldner einer 
ſolchen Leiſtung einer der Erben, Vermächtnisnehmer, Pflichtteilsberechtigten war. 

(5) Der Kapitalwert der vom Erblaſſer geſchuldeten mit feinem Tode erlöſchenden Renten, Nut- 
zungen und Leiſtungen darf bei Ermittelung des ſteuerpflichtigen Nachlaßvermögens nicht als Schuld 
in Abzug gebracht werden. 


8 4 
(1) Dem Nachlaßvermögen eines Erblaſſers, der unbeſchränkt vermögensſteuerpflichtig geweſen iſt, 
iſt hinzuzurechnen: 
das auf Grund eines vom Erblaſſer geſchloſſenen Vertrages unter Lebenden von einem 
Dritten infolge des Todes des Erblaſſers unmittelbar Erworbene. 


(2) Maßgebend iſt der Wert der hinzuzurechnenden Gegenſtände am Todestage unter Anwen⸗ 
dung der am Todestage geltenden Bewertungsrichtlinien für die Veranlagung zur Vermögensſteuer. 


) Die Ausführungsbeſtimmungen zum Erbſchaftsſteuergeſetz ſind im Staatsanzeiger 1925 Teil I auf Seite 169 ff. 
abgedruckt. 
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8 5 
(1) Von dem Nachlaßvermögen ſind 5000 Gulden abzuziehen für: 

1. die Koſten der Beſtattung des Erblaſſers einſchließlich der Koſten der Leichenfeierlichkeit und 
eines angemeſſenen Grabdenkmals, die Koſten der Trauerkleidung von Ehegatten und Kindern, 

2. die dem Nachlaß zufallenden Koſten des Verfahrens im Falle der Todeserklärung des 
Erblaſſers, 

3. die Koſten der Eröffnung einer Verfügung des Erblaſſers von Todes wegen, die gerichtlichen 
und außergerichtlichen Koſten der Regelung des Nachlaſſes einſchließlich der Unkoſten der 
Erbeslegitimation, die Teſtamentsvollſtreckungskoſten, die Koſten der gerichtlichen Sicherung 
des Nachlaſſes, des Aufgebots der Nachlaßgläubiger und der Inventarerrichtung, die Koſten 
eines für den Nachlaß geführten Rechtsſtreites. 


(2) Auf Antrag der für die Erbſchaftsſteuer haftenden Perſonen iſt ein höherer Betrag in Abzug 
zu bringen, falls die Aufwendung höherer Beträge für die zu Ziffer 1 bis 3 genannten Zwecke nach— 
gewieſen wird. 


8 6 
Von dem Nachlaßvermögen im Sinne der SS 1—4 ſind weiterhin auf Antrag auch nur eines 
Erbberechtigten 5 %, jedoch nicht mehr als 10000 G für jedes erbberechtigte Kind des Erblaſſers in 
Abzug zu bringen. 


8 7 
(1) Zur Berechnung der Erbſchaftsſteuer wird das Nachlaßvermögen auf volle 100 G nach unten 
abgerundet. 


(2) Steuerpflichtig iſt nur der den Betrag von 2500 G überjteigende Teil des nach den Vor— 
ſchriften des Abſ. 1 abgerundeten Nachlaßvermögens. f 


(8) Die Erbſchaftsſteuer beträgt: *) 
für die erſten angefangenen oder vollen 5000 G des ſteuerbaren Nachlaßvermögens 1 v. H. 


„ „ nächſten 5 5 BON, 7 77 3 
Paso F e 4 „ 30000 „„ A 1 8, 
Be * * er 75 50000 „ „ 55 7 „ „ 
1 Fr 1 5 15 598000 55 55 75 DE 
5 NN 5 3 75 „ OD 7 5 EIER 
77 75 7 55 55 11000008 5 Sad 7 
ANNE 5 5 7 „ oe 8 5 833 
5 1 8 15 eee 2 5 9 


e , y . LONG Se 
Steuerbeträge unter 10 G bleiben unerhoben. 


8 8 
(1) Auf Antrag eines Ehegatten bleibt der auf ihn entfallende Teil der nach $ 7 berechneten Erb⸗ 
ſchaftsſteuer unerhoben, wenn der Antragſteller den zahlenmäßigen Nachweis erbringt, welcher Teil des 
bei der letzten Vermögensſteuer-Veranlagung zuſammen veranlagten Vermögens ihm gehört und. was er 
aus dem ſteuerbaren Nachlaß erhalten hat. 


(2) Der Antrag it innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen feit Zuſtellung des Steuer- 
beſcheides zu ſtellen. 


(3) Der unerhoben bleibende Betrag wird errechnet, indem der Wert des Anteils des Ehegatten 
am ſteuerbaren Nachlaß mit der nach 8 7 feſtgeſtellten Geſamtſteuer vervielfältigt und der ſich ergebende 
Betrag durch den Wert des ſteuerbaren Geſamtnachlaſſes geteilt wird. 


) Die vorſtehenden Sätze finden Anwendung, wenn der Todesfall nach dem 1. Februar 1931 eingetreten tft. 
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89 

(J) Die Erbſchaftsſteuer iſt aus dem Nachlaß zu entrichten. 

(2) Die Erben haften für die Steuer als Geſamtſchuldner, jedoch nur bis zur Höhe ihrer geſamten 
Bereicherung. i 

(3) Neben den Erben haften ferner alle Perſonen, denen auf Grund eines Vermächtniſſes, eines 
Pflichtteilanſpruches oder aus einem anderen erbrechtlichen Grunde zum Nachlaß gehörige Gegenſtände 
ausgehändigt worden ſind, in Höhe ihres Wertes perſönlich für die Steuer. 

(4) Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßpfleger und andere mit der Verwaltung des Nachlaſſes befaßte 
Perſonen, in deren Beſitz ſich Vermögensgegenſtände des Erblaſſers befinden, haften, ſoweit ſie zum 
Nachlaß gehörige Gegenſtände den Erben oder anderen Perſonen vor Berichtigung oder Sicherſtellung 
der Steuer übergeben, in Höhe des Wertes der übergebenen Gegenſtände für die Steuer. 

(5) Verſicherungsunternehmen haften in Höhe der vollen Verſicherungsſumme für die Steuer. Sie 
ſind berechtigt, ſich vor der Auszahlung der Verſicherungsſumme durch Zahlung von 4% derſelben an 
die Steuerkaſſe von ihrer Haftung zu befreien. Die Befreiung von der Haftung iſt nicht mehr zuläſſig, 
nachdem und ſoweit die Forderung gegen das Verſicherungsunternehmen von dem Steueramt gepfändet 
oder ſonſt mit Beſchlag belegt iſt. 

8 10 

Bei Erfüllung von Vermächtniſſen, Pflichtteilen und Auflagen kann, ſofern nicht ein anderer 
Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, anteilmäßiger Erſatz der Erbſchaftsſteuer verlangt werden. § 8 
Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 

5 8 11 
Dem Steueramt haben von Amts wegen mitzuteilen: 

1. die Standesämter die angemeldeten Sterbefälle, 

2. die Gerichte 
a) den Erlaß von Todeserklärungen, 
b) die Beſtellung von Nachlaßverwaltern oder Nachlaßpflegern, 
e) die Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen, 
d) die Erteilung von Erbſcheinen unter Beifügung einer Abſchrift, 
e) die Beurkundung von Erbauseinanderſetzungen, 
f) die Umſchreibung im Grundbuch auf Grund eines Erbſcheines oder einer Erbausein⸗ 

anderſetzung, : 
3. die Notare die Beurkundung von Erbauseinanderſetzungen. 


9 12 

(1) Die Veranlagung erfolgt durch ſchriftlichen Beſcheid an einen der Erben oder an eine Perſon, 
der kraft behördlicher Maßnahme oder geſetzlicher Vorſchrift die Verwaltung des Nachlaſſes zuſteht. Der 
ſchriftliche Beſcheid wirkt gegen ſämtliche für die Erbſchaftsſteuer haftenden Perſonen im Sinne des 
$ 223 des Steuergrundgeſetzes. Der Empfänger des Steuerbeſcheides iſt verpflichtet, dieſen Perſonen, 
ſoweit er ſie und ihren Aufenthalt kennt, von dem Inhalt des Steuerbeſcheides Nachricht zu geben. 

(2) Auf Aufforderung des Steueramtes find ſämtliche mit der Verwaltung des Nachlaſſes be- 
faßten Perſonen verpflichtet, eine Steuererklärung einzureichen. 

(3) Das Amtsgericht kann auf Antrag des Steueramtes einen Nachlaßpfleger im Sinne des $ 82 
Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes dann beſtellen, wenn keine zur Vertretung des Nachlaſſes befugte Perſon 
ihren Wohnſitz im Inlande hat. i 

(4) Die Steuer iſt binnen 3 Monaten nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides zu entrichten. 


§ 13 


Sind bei der Erteilung eines Steuerbeſcheides abzugsfähige Verbindlichkeiten nicht berückſichtigt, 
ſo kann von den für die Erbſchaftsſteuer haftenden Perſonen bis zum Ablauf von einem Jahre nach 


der Rechtskraft der Veranlagung Berichtigung des Steuerbeſcheides veranlagt werden. 


8 14 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes in der neuen Faſſung finden Anwendung auf alle Fälle, in denen 
der Erblaſſer nach dem 1. Februar 1931 geſtorben iſt. 5 


— 
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Umſatzſteuergeſetz.“) 
Vom 31. 12. 1931. 
u 
Der Umſatzſteuer unterliegen: 

1. Lieferungen und ſonſtige Leitungen, die jemand innerhalb der von ihm ſelbſtändig ausgeübten ge- 
werblichen Tätigkeit im Inland gegen Entgelt ausführt. Als gewerbliche Tätigkeit gelten für dieſes 
Geſetz auch die Urerzeugung und der Handel. Die Steuerpflicht wird weder dadurch aus— 
geſchloſſen, daß die Abſicht, Gewinn zu erzielen, fehlt, oder ein Verein, eine Geſellſchaft oder 
eine Genoſſenſchaft, die nur an die eigenen Mitglieder liefern, die Tätigkeit ausüben, noch dadurch, 
daß die Leiſtung auf Grund geſetzlicher oder behördlicher Anordnung bewirkt wird oder kraft ge- 
ſetzlicher Vorſchrift als bewirkt gilt; 

2. Lieferungen auf Grund einer Verſteigerung, auch wenn der Auftraggeber keine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit ausübt, es ſei denn, daß die Verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder unter Miterben zur Teilung eines Nachlaſſes erfolgt, oder Grundſtücke und Berechtigungen 
betrifft, auf welche die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke Anwendung finden; 


3. Den ſteuerpflichtigen Lieferungen gleich zu achten iſt der Eigenverbrauch in der Hauswirtſchaft der 
Erzeuger, Gewerbetreibenden und Händler bezüglich der von ihnen erzeugten, verarbeiteten oder 
gehandelten Bedarfsgegenſtände. 


8 2 
Von der Beſteuerung ſind ausgenommen: 


1. Umſätze aus dem Auslande und die außerhalb des Kleinhandels erfolgenden erſten Umſätze ein— 
geführter Gegenſtände im Inlande, ſowie Umſätze in das Ausland, ſoweit die Beſtimmungen des 
Senats über die Sicherſtellung der Herkunft oder die Beſtimmung der Gegenſtände inne— 
gehalten werden. Der Senat beitimmt, inwieweit bei Umſätzen aus dem Auslande die dem Zoll— 
auslande gleichſtehenden Gebiete des Inlandes, der gebundene Verkehr des Zollinlandes und, ſo— 
weit es ſich um zollfreie Gegenſtände handelt, beſonders bezeichnete ſonſtige inländiſche Lager wie 
das Ausland zu behandeln ſind; 


2. Kreditgewährungen und Umſätze von Geldforderungen, insbeſondere von Wechſeln und Schecks ſo— 
wie von Wertpapieren, Anteilen von Geſellſchaften und ſonſtigen Vereinigungen, Banknoten, 
Papiergeld, Geldſorten und von inländiſchen amtlichen Wertzeichen; 


3. Verpachtungen und Vermietungen von Grundſtücken und von Berechtigungen, auf welche die Vor— 
ſchriften des bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke Anwendung finden, ſowie von ſtaatlichen 
Hoheitsrechten, die ſich auf die Nutzungen von Grund und Boden beziehen, mit Ausnahme der 
Verpachtungen und Vermietungen eingerichteter Räume; 

4. Beförderungen im Sinne des Geſetzes über die Beſteuerung des Perſonen- und Güterverkehrs 
vom 8. April 1917 (RGBl. S. 329), mit Ausnahme der im § 3 Nr. 4 und 5 daſelbſt genannten; 

5. Umſätze der in Tarifnummer 5 des Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juli 1913 (RGBl. S. 639) ge⸗ 
nannten Gegenſtände; 

6. Leiſtungen, für welche Vergütungen im Sinne der Tarifnummer 9 des Reichsſtempelgeſetzes ge— 
währt werden; 

7. Umſätze der Verſicherungsgeſellſchaften (Tarifnummer 12 des Reichsſtempelgeſetzes); 

8. Beherbergung, Beköſtigung und die üblichen Naturalleiſtungen, die ein Unternehmer den innerhalb 
einer gewerblichen Tätigkeit beſchäftigten Angeſtellten und Arbeitern als Vergütung für die ge— 
leiſteten Dienſte gewährt, einſchließlich der innerhalb der gewerblichen Tätigkeit des Unternehmers 
vollbeſchäftigten und der Verſicherungspflicht unterſtellten Familienangehörigen, ſofern dieſelben 
das ſechzehnte Lebensjahr überſchritten haben; 


*) Ausführungsbeſtimmungen find abgedruckt unter dem 4.8. 1922, Geſetzbl. ©. 255 ff. Abänderungen ſiehe: Geſetzbl. 
1922 S. 225, Geſetzbl. 1922 S 533, Geſetzbl. 1923 S. 620, Geſetzbl. 1924 S. 496, St. A. 1 1925 S. 78, St. A. 1 1931 S. 182. 
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9. bei eingetragenen Genoſſenſchaften, die der gemeinſchaftlichen Verwertung von Erzeugniſſen der Ge⸗ 
noſſen oder dem gemeinſchaftlichen Einkauf von Waren ausſchließlich für die Genoſſen dienen, der⸗ 
jenige Teil des Umſatzes, der als Entgelt für die Rücklieferung von Rückſtänden aus der im Be- 
triebe der Genoſſenſchaft erfolgten Bearbeitung der von den Genoſſen eingelieferten Erzeugniſſe an— 
zunehmen iſt; 

10. bei Genoſſenſchaften, die einem Reviſionsverbande angehören und die der gemeinſchaftlichen Ver— 

wertung von Erzeugniſſen der Genoſſen oder der Herſtellung von Häuſern für die Genoſſen dienen, 

derjenige Teil des Umſatzes, der den für die Erzeugniſſe oder den für die Herſtellung der Häuſer 
gezahlten Entgelten entſpricht; 

11. die Gewährung von Beherbergung, Beköſtigung und der üblichen Naturalleiſtung durch Perſonen 
und Anſtalten, ſoweit ſie Perſonen unter achtzehn Jahren für Erziehungs- und Ausbildungszwecke 

außerhalb des Wohnſitzes der Eltern bei ſich aufnehmen; 

12. die Leiſtungen der Reviſionsverbände gemäß 88 54 ff. des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 

13. die Geſchäfte der Handelsagenten im Sinne des $ 84 des Handelsgeſetzbuchs. 


§ 3 
Von der Beſteuerung ſind ferner ausgenommen alle Umſätze in Arzneiwaren, Verbandſtoffen, 
künſtlichen Gliedern und ärztlichen Utenſilien. 


8 4 
(1) Von der Steuerpflicht befreit ſind: 

1. Die Freie Stadt Danzig wegen des Poſt-, Telegraphen- und Fernſprechverkehrs, ſowie 
Beförderungsunternehmungen wegen der auf Geſetz beruhenden Leiſtungen für dieſen Verkehr. 

2. die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände wegen der Schlachthöfe, 
Gas-, Elektrizitäts- und Waſſerwerke. 

Die Steuerfreiheit kann vom Senat auf beſtimmte Lieferungen und Leiſtungen be— 
ſchränkt werden; 

3. Unternehmen, deren Zwecke ausſchließlich gemeinnützig oder mildtätig ſind, ſoweit es ſich um 
ſolche Umſätze dieſer Unternehmungen handelt, bei denen die Entgelte hinter den durchſchnittlich 
für gleichartige Leiſtungen von Erwerbsunternehmungen vereinnahmten Entgelten zurückbleiben. 

Ob ein Unternehmen als gemeinnützig oder mildtätig im Sinne dieſer Vorſchrift anzu= 
erkennen iſt, beſtimmt das Landesſteueramt. 
(2) Der Senat iſt ermächtigt, auch weitere Befreiungen auf Antrag zu gewähren. 


85 
Erbringt ein Unternehmer den Nachweis, daß er von ihm ausgeführte Gegenſtände im Inlande 
erworben oder in das Inland eingeführt hat und die Lieferung an ihn der Steuerpflicht unterlag, ſo 
vergütet ihm das Steueramt den Teil des entrichteten Entgeltes, der der Steuer für die Lieferung an 
ihn entſpricht. Der Antrag iſt für einen Steuerabſchnitt gleichzeitig mit der Steuererklärung zu ſtellen. 


86 
(1) In den Fällen, in denen die Steuer lediglich an die Lieferung anknüpft, liegt eine Lieferung 
im Sinne des Geſetzes vor, wenn der Lieferer dem Abnehmer die Verfügung über eine Sache ver— 
ſchafft. Als Lieferung iſt auch eine Leiſtung aus einem Vertrage über die Bearbeitung und Verar— 
beitung einer Sache anzuſehen, wenn der Unternehmer Stoffe, die er beſchafft, verwendet und es ſich 
hierbei nicht nur um Zutaten oder Nebenſachen handelt. Das gilt auch, wenn Sachen in Ausführung 
eines ſolchen Vertrages mit dem Grund und Boden feſt verbunden werden. 6 


(2) Der Lieferung ſteht die Übertragung der mit dem Beſitz eines Pfandſcheines verbundenen 

Rechte gleich. f 
8 7 5 

(1) Bei Abwidelung mehrerer von verſchiedenen Unternehmern über dieſelben Gegenſtände oder 
über Gegenſtände gleicher Art abgeſchloſſenen Umſatzgeſchäfte ſind nur Lieferungen derjenigen Unter- 
nehmer ſteuerpflichtig, die den unmittelbaren Beſitz übertragen. Der Übertragung des unmittelbaren 
Beſitzes durch einen Unternehmer ſteht die Übertragung durch denjenigen gleich, der die Gegenſtände auf 
Grund eines beſonderen mit dem Unternehmer abgeſchloſſenen Vertrages für dieſen beſitzt, es ſei denn, 
daß er lediglich die Beförderung der Gegenſtände übernommen hat. 
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Die Steuerfreiheit nach Abſatz 1 findet nur Anwendung auf Lieferungen, die im Großhandel er— 
folgen und bei denen die Beſtimmungen über den buchmäßigen Nachweis dieſer Lieferungen inne- 
gehalten werden. 

8 8 

(1) Die Steuer wird von dem für die ſteuerpflichtige Leiſtung vereinnahmten Entgelte berechnet. 
Erfolgt die Beſteuerung nach Zeitabſchnitten, jo it die Geſamtheit der in den Zeitabſchnitten ver— 
einnahmten Entgelte zugrunde zu legen. 

(2) Der Eigenverbrauch gemäß § 1 Nr. 3 iſt am Schluſſe jeden Kalenderjahres durch Schätzung 
zu ermitteln, ſoweit er nicht buchmäßig nachgewieſen werden kann. An die Stelle des Entgelts tritt 


der gemeine Wert der entnommenen Gegenſtände; dabei iſt von den Preiſen auszugehen, die am Orte 


und zur Zeit der Entnahme für Gegenſtände der gleichen oder ähnlichen Art von Wiederverkäufern ge— 
zahlt zu werden pflegen. Die Steuer bleibt unerhoben bei Entnahme von Gegenſtänden aus dem 
eigenen Betriebe, ſoweit es ſich um Erzeugniſſe der Kleingärtnerwirtſchaft, der Kleinlandwirtſchaft, und 
Kleinviehzucht handelt, wenn dieſe in der Regel ohne Mithilfe von gegen Entgelt beſchäftigten Per- 
ſonen durch Arbeiter, Angeſtellte, Beamte, Penſionäre, Kleinrentner und durch Rentenempfänger aus 
der ſozialen Verſicherung und aus der Verſorgung der Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen betrieben 


werden. 


(3) In den Fällen des § 6 Abſ. 2 gilt als Entgelt der Preis des Pfandſcheines zuzüglich der 
Pfandſumme. 

(4) Iſt für die Steuerpflicht einer einzelnen Lieferung die Höhe des Entgeltes maßgebend, ſo iſt 
vom Entgelte für die Lieferung jedes einzelnen Gegenſtandes auszugehen, es ſei denn, daß mehrere auf 
einmal entnommene Gegenſtände die wirtſchaftliche Einheit bilden oder nach der Beſtimmung des 


Lieferers nur zu einem Geſamtpreiſe gemeinſam lieferbar ſind. 


(5) Beträge, die vom Leiſtungsverpflichteten für die Beförderung und Verſicherung der Gegen- 
ſtände, auf die ſich die Verpflichtung bezieht, in Rechnung geſtellt werden, ſind nur inſoweit nicht als 
Teil des Entgeltes anzuſehen, als durch ſie die Auslagen des Leiſtungsverpflichteten für die Be— 
förderung und Verſicherung erſetzt werden. 

(6) Die Koſten der Warenumſchließung dürfen nur dann vom Entgelt gekürzt werden, wenn die 
Warenumſchließung vom Lieferer zurückgenommen und das Entgelt um den auf fie entfallenden Teil ge⸗ 
mindert wird. 

(7) Bei Geſchäften, deren Abwickelung in einer ſteuerpflichtigen Leiſtung jedes der Beteiligten 
an den anderen beſteht (3. B. Tauſchgeſchäften), gilt der Wert jeder der Leiſtungen als Entgelt für die 
andere; dieſe Vorſchrift findet bei Hingabe an Zahlungsſtatt entſprechende Anwendung. 

(8) Ausländiſche Werte ſind nach näherer Beſtimmung des Senats umzurechnen. 


8 9 

(1) Auf Antrag kann das Steueramt geſtatten, daß die Steuer nicht nach den vereinnahmten Ent⸗ 
gelten, ſondern nach den Entgelten für die bewirkten Leiſtungen ohne Rückſicht auf die Vereinnahmung 
berechnet wird. Der Antrag kann auf einen von mehreren geſonderten Betrieben desſelben Steuerpflich— 
tigen beſchränkt werden. Dem Antrage iſt nur ſtattzugeben, wenn Bücher nach kaufmänniſchen Grund- 
ſätzen geführt werden. 

(2) Iſt die Beſteuerung nach den Entgelten für die bewirkten Leiſtungen geſtattet, ſo finden die 
Vorſchriften dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß, ſoweit in ihnen von den verein- 
nahmten Entgelten gehandelt wird, an deren Stelle die Entgelte für die bewirkten Leiſtungen treten. 

(3) Ein Übergang von einer zur anderen Verſteuerungsart kann das Steueramt zur Sicherung 
des Steueraufkommens an Bedingungen knüpfen, über die das Landesſteueramt Beſtimmungen erläßt. 


; 8 10 
Die Steuerbeträge find auf volle Gulden nach unten abzurunden. 


8 11 
(1) Die Steuer iſt in den Fällen des $ 1, Nr. 1 von demjenigen zu entrichten, der die gewerb⸗ 
liche Tätigkeit ausübt. Dabei werden die in mehreren Betrieben des Steuerpflichtigen vereinnahmten 
Entgelte zuſammengerechnet. 
(2) Im Falle des $ 1, Nr. 2 liegt die Entrichtung der Steuer dem Verſteigerer ob, und zwar 
auch dann, wenn der Auftraggeber eine ſelbſtändige berufliche oder gewerbliche Tätigkeit ausübt. Er iſt 
berechtigt, ſich bei ſeinem Auftraggeber für die entrichteten Steuerbeträge ſchadlos zu halten. 
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$ 12 
(1) Die Steuer beträgt bei jedem ſteuerpflichtigen Umſatz 1½ vom Hundert des Entgelts.“ 


(2) Der Senat wird ermächtigt, für die Inhaber von landwirtſchaftlichen Betrieben den Steuer⸗ 
lat des Abſatz 1 jeweils für ein Kalenderjahr bis auf / herabzufegen. **) 

(3) Die Steuer erhöht ſich bei MWarenhäufern***): 

a) bei Umſätzen aus den den Warenhäuſern eingegliederten Gaſtwirtſchaftsbetrieben auf 10 v. H., 
b) bei allen übrigen Umſätzen auf 3 v. H. 

(4) Warenhäuſer im Sinne des Abſ. 3 ſind Unternehmungen, deren Geſamtumſatz einſchl. des ſteuer⸗ 
freien Umſatzes im jeweils vergangenen Kalenderjahr 500 000, — G überſtiegen hat, wenn die Unter- 
nehmungen mehr als eine der unten bezeichneten Warengruppen im Einzelhandel umſetzen. Als Einzel- 
handel iſt der unmittelbare Verkauf an die Verbraucher, gleichviel ob er in oder außerhalb der Betriebs- 
ſtätte, als Verſandgeſchäft, auf oder ohne vorgängige Beſtellung betrieben wird. Die in Betracht 
kommenden Warengruppen ſind: 

a) Material- und Kolonialwaren, Eß- und Trinkwaren und Genußmittel, Tabak und Tabak⸗ 
fabrikate, Apothekerwaren, Farbwaren, Drogen und Parfümerien; 

b) Kurzwaren, Schnitt-, Manufaktur⸗-Modewaren, gewebte, geſtrickte, gewalkte und geſtickte 
Waren, Bekleidungsgegenſtände (Konfektion, Pelzwaren), Wäſche jeder Art, Betten; 

c) Möbel jeder Art, Vorhänge, Teppiche, Möbelſtoffe und die zu deren Verarbeitung dienende 
Anfertigung von Zimmerdekorationen; 

d) Haus-, Küchen- und Gartengerätſchaften, Ofen, Glas-, Porzellan-, Steingut⸗ und Tonwaren; 

e) Gold-, Silber- und ſonſtige Juwelierwaren, Kunſt-, Luxus-, Galanteriewaren, Papp⸗, Pa⸗ 
pierwaren, Bücher und Muſikalien; 


) Waffen, Fahrräder, Fahr-, Reit-, Jagdgegenſtände, ſonſtige Sportartikel, Nähmaſchinen, 
Spielwaren, optiſche, phyſikaliſche, mediziniſche und muſikaliſche Inſtrumente und Apparate. 
(5) Waren, welche zu keiner der vorſtehend unterſchiedenen Gruppen gehören, werden als be— 
ſondere Warengruppen nicht gezählt. Diejenigen Waren, die nach ihrer Beſchaffenheit oder Beſtimmung 
mehreren Gruppen zugerechnet werden können, werden nur einmal gezählt, und zwar, wenn auch 
andere, zu der gleichen Gruppe gehörige Waren gehandelt werden, bei derjenigen, der dieſe Waren 
angehören. Ferner iſt, wenn ſich der Handel mit Waren einer Gruppe nach Herkommen und Gebrauch 
auch auf Waren anderer Gruppen erſtreckt, die in der Regel zuſammen feilgeboten werden, wie bei 
Handlungen mit Eiſen- und Stahlwaren, Gummiwaren und dergl. nur Handel mit einer Waren⸗ 
gruppe anzunehmen. Welcher Warengruppe die einzelnen Waren nach Maßgabe der in den Ab— 
ſchnitten a) in Zweifelsfällen zuzurechnen ſind, beſtimmt der Senat endgültig. 


8 13 

(1) Die Steuerpflichtigen haben ihr Unternehmen dem Steueramt innerhalb zwei Wochen nach 
dem Beginn des Unternehmens anzumelden. Dieſe Verpflichtung fällt fort, ſobald der Betrieb zur 
Gewerbeſteuer angemeldet iſt. 

(2) Unternehmer, die im Auslande ihren Sitz, aber im Inlande eine Niederlaſſung oder eine Ge— 
ſchäftsſtelle haben, ſind verpflichtet, dem Steueramt einen im Inland wohnhaften Vertreter zu beſtellen, 
der für die Erfüllung aller den im § 1 genannten Perſonen nach dieſem Geſetz obliegenden Verpflich⸗ 
tungen als Geſamtſchuldner haftet. 

8 14 

(1) Jeder Steuerpflichtige hat die Steuer ſelbſt zu berechnen und ohne beſondere Aufforderung an 
die Steuerkaſſe abzuführen. 

(2) Die Umſatzſteuer mit Ausnahme der Fälle des S 1 Ziffer 2 iſt bis zum 10. jedes Monats 
nach Maßgabe der im Vormonat vereinnahmten ſteuerpflichtigen Entgelte zu zahlen, in den Fällen des 
S 1 Ziffer 2 hat der Steuerpflichtige Zahlung unter gleichzeitiger Zuſendung einer beſonderen Be— 
nachrichtigung an das Steueramt eine Woche nach Eintritt des ſteuerpflichtigen Vorganges zu leiſten. 


*) Der neue Steuerſatz von 1½ % gilt ab 1. Februar 1931, bis dahin betrug er 1 0%. 


%) Von der vorgeſehenen Ermächtigung hat der Senat durch § 1 Ziffer 3 der Verordnung zur Abänderung des 
Umfabftrnergefehes vom 27. 1. 1931 (Gejegbl. S. 15) Gebrauch gemacht. f 
Danach iſt die von den Inhabern landwirtſchaftlicher Betriebe zu entrichtende Umſatzſteuer, ſoweit ſie auf ſelbſt⸗ 


gewonnene Erzeugniſſe entfällt, für die Dauer der Kalenderjahre 1931 und 1932 auf 1 v. H. herabgeſetzt. 


) Die Warenhausſteuer wird vom 1. Oktober 1931 ab erhoben. 
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$ 15 


(1) Hat der Steuerpflichtige Entgelte in dem gleichen Steuerabſchnitt, in dem ſie vereinnahmt wurden, 
zurückgewährt, ſo kann er ſie von der Geſamtheit der im Steuerabſchnitt vereinnahmten Entgelte ab— 
ſetzen. 0 f 
(2) Hat der Steuerpflichtige Entgelte in einem ſpäteren Steuerabſchnitt, als ſie vereinnahmt 
wurden, zurückgewährt, ſo kann er den entſprechenden Betrag von dem ſteuerpflichtigen Geſamtbetrage 
der Entgelte desjenigen Steuerabſchnitts, in dem die Rückgewährung erfolgt, abſetzen. 


§ 16 

(1) Das Steueramt kann jeden einzelnen Steuerpflichtigen oder einen beſtimmten Kreis von 
Steuerpflichtigen jederzeit auffordern, eine Steuererklärung über die in einem vom Steueramt feſt— 
geſetzten Steuerabſchnitt erzielten Entgelte einzureichen. Ergeben die Ermittlungen, daß die von dem 
Steuerpflichtigen abzuführende Steuer die von ihm tatſächlich nach § 14 geleiſtete Zahlung überſteigt, 
ſo iſt die Steuer vom Steueramt in einem ſchriftlichen Beſcheid feſtzuſtellen. In dieſem Falle kann 
von dem Unterſchiedsbetrage ein Zuſchlag bis zu 200 % erhoben werden, wenn die tatſächlich zu ent- 
richtende Steuer die von den Steuerpflichtigen abgeführten Beträge um mehr als den vierten Teil 
überſteigt. 

(2) Die Feſtſetzung des Zuſchlages hat zu unterbleiben, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft 
macht, daß die von ihm tatſächlich geleiſteten Zahlungen in unverſchuldetem Irrtum über das Be— 
ſtehen und die Anwendbarkeit der Vorſchriften dieſes Geſetzes zu niedrig ausgefallen ſind. 

8 17 Eu 

(1) Die Beamten und die Beauftragten der Steuerämter können Grundſtücke und Räume der 
Steuerpflichtigen betreten, um die im Steuerintereſſe an Ort und Stelle nötige Abſchätzung innerhalb 
der üblichen Geſchäfts- und Arbeitsſtunden vorzunehmen. Die Steuerpflichtigen haben ihnen jede 
Auskunft zu geben und jeden Nachweis zu erbringen, deren ſie bedürfen. Die Aufzeichnungen, Bücher 
und Geſchäftspapiere ſowie Urkunden, die für die Feſtſtellung der Steuern von Bedeutung ſind, ſind 
auf Verlangen zur Einſicht und Prüfung vorzulegen. 

(2) Die Steuerämter können Sachverſtändige zuziehen oder Prüfungsbeamte, die ihnen zugeordnet 
find, verwenden, auch können ſie ſich jederzeit der Hilfe von Mitgliedern des betreffenden Steueraus— 
ſchuſſes bedienen. Die ſo hinzugezogenen Perſonen und Sachverſtändigen haben über alles, was ihnen 
vermöge dieſer Tätigkeit bekannt wird, ſtrengſtens zu ſchweigen und dürfen dieſe Kenntniſſe nicht un— 
befugt verwerten; ſie ſind hierzu eidlich zu verpflichten. Soweit es ſich um ein Mitglied des 
Steuerausſchuſſes handelt, hat das Steueramt die Perſon, die es beauftragen will, dem Steuerpflich— 
tigen mitzuteilen. Befürchtet der Steuerpflichtige von der Tätigkeit dieſer Perſon die Verletzung eines 
Geihäfts- oder Betriebsgeheimniſſes oder Schaden für feine geſchäftliche Tätigkeit, jo kann er fie ab— 
lehnen und, wenn dieſem Antrage nicht ſtattgegeben wird, beantragen, die Prüfung auf ſeine Koſten 
durch beſondere Sachverſtändige vornehmen zu laſſen. Er hat Perſonen, die hierzu bereit und geeignet 
ſind, zu bezeichnen. Einigt man ſich nicht, ſo entſcheidet die Steuerverwaltung endgültig. 


8 18 
(1) Unterläßt der Steuerpflichtige die Zahlung gemäß § 14, fo hat das Steueramt die Ent— 
gelte zu ſchätzen, die der Steuerpflichtige in den Steuerabſchnitten, für die Zahlung nicht geleiſtet iſt, 
mutmaßlich erzielt hat. Der geſchätzte Betrag iſt dem Steuerpflichtigen mitzuteilen. Die danach zu 
zahlende Steuer kann gleichzeitig mit der Zuſtellung des Steuerbeſcheides zwangsweiſe beigetcieben 
werden. 
(2) $ 16 Abſ. 1 letzter Satz und Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung. 


1 § 19 5 
(1) Steuerpflichtige, die keine geordnete Buchführung haben, können zu der Umſatzſteuer ab— 
weichend von den Vorſchriften des $ 14 nach Pauſchalſätzen herangezogen werden, die gleichzeitig mit 
den Einkommenſteuerzahlungen zu entrichten ſind. Die Pauſchalſätze ſind zu Beginn jedes Jahres auf 
Grund der wirtſchaftlichen Verhältniſſe im vorhergehenden Kalenderjahr für die einzelnen Zweige der 
umſatzſteuerpflichtigen Betriebe von den gemäß § 20 des Steuergrundgeſetzes gebildeten Ausſchüſſen 
mit Wirkung für das laufende Kalenderjahr feſtzuſetzen. 
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(2) Über die hiernach zu entrichtende Umſatzſteuer it jedem Steuerpflichtigen ein Steuerbeſcheid 
zu erteilen. Soweit ein ſolcher Beſcheid durch Rechtsmittel angegriffen wird, kann im Redtsmittel- 
verfahren nicht geltend gemacht werden, daß die Pauſchalſätze unrichtig feſtgeſetzt ſind. 


§ 20 * 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die der Wandergewerbeſteuer unterliegen, kann die Pauſchumſatzſteuer 
abweichend von den Vorſchriften des § 19 für die ganze Zeit der Geltungsdauer des Wandergewerbe— 
ſcheines bereits im voraus gleichzeitig mit der Entrichtung der Wandergewerbeſteuer ſelbſt verlangt 
werden. — 

(2) Für die Perſonen, deren Umſatzſteuerpflicht im Gebiet der Freien Stadt lediglich durch Ver— 
kauf von Erzeugniſſen auf einem öffentlichen Markt bedingt iſt, können abweichend von der Vorſchrift 
des § 19 die Pauſchumſätze nach Tagen bemeſſen und ihre Zahlung am jeweiligen Markttage ver- 
langt werden. 

(3) In den Fällen des Abſatzes 1 und 2 wird die Steuer mit der Anforderung durch den mit 
ihrer Einziehung beauftragten Amtsträger fällig, ohne daß es der vorherigen Zuſtellung eines 
Steuerbeſcheides bedarf. g i 

§ 21 
(1) Von den Steuereinnahmen aus der Umſatzſteuer erhalten: 
a) der Staat 40 %, 
b) die Städte und die Gemeinde Ohra 60% von den in ihren Bezirken aufgekommenen Be— 
trägen, 
c) die übrigen Gemeinden 30 % der in ihren Bezirken aufgekommenen Beträge; die reſtlichen 
30 % dieſes Aufkommens fließen den übergeordneten Gemeindeverbänden zu. 

(2) Für die Dauer der Gewährung der im 8 12 Abſ. 2 vorgeſehenen Vergünſtigung für die 
Landwirtſchaft hat der Staat aus den ihm nach Abſatz La verbleibenden Umſatzſteueranteilen den 
Betrag von 120000 G jährlich zur Schadloshaltung der durch die Vergünſtigung in ihren Einnahmen 
beeinträchtigten Gemeindeverbände und Gemeinden vorweg zur Verfügung zu ſtellen. 


8 22 
Die Gemeinden und Gemeindeverbände find verpflichtet, von dem ihnen nach § 20 zufließenden 
Anteilen aus der allgemeinen Umſatzſteuer ein Fünftel für die Soziale Fürſorge zu verwenden. 


*) Die Vorſchriften des § 20 in der vorliegenden Faſſung gelten erſtmalig für die Umſatzſteuern im Kalenderjahre 1932. 


Gewerbeſteuergeſetz. 


Vom 31. 12. 1931. 
I. Allgemeine Grundſätze 
- Steuerpflicht 
$1*) . 
(1) Der Beſteuerung nach dieſem Geſetz unterliegt jedes ſelbſtändige ſtehende Gewerbe für ſich, 
ſoweit es im Inland betrieben wird und dort eine Betriebsſtätte (S 2) unterhalten wird. 


(2) Als Gewerbe im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch eine freie und eine ähnliche ſelbſtändige 
Berufstätigkeit einſchl. der Tätigkeit der Notare. Die von ihnen erhobene Steuer wird im Verkehr mit 
den Steuerpflichtigen als „Berufsſteuer“ bezeichnet. Wird ein freier Beruf von mehreren Perſonen 
gemeinſchaftlich ausgeübt, ſo wird die Geſamttätigkeit als einheitlicher Gewerbebetrieb im Sinne dieſes 
Geſetzes behandelt. 


(3) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Tage der Betriebseröffnung und endet mit Abſchluß des 
Kalendervierteljahres, in welchem das Gewerbe abgemeldet worden iſt. 


(4) Zeitweilige, durch die Natur des Gewerbes verurſachte Unterbrechungen laſſen die Steuer- 

pflicht nicht erlöſchen. 
$ 2*) 

Betriebsſtätte im Sinne des $ 1 Abſ. 1 iſt jede örtliche Anlage oder Einrichtung im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig, die der Ausübung des Betriebes eines ſtehenden Gewerbes dient. Außer dem 
Ort der Leitung gelten hiernach als Betriebsſtätten Zweigniederlaſſungen, Fabrikationsſtätten, Ein⸗ 
und Verkaufsſtellen, Kontore, die Benutzung von Ständen auf öffentlichen Märkten und ſonſtige zur 
Ausübung des Gewerbes durch den Unternehmer ſelbſt, deſſen Geſchäftsteilhaber, Prokuriſten oder an— 
dere ſtändige Vertreter unterhaltene Geſchäftseinrichtungen. Als Betriebsſtätte gilt auch der Betrieb 
von Bauausführungen, deren Dauer 12 Monate überſteigt oder vorausſichtlich überſteigen wird. Eine 
Unternehmung, die der Verſorgung mit Gas, Waſſer, Elektrizität oder der Fernheizung dient, hat keine 
Betriebsſtätte in den Gemeinden, durch die nur eine Zuleitung geführt wird, in denen aber Gas, 
Waſſer, Elektrizität oder Wärme nicht abgegeben werden. 


Steuer befreiungen 
8 3 

(1) Von der Gewerbeſteuer ſind frei: 

1. die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände, 

2. inländiſche Perſonenvereinigungen und Zweckvermögen, die nach ihrer Satzung oder ihrer 
Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen, falls eine ſolche 
Zweckbeſtimmung durch das Landesſteueramt anerkannt iſt. 

(2) Der Senat der Freien Stadt Danzig iſt ermächtigt, auch anderen Unternehmungen Befreiung 

von der Beſteuerung auf Antrag zu gewähren. 
$ 4*) 

(1) Der Gewerbeſteuer unterliegen nicht: f 

1. die Land- und Forſtwirtſchaft, die Viehzucht, die Jagd, die Fiſchzucht, der Obſtbau, der 
Gartenbau, und zwar ſowohl der Abſatz der ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe in rohem Zuſtande 
als auch die Verarbeitung, welche in dem Bereich eines ſolchen Erwerbszweiges liegt, es ſei 
denn, daß der Abſatz der Erzeugniſſe von einem Stand auf einem öffentlichen Markte im 
Sinne des $ 2 erfolgt; 

2. die Ausübung eines der reinen Kunſt oder der reinen Wiſſenſchaft gewidmeten freien Berufs 
oder Nebenberufs. Als der reinen Kunſt oder der reinen Wiſſenſchaft gewidmet iſt ein künſt⸗ 
leriſcher oder wiſſenſchaftlicher Beruf dann anzuſehen, wenn er ſich auf ſchöpferiſche oder 
forſchende Tätigkeit, Lehr-, Vortrags- und Prüfungstätigkeit ſowie auf ſchriftſtelleriſche Tätig— 


) Die Vorſchriften der SS 1, 2 und 4 in der vorliegenden Faſſung gelten erſtmalig für die Gewerbeſteuer im 
Kalenderjahre 1932. : 
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keit beſchränkt. Durch eine im geringen Umfang nebenher ausgeübte Gutachtertätigkeit als 
Sachverſtändiger wird die Zurechnung zu einem der reinen Kunſt oder der reinen Wiſſen⸗ 
ſchaft gewidmeten freien Berufe nicht ausgeſchloſſen, ebenſo wird bei Künſtlern die Zu— 
rechnung durch den Umſtand nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ſelbſtgeſchaffene Kunſtwerke ver— 
äußern. 

3. Vermögensverwaltung, Vollſtreckung von Teſtamenten ſowie die Tätigkeit als Aufſichtsrats⸗ 
mitglied ($ 31 Abſ. 1 Ziff. 2 des Einkommenſteuergeſetzes), es ſei denn, daß dieſe Verwaltung 
oder Tätigkeit im Rahmen eines Gewerbebetriebes im Sinne des § 1 Abſ. 1 ausgeübt wird. 

(2) Die in Abſ. 1 Ziff. 1 vorgeſehene Befreiung findet keine Anwendung: 

a) auf die Kunit- und Handelsgärtnerei, 

b) auf die Unternehmungen, welche gewerbsmäßig Vieh ausſchließlich vom erkauften Futter 
unterhalten, um es zum Verkauf zu mäſten oder mit der Milch zu handeln, 

c) auf die Unternehmungen, welche die Milch einer Herde, das Obſt eines Gartens, den Fiſch⸗ 
fang in geſchloſſenen Gewäſſern und ähnliche Nutzungen pachten und aus dem Vertriebe dieſer 
Erzeugniſſe ein beſonderes Gewerbe machen. 


8 5 

Der Gewerbeſteuer ſind ferner nicht unterworfen: 

(1) Vereine, eingetragene Genoſſenſchaften und Körperſchaften, die nur die eigenen Bedürfniſſe ihrer 
Mitglieder an Geld, Lebensmitteln und anderen Gegenſtänden zu beſchaffen bezwecken, wenn ſie ſatz— 
ungsgemäß und tatſächlich ihren Verkehr auf ihre Mitglieder beſchränken und keinen Gewinn unter 
die Mitglieder verteilen und wenn die Verteilung des aus dem Gewinne angeſammelten Vermögens 
unter die Mitglieder für den Fall der Auflöſung nach der Satzung ausgeſchloſſen iſt. Konſumvereine 
mit offenem Laden unterliegen jedoch der Beſteuerung, ebenſo Konſumanſtalten mit offenem Laden, welche 
von gewerblichen Unternehmern im Nebenbetriebe unterhalten werden. 

(2) Molkereigenoſſenſchaften und ähnliche Vereinigungen zur Bearbeitung und zur Verwertung der 
ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe der Teilnehmer unterliegen der Gewerbeſteuer nur unter derſelben Vor— 
ausſetzung, unter welcher auch der gleiche Geſchäftsbetrieb des einzelnen Mitgliedes hinſichtlich ſeiner 
ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe der Gewerbeſteuer unterworfen iſt (vgl. S 4). 


II. Ertragsſteuer 
Steuerberechnung 
8 6*) 

2. Gehälter, Tantiemen oder unter ſonſtiger Benennung gewährte Vergütungen, die von einer) 
in di offenen Handelsgeſellſchaft oder einer anderen Geſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unter⸗t 
Körp nehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebes anzuſehen it, an ihre Geſellſchafter oder von⸗ 
tende einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien an die perſönlich haftenden Geſellſchafter für die der 

Geſellſchaft geleiſteten Arbeiten und Dienſte entrichtet worden find; 
3. Sondervergütungen, die bezahlt werden, bei einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung an 
deren geſchäftsführende Geſellſchafter, bei einer Aktiengeſellſchaft an deren Vorſtandsmit⸗ 
hinzu glieder, bei einer Kommanditgeſellſchaft an deren perſönlich haftende Geſellſchafter, oder bei, 


de 5 Die Vorſchriften der 88 6 und 7 in der vorliegenden Faſſung gelten erſtmalig für bie Gewerbeſteuer im * 
hinzuzurechnen, ſoweit ſie bei der Gewinnfeſtſtellung zur Einkommen- oder Körperſchaftsſteuer⸗Ver⸗unter⸗ 
anlagung als Betriebsausgaben abgeſetzt worden jind: 

2. Gehälter, Tantiemen oder unter ſonſtiger Benennung gewährte Vergütungen, die von einer 
offenen Handelsgeſellſchaft oder einer anderen Geſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unter⸗ 
nehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebes anzuſehen iſt, an ihre Geſellſchafter oder von 
einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien an die perſönlich haftenden Geſellſchafter für die der 
Geſellſchaft geleiſteten Arbeiten und Dienſte entrichtet worden ind; 

3. Sondervergütungen, die bezahlt werden, bei einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung an 
deren geſchäftsführende Geſellſchafter, bei einer Aktiengeſellſchaft an deren Vorſtandsmit⸗ 
glieder, bei einer Kommanditgeſellſchaft an deren perſönlich haftende Geſellſchafter, oder bei 


*) Die Vorſchriften der 88 6 und 7 in der vorliegenden Faſſung gelten erſtmalig für die Gewerbeſteuer im Kalender- 
jahre 1932. 
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ſonſtigen Erwerbsgeſellſchaften an ihre Mitglieder. Als Sondervergütung gilt, was mehr als 
eine angemeſſene Entſchädigung für geleiſtete Arbeit darſtellt. Sondervergütungen ſind auch 
dem Ertrage hinzuzurechnen, wenn ſie an nahe Familienangehörige der aufgeführten Perſonen 
gezahlt werden. i 


8 8*) 

Der Gewinn im Sinne des § 6 ermäßigt ſich für die Berechnung der Gewerbeſteuer, falls der 
Gewerbetreibende das Gewerbe auf einem eigenen Grundſtück ausübt, um 4 v. H. des Steuerwertes 
dieſes Grundſtücks. Maßgebend für die Höhe dieſes Abzuges iſt der bei der letzten Vermögenſteuer— 
Veranlagung feſtgeſtellte Grundſtückswert. Dient nur ein Teil des Grundſtücks den gewerblichen Zwecken 
des Steuerpflichtigen ſelbſt, ſo iſt nur ein entſprechender Teil des Grundſtückswertes der Berechnung 
des Abzuges zu Grunde zu legen. Entſprechendes gilt, wenn die Benutzung für eigene gewerbliche Zwecke 
des Steuerpflichtigen nicht während des ganzen nach § 17 maßgebenden Zeitraumes ſtattgefunden hat. 


8 9 
Wenn im Falle des 8 6 Abſ. 1 Satz 2 der Steuerbehörde nicht einwandfrei nachgewieſen iſt, daß 
der inländiſche Reinertrag des Betriebs in wirtſchaftlicher Beziehung dem Geſamtreinertrage des Un— 
ternehmens entſpricht, kann zu der Steuer nach 8 11 ein Ausgleichszuſchlag bis zu 10 v. H. vom Roh⸗ 
ertrage des inländiſchen Gewerbebetriebes (ohne Abzug der Werbungskoſten) erhoben werden. Sofern 
dieſer Zuſchlag als nicht ausreichend befunden wird, kann eine höhere Schätzung ſtattfinden und anſtelle 
des Ausgleichszuſchlages erhoben werden. 
8 10 
Zur Berechnung der Steuer iſt der ermittelte Ertrag auf volle 100 Gulden nach unten abzu— 
runden. 
Steuertarif 
8 11 
(1) Abgabepflichtig iſt nur der den Betrag von 2400 G überſteigende Teil des Ertrages. 
(2) Die Steuer beträgt: 


5 für die weiteren angefangenen oder vollen 2400 G des Ertrages 3 v. H 
„ „ 7) „ „ 7 2400 G * 7 6 v. H. 
77 7 7 „ „ [77 2400 G » „ 9 D. H. 
123 „ „ „ „ „ 2400 G „ „ 10 U. H. 
77 7 77 [2 „ „ 4800 G 7 7 11 b. H. 
„ den weiteren Ertrag 12 v. 5 


(3) Die Steuer wird erhoben vom erſten des auf den Eintritt der Steuerpflicht folgenden Monats 
bis zum Erlöſchen der Steuerpflicht. Wird der Betrieb am erſten eines Monats eröffnet, ſo iſt die 
Steuer bereits für dieſen Monat zu entrichten. 


III. Mindeſtſteuer 
8 12 


Die Gewerbeſteuer wird als Mindeſtſteuer nach den Grundſätzen der Ss 13 bis 15 erhoben. 


8 130 

() Zwecks Feſtſtellung der Höhe der Mindeſtſteuer werden vom Steueramt unter Zuziehung des 
Steuerausſchuſſes ($ 20 des Steuergrundgeſetzes) die Gewerbebetriebe nach Art und Umfang zu Be— 
ginn des Kalenderjahres, für das die Steuer erhoben wird, in ſieben Gruppen eingereiht. 

(2) Bei der Einreihung, die alljährlich nach Richtlinien des Senats vorzunehmen iſt“), find zu 
berückſichtigen: 

1. die Art des Gewerbebetriebes, 

2. der jährliche Mietwert der zum Gewerbebetrieb benutzten Räume, 


3. die Höhe der eigenen oder fremden flüſſigen verfügbaren Mittel des Gewerbetreibenden in 
Geld oder Geldeswert, f 


Die Vorſchriften der 88 8, 11 und 13 in der vorliegenden Faſſung gelten erſtmalig für die Gewerbeſteuer im 
Kalenderjahre 1932. 
. **) Richtlinien für 1931, Staatsanzeiger Teil I S. 28. 


4. die Zahl der. Angeitellten, 

5. die Höhe der im verfloſſenen Jahre erzielten Umſätze, 

6. der im verfloſſenen Jahre erzielte Ertrag. be 

(3) Vor Feſtſetzung der Richtlinien nach Abi. 2 ſind die öffentlich-rechtlichen berufsſtändiſchen 
Organiſationen der ſteuerpflichtigen Berufsgruppen zu hören. 


§ 14 
(1) Als Mindeſtſteuer iſt zu zahlen: 
a) in der 1. Gruppe . Ä ; : e A 8 2400 G 
n 95 ; g € ; ; ; 5 08 
e ER : ; ? ae 5 4380 G 
W 1 ; > a 5 E : £ 2 240 G 
By ade „ : £ 8 5 > s E : 120 G 
f) „ 77 6. 12} 5 40 G 


8) „ „ 7. „wird eine Mindeſtſteuer nicht erhoben. 


(2) Das Steueramt iſt unter Hinzuziehung der Steuerausſchüſſe befugt, in beſonderen Aus— 
nahmefällen für Betriebe in der 1. Gruppe die nach Abſ. 1 feſtgeſetzte Mindeſtſteuer bis zu 12000 G 
zu erhöhen. Im Steuerbeſcheid iſt dieſe Erhöhung beſonders zu begründen. 


8 15 
Die Mindeſtſteuer iſt als endgültige Steuer dann zu entrichten, wenn die Steuer nach dem Um— 
ſange des Gewerbebetriebes ($ 13) höher iſt als die Steuer nach dem Ertrage (88 6 bis 9) und wenn 
der Gewerbebetrieb noch nicht ein volles Jahr beſteht (8 17 Abſ. 3). 


§ 16*) 

Bei denjenigen Steuerpflichtigen, deren Gewerbeſteuerpflicht ausſchließlich auf der Benutzung eines 
Marktſtandes im Sinne des $ 2 beruht, iſt lediglich die Mindeſtſteuer zu erheben. Sie beträgt ab- 
weichend von den Sätzen des $ 14 und unbeſchadet der Vorſchrift des § 14 Abſ. 1g für jeden 
Tag der Benutzung eines Marktſtandes einen Gulden. Auf die Erhebung dieſes Betrages findet § 20 
Abſ. 2 und 3 des Umſatzſteuergeſetzes entſprechende Anwendung. 


IV. Gemeinſame Vorſchriften und Veranlagung 
| 8 17 


(1) Die Veranlagung zur Gewerbeſteuer erfolgt für ein Kalenderjahr und zwar für die Ertrags— 
ſteuer nach dem Ergebnis im vergangenen Kalenderjahr und bei der Mindeſtſteuer nach dem Umfang 
zu Beginn des laufenden Kalenderjahres. 


(2) Bei Steuerpflichtigen, die für ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtſchaftsjahr (Geſchäfts⸗ 
jahr) regelmäßig Geſchäftsabſchlüſſe machen, tritt für die Berechnung des Ertrages an Stelle des 
vergangenen Kalenderjahres das Wirtſchaftsjahr, das in dieſem Kalenderjahr endet. 


(3) Beſteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein volles Kalenderjahr oder Wirtſchaftsjahr, ſo iſt für 
das erſte Jahr die Mindeſtſteuer nach SS 13 und 14 zu zahlen. Erhoben wird jedoch -nur, der Teil der 
ganzen Mindeſtſteuer, der verhältnismäßig auf die Monate entfällt, in denen die Steuerpflicht beitan- 
den hat. Iſt auch bei Beginn des nächſten Kalenderjahres das Ergebnis eines vollen Kalender-(Wirt⸗ 
ſchafts-) jahres noch nicht feſtſtellbar, ſo wird für dieſes Jahr die volle Mindeſtſteuer nach § 12 erhoben. 


| 8 18 5 
Die Veranlagung erfolgt durch die im § 20 des Steuergrundgeſetzes vorgeſehenen Steueraus— 


ſchüſſe. 


— 
) Die Vorſchriften der SS 14 und 16 in der vorliegenden Faſſung gelten erſtmalig für die Gewerbeſteuer im 
Kalenderjahre 1932. 
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Steuererklärung und Steuerbeſcheid 
8 19 
(1) Jeder Steuerpflichtige hat alljährlich bis zum 31. Januar ſowie auf beſondere Aufforderung 
dem Steueramt eine ſchriftliche Steuererklärung nach einem Muſter, das durch die Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vorgeſchrieben wird, einzureichen. Das Steueramt kann auf Antrag Friſtverlängerung bewilligen. 
(2) Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, eingetragene Genoſſenſchaften und alle 
zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten gewerblichen Unternehmungen haben den Steuererklä— 
rungen ohne beſondere Aufforderung die endgültig feſtgelegten Geſchäftsberichte und Jahresabſchlüſſe 
beizufügen. In gleicher Weiſe haben diejenigen Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, die zur Ver— 
öffentlichung ihrer Bilanzen verpflichtet ſind, die Bilanzen einzureichen. 
(3) Das Steueramt erteilt dem Steuerpflichtigen nach Feſtſetzung der Steuer einen ſchriftlichen Be— 
ſcheid. 
§ 20 
Das Steueramt darf den ſteuerpflichtigen Ertrag und den Umfang des Gewerbebetriebes ſchätzen, 
wenn die Steuererklärung nicht vollſtändig ausgefüllt iſt und wenn der Steuerpflichtige eine Auffor— 
derung zur Ergänzung ſeiner Angaben nicht befolgt hat. 


Steuerzahlung 
§ 21 
Die feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt in vierteljährlichen Raten am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt 
und 15. November jedes Jahres zu entrichten. Sofern bei Zuſtellung des Beſcheides ein oder mehrere 
der vorerwähnten Zahltage verſtrichen ſind, ſind die bereits fälligen Steuerraten binnen 2 Wochen nach 
Zuſtellung des Beſcheides zu entrichten. Die nach § 22 geleiſteten Vorauszahlungen werden auf die 
hiernach zu leiſtenden Zahlungen angerechnet. 


Vorauszahlung 
Ss 22 

(1) Bis zum Empfange eines Steuerbeſcheides für das neue Veranlagungsjahr hat der Steuer— 
pflichtige an den in $ 21 bezeichneten Zahlungsterminen Vorauszahlungen in Höhe von einem Viertel 
der für das vorangegangene Veranlagungsjahr feſtgeſetzten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 

(2) $ 84 Abſ. 1 und $ 85 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes finden entſprechende Anwendung, 
jedoch darf die einzelne Vorauszahlung nicht niedriger bemeſſen werden als auf ein Viertel der Min- 
deſtſteuer, die ſich aus der Gruppe ergibt, in die der Betrieb bei der letzten Veranlagung nach $ 13 
eingeſtuft iſt, unter Berückſichtigung etwaiger Steuererhöhungen nach § 14 Abſ. 2. 


Erlöſchen der Steuerpflicht 
8 23 
Soweit die Steuerpflicht vor Ablauf des Kalenderjahres erliſcht, iſt dem Steuerpflichtigen auf An— 
trag der Teil der gezahlten Steuer zu erſtatten, der auf die Vierteljahre entfällt, in denen die Steuer— 
pflicht nicht mehr beſteht. 


Übergang der Steuerpflicht 
8 24 

(1) Wird ein Gewerbebetrieb von einer anderen Perſon unverändert fortgeſetzt, z. B. bei Ver: 
erbung, Verpachtung, Veräußerung, ſo erfolgt für das Jahr, in dem der Wechſel eintritt, aus dieſem 
Grunde keine neue Veranlagung. 

(2) Der neue Inhaber des Betriebes haftet für Gewerbeſteuerrückſtände aus dem laufenden oder 
aus früheren Jahren neben dem früheren Inhaber als Geſamtſchuldner. In verpachteten Betrieben haftet 
außerdem für die geſamte während der Dauer des Pachtverhältniſſes fällige Gewerbeſteuer neben dem 
Pächter der Verpächter. 

V. Anzeigepflicht 
\ $ 25 

(1) Die Eröffnung eines ſtehenden Gewerbebetriebs iſt dem Steueramt binnen einer Woche ſchrift— 

lich oder zu Protokoll anzuzeigen. 


dar 
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(2) Die Amtsgerichte haben von jeder ihnen bekannt werdenden Eröffnung eines ſtehenden Ge⸗ 
werbebetriebes dem Steueramt Mitteilung zu machen. 


VI. Betriebseröffnungsſteuer 
8 26 * 
(1) Bei Eröffnung eines ſtehenden Gewerbebetriebes iſt neben der nach vorſtehenden Beſtim⸗ 


mungen zu zahlenden Steuer eine nach den folgenden Vorſchriften zu berechnende einmalige Gewerbe⸗ 
ſteuer (Betriebseröffnungsſteuer) zu entrichten. 


(2) Als Eröffnung eines Gewerbebetriebes ſind insbeſondere nicht anzuſehen: 

a) die übernahme und Umgründung eines beſtehenden Gewerbebetriebes, 

b) die Erweiterung eines beſtehenden Gewerbebetriebes, 

c) die Verlegung eines Betriebes in eine andere Gegend und 

d) die Errichtung einer Zweigſtelle eines ſchon beſtehenden Gewerbebetriebes. 
(3) Im Falle des § 16 wird eine Betriebseröffnungsſteuer nicht erhoben. 


§ 27 
Als einmalige Gewerbeſteuer iſt zu entrichten: 


a) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 13 und 14 in die 


1. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden . 1750, — 8 
b) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 13 und 14 in die 
2. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden . 1500, — 8 
c) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 13 und 14 in die 
3. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden . 1250, — G 
d) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 13 und 14 in die 
4. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden . 1000. — 8 
e) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 13 und 14 in die 
5. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden . . 750, G 


f) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach SS 13 und 14 in die 
6. Gewerbeſteuer-Gruppe eingeſtuft werden.. 500,.— G. 


Ss 28 
Der Steuerpflichtige hat gleichzeitig mit der Anmeldung gemäß 8 26 dem Steueramt eine 
Steuererklärung nach einem Muſter, das durch die Durchführungsbeſtimmungen vorgeſchrieben iſt, 
einzureichen und die vom Steueramt feſtgeſetzte Steuer innerhalb einer Friſt von 14 Tagen nach 
Zuſtellung des Steuerbeſcheides an die Steuerkaſſe zu entrichten. Die Nichterfüllung dieſer Vorſchrift 
gilt als Steuerhinterziehung im Sinne des Steuergrundgeſetzes. 


8 29 
Im übrigen gelten für die Veranlagung und Erhebung der einmaligen Gewerbeſteuer die gleichen 
Vorſchriften wie für die Mindeſtſteuer. 


VII. Verteilung des Steueraufkommens. 
8 30 
(1) Die in dieſem Geſetz vorgeſehene Steuer fließt den Gemeinden des Freiſtaates zu; die Freie 
Stadt Danzig behält 10 %% vom Ertrage für ihre Erhebungskoſten. 
(2) Die Gemeinden ſind nicht berechtigt, Zuſchläge zur Gewerbeſteuer zu erheben oder die Er— 
öffnung eines Gewerbes mit einer neuen Steuer zu belegen. 


s 31 
(1) Erſtreckt ſich ein Gewerbebetrieb über mehrere Gemeindebezirke, jo hat das Steueramt die in 
dieſem Geſetz vorgeſehenen Steuern nach den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes zu verteilen. 
Der Beſchluß iſt den beteiligten Gemeinden zuzuſtellen. Ihnen ſteht die Beſchwerde an das Landes- 
ſteueramt zu. 
(2) Die Verteilung richtet ſich nach den tatſächlichen Verhältniſſen des Betriebes zu Beginn des 
Kalenderjahres, für das die Veranlagung vorzunehmen iſt. 


*) Die Vorſchrift des § 26 Abſatz 3 in der vorliegenden Faſſung gilt erſtmalig für das Kalenderjahr 1932. 


— — nn, 


Geſetz 
betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen (Wandergewerbeſteuergeſetz). 
Vom 31. 12. 1931. 


819 
Der Wandergewerbeſteuer unterliegen Perſonen, die außerhalb ihres Wohnortes, ohne gleichzeitige 
Innehabung eines ſtehenden Gewerbebetriebes oder eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Betriebes im Gebiet der Freien Stadt Danzig und ohne vorhergegangene Beſtellung in 
eigener Perſon: 
a) Waren aller Art feilbieten, 
b) Waren aller Art bei anderen Perſonen als bei Kaufleuten oder an anderen Orten als in 
offenen Verkaufsſtellen zum Wiederverkauf ankaufen, 
c) Warenbeſtellungen ſuchen, 
d) gewerbliche oder künſtleriſche Leiſtungen oder Schauſtellungen, bei denen ein höheres wiſſen⸗ 
ſchaftliches oder Kunſtintereſſe nicht beſteht, anbieten oder veranſtalten. 


8 2*) 
Der Wandergewerbeſteuer ſind nicht unterworfen: 

1. Inhaber eines ſtehenden Gewerbes im Gebiet der Freien Stadt Danzig, ſowie die in ihren 
Dienſten ſtehenden Reiſenden und Vertreter, welche außerhalb des Ortes ihrer gewerblichen 
Niederlaſſung bezw. der gewerblichen Niederlaſſung ihrer Geſchäftsherren 

a) Warenbeſtellungen ſuchen, wenn ſie von den Waren, auf welche ſie Beſtellungen ſuchen, 

nur Proben oder Muſter mit ſich führen. f 

b) Waren aufkaufen, wenn ſie die aufgekauften Waren nur mit ſich führen, um ſie nach dem 
Beſtimmungsort zu befördern, 
c) Waren lediglich zum Wiederverkauf vertreiben. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten nicht für diejenigen Perſonen, welche nach den 
Vorſchriften der Reichsgewerbeordnung zum Aufſuchen von Beſtellungen oder zum Ankauf von 
Waren eines Wandergewerbeſcheines bedürfen. 

Die Gewerbeſcheine für Reiſende ſind, wenn im Laufe des Jahres ein Wechſel in der 
Perſon des Reiſenden eintritt, für den Reſt ihrer Gültigkeitsdauer ſteuerfrei durch Um— 

ſchreibung oder anderweite Ausfertigung auf die Perſon des Nachfolgers übertragbar. 

2. Perſonen, welche ausſchl. im Meß- und Marktverkehr die im § 1 unter 1-3 bezeichneten 
Arten des Gewerbebetriebes ausüben; 

3. Perſonen, welche ſelbſtgewonnene Waren, bei denen dieſes nach Landesbrauch üblich iſt, zu 
Waſſer verfahren und vom Fahrzeuge aus feilbieten; 

4. Perſonen, welche bei öffentlichen Feſten oder anderen außergewöhnlichen Gelegenheiten ſolche 
Waren, bei denen dieſes von den zuſtändigen Behörden geſtattet iſt, feilbieten; 

5. Perſonen, welche in einer Entfernung von nicht mehr als 15 km vom Wohnorte 

a) ſelbſtverfertigte, rein gewerbliche Erzeugniſſe, welche zu den Gegenſtänden des Wochen— 
marktverkehrs gehören, mit Ausſchluß der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe, feilbieten, 
b) gewerbliche Leiſtungen, bei denen dieſes nach Landesbrauch üblich iſt, anbieten; 

6. Perſonen, welche außerhalb ihres Wohnortes, aber innerhalb ihres Gemeindebezirks oder der 
dem Gemeindebezirk des Wohnortes in dieſer Hinſicht gleichgeſtellten nächſten Umgebung des— 
ſelben, Waren aufkaufen, Waren oder Leiſtungen anbieten oder Warenbeſtellungen ſuchen. 


— ) Die Vorſchriften des § 1 und des $ 2 Ziffer Ic und 5a in der vorliegenden Faſſung gelten erſtmalig für die 
Wandergewerbeſteuer im Kalenderjahre 1932. 
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§ 3 
Für Perſonen, die weder ihren Wohnſitz noch eine gewerbliche Niederlaſſung im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig haben, gelten, ſofern nicht durch Verträge oder Vereinbarungen anderweite Regelung 
getroffen iſt, die nachſtehenden beſonderen Beſtimmungen: 
1. Die Steuerpflicht iſt für ſolche Perſonen gegeben auch in allen Fällen, in denen die Be- 
ſtimmungen des § 2 Ziff. 1 und 5b Steuerfreiheit vorſehen. 
2. Steuerfrei iſt für die obengenannten Perſonen jeder Handel, An- und Verkauf von Waren 
und Aufſuchen von Warenbeſtellungen auf Meſſen und Jahrmärkten. 
3. Der Senat der Freien Stadt Danzig iſt ermächtigt, vorſtehend bezeichneten Perſonen das Feil⸗ 
bieten ſelbſtverfertigter Waren, welche zu den Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs ge— 
hören, im Umherziehen wandergewerbeſteuerfrei zu geſtatten. 


8 4 
Soweit die im $ 2 aufgeführten ſowie alle anderen der Wandergewerbeſteuer nicht unterworfenen 
Arten der Gewerbebetriebe der Gewerbeſteuer nach dem Gewerbeſteuergeſetz vom 31. 12. 1931 (G. Bl. 
S. 76) unterliegen, behält es damit ſein Bewenden. Nach dem Gewerbeſteuergeſetz vom 31. 12. 1931 
ſind insbeſondere ſteuerpflichtig alle Straßenhändler, die ihr Gewerbe ohne feſte gewerbliche Nieder— 
laſſung ausſchließl. im Bereich ihrer Wohnſitzgemeinde ausüben. g 


8 5 
Wer ein der Wandergewerbeſteuer unterworfenes Gewerbe nach Entrichtung dieſer Steuer auch an 
ſeinem Wohnorte ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung vorübergehend ausübt, unterliegt 
deshalb nicht der Steuer vom ſtehenden Gewerbebetriebe. 


§ 6 5 

(1) Wer ein der Wandergewerbeſteuer unterliegendes Gewerbe ($ 1 und $ 3) ausüben will, 
iſt verpflichtet, es für jedes Kalenderjahr, in welchem der Gewerbebetrieb ſtattfinden ſoll, bei der Polizei— 
behörde ſeines Wohn- bezw. Aufenthaltsortes unter gleichzeitiger Beantragung eines Gewerbeſcheines 
perſönlich anzumelden. Perſonen, welche im Gebiet der Freien Stadt Danzig weder einen Mohn: noch 
Aufenthaltsort haben, ſind zur Anmeldung ihres Gewerbes bei dem Polizeipräſidenten verpflichtet. Der 
Gewerbeſchein hat zu enthalten die Perſonalbeſchreibung des Gewerbetreibenden nebſt Lichtbild, die 
Art und den Gegenſtand des Gewerbebetriebes, die Anzahl der mitzuführenden Begleiter, Fuhrwerke 
oder Waſſerfahrzeuge ſowie die Gruppeneinſtufung des Steuerpflichtigen nach § 9 und die Quittung 
über die Entrichtung der Steuer. f g 

(2) Auf Grund der Anmeldung fertigt die Polizeibehörde, die die Genehmigung zur Ausübung 
des Gewerbes erteilt, den Wandergewerbeſchein aus und überweiſt ihn dem zuſtändigen Steueramt. 
Dieſes ſetzt die Steuer feſt und überſendet den Wandergewerbeſchein der mit der Annahme der Steuer 
beauftragten Kaſſe zur Aushändigung gegen Entrichtung der Steuer. 


8 7 
(1) Will der Gewerbetreibende feinen Gewerbebetrieb jo ändern, daß die im Gewerbeſchein ent— 
haltenen Angaben nicht mehr zutreffen, fo it er verpflichtet, bei der gemäß S 6 Abſ. 1 zuſtändigen 
Polizeibehörde die Berichtigung des Gewerbeſcheines zu beantragen. 
(2) Bedingt die beabſichtigte Anderung des Gewerbebetriebes eine Erhöhung der Steuer oder die 
Entziehung der Steuerfreiheit, ſo hat das Steueramt den zu entrichtenden Steuerſatz unter Anrechnung 
des bereits bezahlten Steuerbetrages anderweit feſtzuſetzen. 


(3) Die Beſtimmungen des $ 6 finden entſprechende Anwendung. 


§ 8 
Der Inhaber des Gewerbeſcheines iſt verpflichtet, ihn während der Ausübung des Gewerbe— 
betriebes bei ſich zu führen und auf Erfordern den zuſtändigen Behörden und Beamten vorzuzeigen. 
Er darf weder den Gewerbeſchein einer anderen Perſon überlaſſen, noch das Gewerbe in einer von 
den Angaben des Gewerbeſcheines abweichenden Form ausüben. 


* R 
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(1) Zur Feſtſtellung der Höhe der Steuer teilt das Steueramt die der Wandergewerbeſteuer unter- 
liegenden Perſonen in 7 verſchiedene Gruppen ein. 


(2) Bei der Einreihung find zu berückſichtigen: 
a) die Art des Gewerbes, insbeſondere die Art der Ausübung, 


b) die Höhe der verfügbaren Betriebsmittel in Geld oder Geldeswert, insbeſondere der Wert 
des Inventars, 
c) die Zahl der Begleiter, 
. d) Art und Wert der Waren. 

(3) Steuerpflichtige, die das Wandergewerbe mittels Autos ausüben, ſind jedoch mindeſtens in 
Gruppe 3, Steuerpflichtige, die das Wandergewerbe mittels zweiſpännigen Fuhrwerks ausüben, min⸗ 
deſtens in Gruppe 4 und Steuerpflichtige, die das Wandergewerbe mittels einſpännigen Fuhr⸗ 
werks ausüben, mindeſtens in Gruppe 5 einzuſtufen.“) 

(4) Als Steuer iſt zu zahlen: 


a) in der 1. Gruppe £ N 5 5 3 5 2400 G 
Bir 77 8 N ; x A : : 151200: 
r l b 5 j . £ ; a 480 G 
. Mi x 1 8 x \ 2 2 240 G 
. 8 5 0 . 2 : { 120 G 
% 0 i i 8 N 4 40 8 
. wird eine Steuer nicht erhoben. 


$ 10 


Eine Erſtattung der gezahlten Steuer oder eines Steuerteils für den eingelöſten Gewerbeſchein 
wegen Nichtausübung, Einſtellung, Unterbrechung oder Einſchränkung des Gewerbebetriebes im Laufe 
des Jahres findet nur dann ſtatt, wenn wegen unvorhergeſehener, von dem Willen des Inhabers 
des Gewerbeſcheines unabhängiger Ereigniſſe der Beginn des Gewerbebetriebes unterblieben oder 
der Betrieb eingeſtellt und der Gewerbeſchein innerhalb einer Friſt von 3 Monaten nach der Ein— 
löſung zurückgegeben iſt. In Fällen ſolcher Art kann auf Antrag des Inhabers des Gewerbeſcheines 
oder ſeiner Hinterbliebenen ein neuer Wandergewerbeſchein für den Reſt des Jahres zu ermäßigtem 
Steuerſatze oder ſteuerfrei erteilt werden. 

8 11 
Wird glaubhaft gemacht, daß ein Wandergewerbeſchein in Verluſt geraten oder unbrauchbar 


geworden iſt, ſo kann die Erteilung einer neuen Ausfertigung gegen Erſtattung der Koſten verlangt 
werden. 


8 12 
Wird von den mit der Kontrolle der Wandergewerbeſteuerpflichtigen beauftragten Organen ein 


Verſtoß gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes feſtgeſtellt, ſo können die zum Gewerbebetriebe im 
Amherziehen mitgeführten Gegenſtände in Beſchlag genommen werden, ſoweit dieſes zur Sicherſtellung 


der Steuer, Strafe und der Koſten erforderlich erſcheint. 


*) Die Vorſchrift des § 9 Abſ. 3 gilt erſtmalig für die Wandergewerbeſteuer des Kalenderjahres 1932. 
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Grundwechſelſteuergeſetz.“) 
Vom 31. 12. 1931. 


8 1 
Bei Rechtsgeſchäften, die den Übergang des Eigentums oder den Anſpruch auf Übertragung 9955 
Eigentums an inländiſchen Grundſtücken zum Gegenſtand haben, wird von dem Veräußerer und dem 
Erwerber eine Grundwechſelſteuer erhoben. 


Der Grundwechſelſteuer unterliegen insbeſondere: f 

1. Alle Rechtsgeſchäfte, durch die der Anſpruch auf Erwerb des Eigentums an einem Grund⸗ 
ſtück begründet oder übertragen wird, N 

2. alle Rechtsgeſchäfte, durch die der Anſpruch auf Abſchluß eines Eigentumsübertragungsge⸗ 
ſchäfts im Sinne der Ziffer 1 begründet oder auf einen anderen übertragen wird, 

3. alle Rechtsvorgänge, durch die ein Eigentumserwerb an einem Grundſtück erfolgt, ohne daß 
ein ſteuerpflichtiges Rechtsgeſchäft der zu 1 genannten Art vorangegangen iſt, a 

4. Rechtsvorgänge, die es ohne Übertragung des Eigentums einem anderen ermöglichen, über 
das Grundſtück wie ein Eigentümer zu verfügen. N 

5. RNechtsgeſchäfte, durch die jemand ermächtigt wird, ein Grundſtück ganz oder teilweiſe auf 

eigene Rechnung zu veräußern, 0 5 

die Übertragung von Rechten an dem Vermögen einer Geſellſchaft m. b. H., einer Kommandit⸗ 

geſellſchaft, einer Gewerkſchaft, eingetragenen Genoſſenſchaft, eines eingetragenen Vereins oder 

einer offenen Handelsgeſellſchaft, ſoweit das Vermögen der Unternehmung aus Grundſtücken 

beſteht, wenn entweder der Zweck der Unternehmung die Verwertung von Grundſtücken üt, 

oder wenn die Unternehmung zu dem Zweck geſchaffen iſt, um die Grundwechſelſteuer zu 

erſparen. 


GE 


8 2 1 5 £ 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden ebenſo auf Grundſtücksteile ſowie auf Berechtigungen An⸗ 
wendung, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes gelten. 


8 3 1 
Die Beſteuerung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein nach dieſem Geſetz ſteuerpflichtiger 
Rechtsvorgang durch einen anderen verdeckt wird. 


8 49 
Von der Steuerpflicht befreit ſind: 
1. die Freie Stadt Danzig, 


*) Die Ausführungsbeſtimmungen zum Grundwechſelſteuergeſetz ſind im Staatsanzeiger 1923 Teil I auf Seite 769 
abgedruckt. AN 
*) Die Steuerbefreiung iſt erweitert durch die nachſtehende Vorſchriſt: 
Verordnung 5 
über Befreiung von der Grundwechſelſteuer beim Erwerbe von Eigenheimen durch Minderbemittelte. 
Vom 31. 7. 1931. 


Auf Grund des $ 6 Steuergrundgeſetzes wird folgendes beitimmt: 


8 1 
A Bear: ini die in 8 4 Abſ: 1 Ziffer 3 des Grund⸗ 
Wenn Körperſchaften des öffentlichen Rechts oder Perſonenvereinigungen, N \ f 2 { 
ee bezeichnet ſind, auf ihren Grundſtücken geſunde Kleinwohnungen für Minderbemittelte im Sinne des 
9 2 nachweisbar in der Abſicht geſchaffen haben, die Grundſtücke demnächſt an Minderbemittelte als Eigenheime zu über⸗ 
tragen, fo find dieſe Grundftüdsübertragungen von der Grundwechſelſteuer befreit. 


8 2 


; im Si 1 gelten ſolche Wohnungen, die eine nutzbare Wohnfläche von höchſtens 
90 159 1 8 e e uhr an und Schlafräume und die Küche gelten und die Nebenräume 
in ortsüblichen Grenzen bleiben. Wohnungen, welche dieſe Größe um ein geringes Maß überſteigen, ſind als . 
dann anzusehen, wenn bei geſchloſſenen Baugruppen die Durchſchnittsfläche einer Wohnung das 8 19 5 Hin: 
überſteigt, oder wenn die Mehrfläche durch eine e NE Grundrißgeſtaltung der Baufläche bedingt iſt, ode 

ae : 155 delt. 

A 5 5 Aa ae bei Flachbauten auf dem Lande) können auch Wohnungen, 
deren nutzbare Wohnfläche über die ſich aus Abſ. 1 ergebende Fläche binausgeht, aus anderen Geſichtspunkten als Klein⸗ 


wohnungen angeſehen werden. is 


i it der Maßgabe in Kraft, daß nach dieſer Verordnung auch 
i tritt mit dem Tage der Verkündung mit r 
die Sack e anten bei denen die Grundſtücksübertragung vor dem Tage der Verkündung erfolgt iſt. 
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2. ihre Gemeindeverbände und Gemeinden, wenn das veräußerte Grundſtück in ihrem Be— 
zirk liegt, ; 

3. gemeinnützige Vereinigungen, die gemäß ihrer Satzung die innere Koloniſation, die Schaffung 
von Kleinſiedlungen oder die Errichtung von Heimſtätten oder Wohnungen für die minder— 
bemittelten Klaſſen betreiben, falls ſie den zur Verteilung gelangenden Reingewinn auf 
höchſtens 10 vom Hundert Verzinſung der Kapitaleinlagen beſchränken, den Mitgliedern, den 
Geſchäftsführern oder ſonſtigen Beteiligten auch nicht in anderer Form beſondere Vorteile 
gewähren, bei Ausloſung, Austritt eines Mitgliedes oder für den Fall der Auflöſung nicht 
mehr als den Nennwert ihrer Anteile zuſichern und bei der Auflöſung den etwaigen Reſt 
ihres Vermögens für die vorbezeichneten Zwecke beſtimmen. Die Befreiung ſteht dieſen Ver— 
einigungen nur zu, wenn ihre Gemeinnützigkeit im Sinne dieſes Geſetzes vom Senat an— 
erkannt iſt. 

ö 8 8 

(1) In den Fällen, in denen zur Begründung oder Übertragung des Anſpruchs auf Erwerb des 
Eigentums oder des Anſpruchs auf Abſchluß eines Eigentumsübertragungsgeſchäfts außer der wirk— 
ſamen Beurkundung noch eine behördliche Genehmigung erforderlich iſt, iſt das Steueramt ermächtigt, 
ſeinerſeits die erforderliche Entſcheidung über die Genehmigung herbeizuführen. 

(2) Das Steueramt iſt im Falle des Abſatz 1 berechtigt, die Beibringung der für die Herbei— 
führung der Genehmigung erforderlichen Unterlagen von den Vertragsparteien im Wege des § 195 
Steuergrundgeſetzes zu erzwingen. 

8 6 

(1) Die Steuer wird von dem gemeinen Wert des Grundſtücks zur Zeit des ſteuerpflichtigen 
Rechtsvorganges berechnet. 

(2) Der Wert von Maſchinen ſowie ſonſtiger Vorrichtungen aller Art, ſoweit ſie nach S 93 BGB. 
weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks ſind, iſt mitzuberückſichtigen. 


8 7 

(1) Sit der Veräußerungspreis höher als der gemeine Wert des Grundſtücks, ſo tritt er an die 
Stelle des gemeinen Werts. 5 

(2) Der Veräußerungspreis beſtimmt ſich nach dem Geſamtbetrag der Gegenleiſtung, bei Ver— 
trägen über Leiſtung an Erfüllungs Statt nach dem Wert, zu dem dieſe Gegenſtände an Er— 
füllungs Statt angenommen ſind. Iſt einem der Vertragſchließenden ein Wahlrecht oder die Be— 
fugnis eingeräumt, innerhalb gewiſſer Grenzen den Umfang der Gegenleiſtung zu beſtimmen, ſo iſt der 
höchſtmöglichſte Betrag der Gegenleiſtung maßgebend. 

(3) Dit bei genehmigungspflichtigen Grundſtücksübertragungen der Veräußerungspreis in auslän- 
diſcher Währung oder in Goldmark vereinbart, ſo iſt der Veräußerungspreis nach den am Tage der 
Genehmigung des Vertrages geltenden Kurſen in Danziger Währung umzurechnen. 


8 8 

Dem baren Veräußerungspreis ſind hinzuzurechnen: 

a) die vom Erwerber übernommenen oder ihm ſonſt infolge der Veräußerung obliegenden 
Leiſtungen und die vorbehaltenen oder auf dem Grundſtück laſtenden Nutzungen. Die auf 
einem nicht privatrechtlichen Titel beruhenden Abgaben und Leiſtungen, die auf dem Grund— 
ſtück kraft Geſetzes laſten (gemeine Laſten), werden nicht mitgerechnet; 
der Betrag, der neben dem Kaufpreis für das Grundſtück mit Rückſicht auf das abzuſchließende 
oder abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft gezahlt oder vereinbart iſt. Unerheblich iſt, ob die Zahlung 
an den Verkäufer oder einen Dritten erfolgt oder erfolgen ſoll, oder ob ſie zur Abfindung von 
Rechten und Anſprüchen dritter Perſonen hinſichtlich des Grundſtücks oder der Beſtandteile 
ſtattgefunden hat oder ſtattfinden ſoll; insbeſondere auch der Betrag einer von dem Käufer 
an den Verkäufer gezahlten oder zu zahlenden Proviſion mit Ausnahme der ortsüblichen 
Agentenproviſion oder eine den ortsüblichen Zinsſatz überſteigende Verzinſung des geſtun⸗ 
deten Kaufpreiſes oder eine ſonſtige Gegenleiſtung; 

c) der Betrag für weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks im Sinne des § 93 BGB. und 
zwar auch dann, wenn ein getrennter Verkauf der weſentlichen Beſtandteile oder des Grund— 
ſtücks ſtattgefunden hat und wenn der Käufer der Beſtandteile und des Grundſtücks dieſelbe 
Perſon, der Ehegatte, der Vater, die Mutter oder das Kind des Käufers des Grundſtücks 
iſt oder ſonſt trotz des mehrfachen Verkaufs ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang zwiſchen 
beiden Rechtsgeſchäften beſteht. 1 


b 


— 
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Sind mit dem Grundſtück Beſtandteile oder Zubehör mitveräußert, oder findet in ſinngemäßer 
Anwendung des 8 8 Ziffer c ein getrennter Verkauf der Beſtandteile oder des Zubehörs einerſeits und 
des Grundſtücks andererſeits ſtatt, ſo iſt ſeitens des Steuerpflichtigen dem Steueramt ein Verzeichnis 
mit Angabe des Wertes der Beſtandteile und des Zubehörs einzureichen. Wenn die Ermittelungen 
ergeben, daß der Veräußerungspreis für den unweſentlichen Beſtandteil und für das Zubehör nicht im 
angemeſſenen Verhältnis zu dem Veräußerungspreis für das Grundſtück ſteht, ſo iſt das Steueramt 
berechtigt, den den angemeſſenen Wert der unweſentlichen Beſtandteile und des Zubehörs über— 
ſteigenden Teil des Veräußerungspreiſes dem Veräußerungspreis für das Grundſtück hinzuzurechnen. 


§ 10 
(1) Bei dem Übergang im Wege der Zwangsverſteigerung tritt an die Stelle des Veräußerungs- 
preiſes ($ 7) der Betrag des Meiſtgebots, zu dem der Zuſchlag erteilt wird, unter Hinzurechnung der 
vom Erſteher übernommenen Leiſtungen. Dabei tritt im Falle der Abtretung der Rechte aus dem 
Meiſtgebot und der Erklärung des Meiſtbietenden, daß er für einen anderen geboten habe, an die 
Stelle des Meiſtgebots der Wert der Gegenleiſtung, wenn dieſe höher iſt als das Meiſtgebot. 
(2) Die SS 8 und 9 finden entſprechende Anwendung. 


§ 11 


(1) Iſt das Grundſtück in der Zwangsverſteigerung von einem Hypotheken-, Grundſchuld-, Nenten- 
ſchuld⸗- oder Reallaſtgläubiger erworben worden, jo hat das Steueramt auf Antrag des Steuerſchuldners 
zu beſtimmen, daß die Steuer nur von dem Teil des gemeinen Wertes des Grundſtücks oder des Meiſt⸗ 
gebots erhoben wird, welcher den Geſamtbetrag der Forderungen des Erwerbers und der dieſer vor— 
gehenden gleichartigen Forderung einſchließlich aller bereits fälligen Zinſen überſteigt, ſofern: 

1. ſich aus den Umſtänden ergibt, daß der Erwerb des Grundſtücks erfolgte, um die Hypothek, 
Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt zu retten und kein Anhalt beſteht, daß der Erwerber 
ſich die Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt zur Erſparung von Abgaben bei 
dem beabſichtigten Erwerb des Grundſtücks habe beſtellen oder abtreten laſſen, und 


2. die Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt dem Erwerber bereits ſeit einem 
Jahre vor der erſten Beſchlagnahme des Grundſtücks zuſtand. Dabei iſt die Zeit, in der 
die Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt einem Erblaſſer des Erwerbers oder 

ſeines Ehegatten zuſtand, dieſem anzurechnen und ferner 

3. entweder das Meiſtgebot oder der Geſamtbetrag im vorſtehenden Sinne mindeſtens achtzig 
vom Hundert des gemeinen Werts des Grundſtücks beträgt. 

(2) Entſprechendes gilt beim Erwerb durch einen Bürgen für die im Abſ. 1 genannten Schuld—⸗ 

verhältniſſe. 
8 12 

(1) Geht ein Grundſtück, das mehreren zur geſamten Hand gehört, an einen oder mehrere Mit— 
berechtigte über, ſo wird die Steuer ſo berechnet, als ob die Beteiligten nach Bruchteilen berechtigt 
wären; der Bruchteil der Erwerber bleibt unberückſichtigt. Die Höhe der Bruchteile iſt nach den Anteilen 
zu beſtimmen, zu denen die Beteiligten an dem Vermögen zur geſamten Hand berechtigt ſind, oder nach 
dem Verhältnis deſſen, was ihnen bei Auflöſung der Gemeinſchaft zufallen würde. 

(2) Abſ. 1 gilt inſofern nicht, als die Anteilsberechtigung des Erwerbers, oder wenn die Erben 
eines Mitberechtigten oder Geſellſchafters Erwerber ſind, die Anteilsberechtigung des Erblaſſers nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch den Erwerb von Anteilen anderer Mitberechtigter oder Geſellſchafter 
mittels Rechtsgeſchäfts unter Lebenden begründet worden iſt. 

(3) Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt ſinngemäß, wenn eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand ein 
Grundſtück von einem Mitberechtigten erwirbt. Der nach Abſ. 1 zu ermittelnde Anteil des Veräußerers 
bleibt unberückſichtigt. b 

$ 13 
Beim Tauſch von Grundſtücken iſt die Steuer für jedes Grundſtück geſondert zu berechnen. 


8 14 
(1) Die Steuer beträgt für den Erwerber und den Veräußerer je 2½ vom Hundert des ge 


meinen Wertes des Grundſtücks oder des an feine Stelle tretenden Betrages. 


8? 
(2) Die vom Veräußerer zu tragende Abgabe ermäßigt ſich bei einer Beſitzdauer von mehr als 
10 Jahren auf 1¼ vom Hundert des nach Abſ. 1 ſteuerpflichtigen Betrages und bleibt im Falle 
einer Beſitzdauer von mehr als 20 Jahren unerhoben. 


5 (3) Die vom Veräußerer zu tragende Abgabe erhöht ſich auf 5 vom Hundert bei einer Beſitz— 
; dauer von weniger als 1 Jahr. 


§ 15 


Als Beſitzdauer im Sinn des § 14 Abſ. 2 und 3 gilt der zwiſchen der letzten Veräußerung und 
Ba dem vorangegangenen nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zur Steuer heranzuziehenden Rechts⸗ 
1 vorgange liegende Zeitabſchnitt. 


§ 16 


er (J) Erwerber und Veräußerer haften für die nach § 14 zu zahlenden Steuern als Geſamtſchuldner. 
Be Im Zwangsverſteigerungs- und Enteignungsverfahren kann die vom Erwerber zu tragende Abgabe von 
demjenigen, gegen den ſich das Verfahren richtet, nicht gefordert werden. Für die nach § 14 zu 
zahlenden Steuern haftet ſtets das veräußerte Grundſtück, und zwar in dem Stande, in dem es ſich 
zur Zeit des Abſchluſſes des nach 8 1 ſteuerpflichtigen Rechtsvorgangs befindet. 

(2) Auf Antrag des Steueramtes iſt eine Sicherungshypothek in das Grundbuch des veräußerten 
Grundſtücks einzutragen. 


8 17 
(1) Die Eintragung des Erwerbers als Eigentümer in das Grundbuch darf erſt ſtattfinden, wenn 
das Grundbuchamt eine amtliche Beſcheinigung erhalten hat, daß die nach § 14 zu zahlenden Steuern 


entrichtet oder ſichergeſtellt ſind und daß von der Ausübung des Vorkaufsrechts nach § 24 kein Gebrauch 
gemacht wird. 


a 1 (22) Das Nähere bezüglich der Ausſtellung der amtlichen Beſcheinigung regeln die Ausführungs⸗ 
65 beſtimmungen. 

. f 8 18 

hr Die nach § 14 zu zahlenden Steuern werden zu !?/:, erlaſſen bzw. erſtattet: 

98 1. bei Nichtigkeit, Aufhebung oder Rückgängigmachung des Rechtsgeſchäfts, 

5 2. bei Nichtigkeit der Auflaſſung oder des ſonſtigen, den Eigentumsübergang begründenden 
8 Rechtsvorganges, 

ei 3. bei Rückübertragung des Eigentums infolge Nichterfüllung der Vertragsbedingungen des 
5 Veräußerungsgeſchäfts, 

1 . 4. bei Rückübertragung des Eigentums innerhalb eines Jahres ſeit der Veräußerung, 

5 es ſei denn, daß in dieſen Fällen die Abſicht vorliegt, die Grundwechſelſteuer zu hinterziehen. 


Der Anſpruch erliſcht in zwei Jahren ſeit Begründung der Steuerpflicht. 


§ 19 
. Die nach § 14 zu veranlagenden Steuern werden nicht erhoben: 
a) beim Erwerbe durch einen Ehegatten von dem andern Ehegatten, 


ö 
1 5 b) beim Erwerbe der Abkömmlinge von den Eltern, Großeltern und entfernten Voreltern, ſo⸗ 
N wie beim Erwerbe der Eltern von den Kindern; den Eltern ſtehen die Stiefeltern gleich, 


h ebenſo die Adoptiveltern, wenn kein Verdacht beſteht, daß die Annahme an Kindes Statt 

© N zum Zwecke der Steuerhinterziehung vorgenommen iſt. 

A c) wenn der Erwerber auf Grund des Erbſchaftsſteuergeſetzes in der Faſſung vom 31. De: 
Nati“ zember 1931 ſteuerpflichtig iſt, 

d) wenn im Falle des § 12, ohne daß ein Wechſel in der Perſon der Geſellſchafter eintritt, 
ſich der Anteil der einzelnen am Geſchäftsgewinn oder Geſchäftsvermögen unweſentlich 
verſchiebt, 

e) beim Erwerb auf Grund von Verträgen, die zwiſchen Miterben zum Zwecke der Teilung der 
zum Nachlaß gehörigen Gegenſtände abgeſchloſſen worden ſind, ſowie beim Erwerb auf 
Grund eines Zuſchlages, der bei Verteilung im Wege der Verſteigerung einem Miterben 
erteilt iſt. | 


ae 
. 
* 


* 


n 
3 


u 
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8 20 


(1) Die nach $ 14 zu zahlende Steuer bleibt vorläufig unerhoben, wenn ein unbebautes Grund- 
ſtück zum Zwecke des Wohnungsbaues veräußert wird. Sie wird nachträglich erhoben, wenn der 
jeweilige Erwerber nicht innerhalb zweier Jahre ſeit der Veräußerung mit der Bebauung dieſes 
Grundſtücks beginnt oder das Grundſtück in unbebautem Zuſtande weiter veräußert. 

(2) Der nach $ 14 auf den Veräußerer entfallende Steueranteil wird nicht erhoben, wenn der 
Veräußerer auf dem Grundſtück ein Wohngebäude errichtet hat und die Veräußerung innerhalb 
von zwei Jahren nach Fertigſtellung des Gebäudes erfolgt. 


8 21 


Iſt der Erwerber eines Grundſtücks eine er gemäß § 4 von der Steuerpflicht befreiten Perſonen, 
ſo kann beim Vorliegen beſonderer Härten auf Antrag der Steuerpflichtigen auch der vom Veräußerer 
nach § 14 zu tragende Steueranteil unerhoben bleiben. Die Entſcheidung ſteht dem Landesſteueramt zu. 


8 22 
(J Die Grundbuchämter, Behörden und Gemeinden der Freien Stadt Danzig haben von allen 
Rechtsvorgängen, die amtlich zu ihrer Kenntnis gelangen, unverzüglich dem zuſtändigen Steueramt 
unter Überſendung einer Abſchrift der durch ſie aufgenommenen Urkunde Mitteilung zu machen und 
jede zur Ermittelung und Erhebung der Abgaben zweckdienliche Hilfe zu leiſten. 


(2) Die Notare haben von allen durch ſie beurkundeten Rechtsvorgängen über Veräußerungs⸗ 
geſchäfte von Grundſtücken einſchließlich der von ihnen beurkundeten mit der Grundſtücksübertragung im 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Zuſammenhang ſtehenden Nebenabreden unverzüglich dem Steueramt 
unter Einreichung einer Abſchrift der aufgenommenen Urkunde Anzeige zu erſtatten. In dieſer Anzeige 
iſt ein Vermerk darüber aufzunehmen, ob die nach dem Geſetz betr. Genehmigung zum Erwerb von 
Grundſtücken vom 30. 12. 1922 (G. Bl. 1923 S. 1) erforderliche Genehmigung des Senats bereits 
nachgeſucht iſt. ‚ 

8 23 


(J) Jeder Steuerpflichtige ſowie deſſen Erben oder geſetzliche Vertreter ſind verpflichtet, dem Steuer⸗ 
amt in einer von dieſem zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt und, falls eine Aufforderung nicht ergeht, 
nach Ablauf von 4 Wochen ſeit Begründung der Steuerpflicht eine Grundwechſelſteuererklärung nach 
vorgeſchriebenem Muſter einzureichen und auf Verlangen der Steuerbehörde über die Tatſachen, die für 
die Veranlagung von Bedeutung find, Auskunft zu geben, ſowie die in ihrem Beſitz befindlichen Ur— 
kunden vorzulegen. 


(2) Das Steueramt ſetzt die Steuer feſt und erteilt dem Steuerpflichtigen einen ſchriftlichen Be⸗ 
ſcheid. 
8 24 


(1) Die Steuerbehörde hat unverzüglich nach Eingang der Grundwechſelſteuererklärung die Ge— 
meinde, in der das Grundſtück gelegen iſt, von der Erklärung in Kenntnis zu ſetzen. 


(2) Der Gemeinde ſteht das Vorkaufsrecht an ſämtlichen Grundſtücken ihres Bezirkes zu den 


Bedingungen zu, die in der Grundwechſelſteuererklärung angegeben ſind. Liegt das verkaufte Grund- 


ſtück in mehreren Gemeindebezirken oder bilden mehrere in verſchiedenen Gemeindebezirken gelegene 
Grundſtücke, welche eine wirtſchaftliche Einheit darſtellen, den Gegenſtand des Kaufvertrages, ſo kann 
der Senat das Vorkaufsrecht einer der beteiligten Gemeinden übertragen. 

(3) Das Vorkaufsrecht der Gemeinde ruht: 

1. in den Fällen des $ 19, 

2. ſoweit nach $ 2 des Geſetzes vom 12. Dezember 1922 betr. Genehmigung zum Erwerb von 
Grundſtücken (G. Bl. 1923 S. 1) zur Wirkſamkeit des Kaufvertrages eine Genehmigung nicht 
erforderlich iſt, 5 

3. falls der Verkauf mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht an einen geſetzlichen Erben 
erfolgt, 

EA 8 als Erwerber des Grundſtücks die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeindeverbände oder 
eine der im $ 4 bezeichneten gemeinnützigen Vereinigungen auftreten. 
(4) Auf das Vorkaufsrecht finden, ſoweit ſich nicht aus den nachſtehenden Beſtimmungen ein 
anderes ergibt, die Vorſchriften der SS 504509 B. G. B. ſinngemäße Anwendung. 


84 
8 25 


(1) Wird das Vorkaufsrecht ausgeübt, ſo richtet ſich die Höhe der von der Gemeinde zu 
bewirkenden Vertragsleiſtungen nach dem Inhalt der Grundwechſelerklärung. 


(2) Der Verkäufer kann ſich gegenüber der Gemeinde nicht darauf berufen, daß die Grund— 
wechſelſteuererklärung unrichtig, oder daß der Kaufvertrag wegen mangelhafter Beurkundung des 
Kaufentgelts nichtig ſei. 

Ss 26 

Die Friſt für die Ausübung des Vorkaufsrechtes endigt 6 Wochen nach Eingang der Grund— 
wechſelſteuererklärung des Veräußerers bei der Steuerbehörde, jedoch nicht früher als zwei Wochen 
nach dem Zeitpunkt, in welchem der Kaufvertrag Rechtswirkſamkeit erlangt hat. Der Senat hat 
die vorkaufsberechtigte Gemeinde unverzüglich von der Genehmigung des Vertrages gemäß $ 1 des 
Geſetzes vom 12. Dezember 1922 in Kenntnis zu ſetzen. 


§ 27 
Die Ausübung des Vorkaufsrechtes bedarf der Zuſtimmung des Senats. Die Erklärung, daß 
das Vorkaufsrecht ausgeübt werde, iſt unwirkſam, wenn die Gemeinde dem Verkäufer nicht innerhalb 
der im § 26 vorgeſehenen Friſt von der erfolgten Zuſtimmung Mitteilung macht. 


Ss 28 
Die Steuer iſt innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach der Bekanntgabe des Beſcheides zu 
entrichten. 
8 29 
(1) Von der zur Erhebung gelangenden Steuer erhält die Freie Stadt Danzig ½¼0, die reſt— 
lichen /ö0 fallen 
a) an die Städte oder die Gemeinde Ohra, falls das Grundſtück in ihnen belegen iſt, 
b) im übrigen an den Kreis. 
(2) Von den nach Abſ. 1b) den Kreiſen zufließenden Beträgen fließen 40 v. H. dem nach 
§ 90 des Einkommenſteuergeſetzes gebildeten Ausgleichsfonds zu. 


Ss 30 

Sämtliche auf Grund des § 24 erzielten Gewinne der Gemeinden ſind zur Förderung des Woh— 
nungsbaues, insbeſondere der Kleinſiedlungen und der Heimſtätten, oder zur Erwerbung von dau— 
erndem Grundbeſitz zu verwenden. 

8 31 

Liegt das Grundſtück in mehreren Gemeinden, ſo hat zwiſchen den einzelnen Berechtigten eine 
Verteilung des ihnen zufallenden Betrags zu erfolgen. Als Maßſtab für die Verteilung dient einerſeits 
der Flächeninhalt und andererſeits der Wert der in den verſchiedenen anteilsberechtigten Gemeinden 
belegenen Grundſtücksteile. 

8 32 

(1) Die Städte und die im § 29 Abſ. 1 Ziffer a beſonders genannten Gemeinden, im übrigen 
die Kreiſe, ſind berechtigt, für Grundſtücke, die in ihrem Gebiet belegen ſind, mit Genehmigung des 
Senats jeweils für die Dauer eines Rechnungsjahres durch Steuerverordnung im voraus zu beſtimmen, 
daß zu den Steuerſätzen des § 14 einheitliche Zuſchläge erhoben werden. Die Zuſchläge ſind nach 
Hundertteilen der nach §S 14 zu erhebenden Steuern zu bemeſſen; ſie dürfen 100 % der Steuerſätze 
des § 14 nicht überſteigen. Auf die Zuſchläge findet S 29 Abſ. 2 ſinngemäß Anwendung. 

(2) Auf beſonderen Antrag der in Abſ. 1 genannten Stellen kann der Senat ausnahmsweiſe 
zulaſſen, daß der Zuſchlag nach Abſ. 1 auch im Laufe eines Rechnungsjahres eingeführt oder erhöht 
wird. Derartigen nachträglich gefaßten Beſchlüſſen darf jedoch eine rückwirkende Kraft auf ſolche Rechts— 
geſchäfte, bei denen die Steuerpflicht bereits vor Veröffentlichung der den Zuſchlag neuregelneden Steuer— 
verordnung entſtanden iſt, nicht beigelegt werden. 


* 


N 


Geſetz 
zur Bekämpfung der Wohnungsnot. (Wohnungsbaugeſetz). 2) Vom 31. 12. 1931. 
Abſchnitt I 
Sal 
Geſetzliche Miete 

(1) Für ſämtliche Gemeinden wird der Mietzins für Wohnräume für die Zeit vom 

a) 1. 3. 1931 auf 110 v. H., 

D I. Nen , is,, 

e) 1.41832 % 120 % „ 

ss , 28 9,30 

4. „ 1934 % 


der Friedensmiete (vgl. § 2) als geſetzliche Miete feſtgelegt.“ “) 


(2) Bei Läden, Geſchäftsräumen, Büroräumen und Werkſtätten, die mit Wohnungen im räum⸗ 
lichen Zuſammenhang ſtehen und den mit ihnen im Zuſammenhang ſtehenden Wohnungen ſelbſt erhöht 
ſich die geſetzliche Miete aus Abſ. 1 um 25 v. H. der Friedensmiete. 


(3) Die Beſtimmungen des Abſ. 2 gelten auch für Räume, welche der Ausübung von freien Be⸗ 
rufen dienen, bei denen ſich das Einkommen nach einer Taxe oder Gebührenordnung regelt. 
(4) Jeder Mieter iſt zur Zahlung der geſetzlichen Miete verpflichtet, ohne daß es einer Zus 


ſtimmung des zuſtändigen Mieteinigungsamts und ohne daß es einer Kündigung ſeitens des Ver— 
mieters bedarf. 


(5) Mit der geſetzlichen Miete gelten ſämtliche Nebenunkoſten als abgegolten mit Ausnahme der 
Koſten: 


a) für Lieferung von Leitungswaſſer, 
b) für Schaufenſterverſicherung. . 
(6) Die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter über die Koſten des Betriebes 
von Sammelheizungs- und Warmwaſſerverſorgungsanlagen richtet ſich nach der Verordnung vom 28. 


Juni 1919, abgeändert durch die Staatsratsverordnung vom 19. Auguſt 1920 in der Faſſung des 
Senatsbeſchluſſes vom 29. Dezember 1920 (Geſetzbl. 1921 S. 15). 


8 2 
Berechnung der Friedensmiete 


(1) Als Friedensmiete im Sinne dieſes Geſetzes gilt der gemeine Mietwert nach dem Stande vom 
1. Juli 1914. 


(2) Bei der Feſtſtellung des gemeinen Mietwertes iſt in der Regel von dem Mietzins auszugehen, 
der für die mit dem 1. Juli 1914 beginnende Mietzeit vereinbart war nach Abzug der etwa in dieſer 
Miete enthaltenen, im $ 1 beſonders aufgeführten Nebenkoſten, inſoweit nicht beſondere Verhältniſſe 
eine anderweitige Feſtſetzung berechtigt erſcheinen laſſen. Im Streit- oder Zweifelsfalle entſcheidet 
über die Höhe des gemeinen Mietwertes nach dem Stande vom 1. Juli 1914 auf Antrag des Ver⸗ 
mieters, des Mieters oder der Gemeindebehörde das zuſtändige Mieteinigungsamt, inſonderheit in fol- 
chen Fällen, in denen eine Miete nicht vereinbart war oder Gebäude oder Gebäudeteile nach dem 
1. Juli 1914 bezugsfertig geworden ſind. 


(3) Die Umrechnung der Friedensmiete in die Danziger Guldenwährung erfolgt in der Weiſe, 
daß eine Goldmark = 1,25 Danziger Gulden zu ſetzen iſt. 


(4) Der Senat kann nähere Beſtimmungen über die Ermittelung und Feſtſetzung der Friedens- 
miete oder des gemeinen Mietwertes erlaſſen. 


*) Durchführungsbeſtimmungen find veröffentlicht: unter dem 3. 4. 1925, Staatsanzeiger I Seite 95 und 24. 2. 1931 
Staatsanzeiger I Seite 69, 


i) Bis 28. 2. 1931 betrug der Satz 100 0%. 
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(J) Der geſetzlichen Miete unterliegen nicht Neubauten oder durch Um- oder Einbauten neuge— 
ſchaffene Gebäudeteile, die nach dem 1. Januar 1917 bezugsfertig geworden ſind, es ſei denn, daß 
dieſe Bauten mit Beihilfe aus öffentlichen Mitteln hergeſtellt ſind. Als Beihilfen aus öffentlichen Mit⸗ 
teln im Sinne dieſer Beſtimmung gelten ſolche von Gemeinden oder dem Staat gewährten Reichsmark⸗ 
darlehen, welche der Geldentwertung unterworfen geweſen ſind. 

(2) Mieter, welche auf Grund dieſes Geſetzes zu erhöhten Mietzahlungen verpflichtet ſind, können 
von etwaigen Untermietern eine angemeſſene Heraufſetzung der Untermiete von dem gleichen Zeitpunkt 
verlangen, ſofern eine ſolche Heraufſetzung der Untermiete billig erſcheint. Dieſe Beſtimmung findet 
entſprechende Anwendung, wenn ein Grundſtückseigentümer Teile ſeiner eigenen Wohnung abvermietet 
hat. Im Streitfalle entſcheidet das Mieteinigungsamt. 


Abſchnitt II 
84 
Abgabe zum Wohnungsbau 


(1) Die Gemeinden ſind berechtigt und verpflichtet, eine Wohnungsbauabgabe nach nachfolgen⸗ 
den Vorſchriften zu erheben. 

(2) Der Abgabe unterliegen alle Gebäude oder Gebäudeteile, die gemäß Abſchnitt I $ 1 dieſes 
Geſetzes der Feſtſetzung der geſetzlichen Miete unterworfen ſind. 


8 5 

(1) Abgabepflichtig find ſämtliche Grundſtückseigentümer, deren Gebäude oder Gebäudeteile der 
geſetzlichen Miete gemäß Abſchnitt I 8 1 dieſes Geſetzes unterliegen oder im Falle einer Vermietung 
unterliegen würden. a 

(2) § 2 dieſes Geſetzes findet für die Feſtſetzung des ſteuerpflichtigen Betrages entſprechende 
Anwendung. . 

(3) Steht der Ertrag eines der Abgabe nach $ 4 unterliegenden Gebäudes oder Gebäudeteiles 
einem anderen als dem Grundftüdseigentümer zu, ſo haftet dieſer für die Abgabe, und zwar als Ge- 
ſamtſchuldner mit dem Grundſtückseigentümer. 

(4) Soweit ein Abgabepflichtiger ſeinen Verpflichtungen aus dieſem Geſetz nicht nachkommt, haftet 
für die Abgabe auch das Grunditüd. 

(5) Hat der Abgabepflichtige bis zum Tage der Fälligkeit der Steuer die geſetzliche Miete nicht 
erhalten, ſo hat er der Steuerbehörde innerhalb einer Woche anzuzeigen, daß der Mieter trotz ſchrift⸗ 
licher Mahnung ſeiner Verpflichtung zur Zahlung der Miete nicht oder nicht in vollem Umfang nach⸗ 
gekommen iſt. 

(6) Auf Verlangen der Steuerbehörde hat der Abgabepflichtige glaubhaft zu machen, daß er 
ſeiner Verpflichtung zur Mahnung nachgekommen iſt. 

(7) In dieſem Falle iſt ein der Abgabe entſprechender Teil der Miete von dem in Verzug ge— 
kommenen Mieter im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen. Einreden aus dem Mietverhältnis 
kann der Mieter der Steuerbehörde gegenüber nicht geltend machen. 

(8) Erfolgt die Anzeige nicht innerhalb der im Abſ. 5 angegebenen Friſt, jo bleibt der Abgabe⸗ 
pflichtige für die Abgabe haftbar. 


8 6 

(1) Die Abgabe beträgt: 

1. für das Gebiet der Landgemeinden mit Ausnahme von Ohra, Emaus und Prauſt 25 v. H., 
2. für das übrige Staatsgebiet 40 v. H. 
der Friedensmiete“). 

(2) Die Abgabe ermäßigt ſich in dem zu 2. genannten Gebiet ſowie in den Gemeinden Prauſt, 
Ohra und Emaus vom 1. 7. 1931 ab bis 31. 3. 1937 bei Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete 
unter 288 M. = 360 G um 10 v. H. der Friedensmiete. Dieſe Ermäßigung fällt fort, wenn der 
Hausbeſitzer nicht für die notwendige Inſtandſetzung der Wohnungen einen entſprechenden Betrag 
aufwendet. Der Senat entſcheidet endgültig darüber, ob die Ermäßigung aus dem vorbezeichneten 
Grunde in Fortfall kommt. 


) Abſ. 1 gilt vom 1. 3. 1931 ab; bis dahin betrug der Steuerſatz einheitlich 30 0%. 


87 
(3) Die Abgabe ermäßigt ſich allgemein vom 1. 4. 1935, 1. 4. 1936 und 1. 4. 1937 ab, ſoweit 
nach Abſ. 1 ein Betrag von 25 v. H. zu zahlen iſt, um je 5 v. H., ſoweit ein ſolcher von 40 v. 9. 
zu zahlen iſt, um je 10 v. H. der Jahresfriedens miete. a | 
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(1) Von der Abgabe ſind die Eigentümer ſolcher Gebäude und Gebäudeteile befreit: 

a) die von der Freien Stadt, den Gemeinden, Gemeindeverbänden oder anderen öffentlich-xecht⸗ 
lichen Körperſchaften für öffentliche Zwecke beſtimmt ſind, 

b) die zum öffentlichen Unterricht oder wiſſenſchaftlichen Forſchungszwecken oder zur Förderung 
der allgemeinen wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Bildung beſtimmt ſind und ſoweit dieſe 
Gebäude oder Gebäudeteile für dieſe beſtimmten Zwecke benutzt werden, 

c) die religiöfen Zwecken ſolcher Religionsgeſellſchaften dienen, welche Körperſchaften des öffent- 
lichen Rechts oder ſonſt ſtaatlich anerkannt ſind, 

d) die als Armen-, Waiſen- oder öffentliche Krankenhäuſer benutzt werden, 

e) die zur Unterbringung von Arbeitern ihres Betriebes genutzt werden, wenn dieſe Räume den 
Arbeitern mietfrei überlaſſen werden. 

(2) Die Befreiung tritt nur ein, wenn der Senat eine der zu Buchſtabe a—e bezeichneten Vor⸗ 
ausſetzungen als vorliegend anerkannt hat. 

(3) Dienſtwohnungen oder Privatwohnungen, die ſich in den in Abſ. 1 Buchſtabe a— e auf⸗ 
geführten Gebäuden befinden, unterliegen der Abgabe. 

(4) Die Eigentümer ſolcher Gebäude oder Gebäudeteile, die einem die Volkswohlfahrt fördernden 
Unternehmen dienen, das auf gemeinnütziger Grundlage betrieben oder unterhalten wird, können auf 
Antrag von der Abgabe befreit werden. 

(5) über die Anträge entſcheidet der Senat. 

(6) Eine Befreiung kann auf Anordnung des Senats auch in anderen ähnlichen Fällen erfolgen, 
wenn ein beſonderes öffentliches Intereſſe vorliegt. 

(7) Die Gemeinden haben ferner von der Abgabe zu befreien die Eigentümer von Gebäuden und 
Gebäudeteilen, die bis zum 31. Dezember 1923 mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln bezugsfertig her⸗ 
gerichtet ſind, wenn nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung ent— 
ſprechend den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ein Ausgleich der Geldentwertung hinſichtlich der vorbe— 
zeichneten Beihilfen erfolgt. 

(8) Demjenigen, der aus eigenen Mitteln Wohnungen von 2—3 Zimmern nebſt Zubehör herſtellt 
und dieſe an Danziger Wohnungsberechtigte abgibt, kann die Abgabe nach Abſchnitt II, SS 4 und 5, 
von der Bezugsfertigkeit der Wohnungen ab gerechnet, inſoweit erlaſſen werden, daß ihm für jede 
dieſer Wohnungen G 5000, — (wörtlich Fünftauſend Gulden) auf die Abgabe angerechnet werden. 


Abſchnitt III 
Verwendung der aufkommenden Geldmittel 
588 

(1) Von den aus dieſem Geſetz ſich ergebenden Einnahmen ſind in erſter Linie die Erhebungs⸗ 
koſten in Höhe 4 v. H. in Abzug zu bringen. Hieraus erhält der zur Abgabe Verpflichtete bei Ab— 
führung bis zum 15. j. Fälligkeitsmonats einſchließlich 2 v. H. 

(2) Von dem hiernach verbleibenden Reſt ſind folgende Beträge zur Deckung des allgemeinen 
Finanzbedarfs zu verwenden: 

a) In den Städten und den Landgemeinden Ohra, Emaus und Prauſt: 

31-30. 6. 31 25% des in dieſer Zeit tatſächlich aufgekommenen Abgabebetrages 


ab 1. 3. 

„ 1. 7. 31-31. 3. 35 28 % „ „ 5 „ „ 7 5 

„ 14 4. 35—31. 3 36 40 % „ „ * 7 7 * * 

VVT 5 ; 
1. 4. 37 10% „ „ 7 „ 7 * 5 


b) in den übrigen Landgemeinden: 
ab 1. 3. 31-31. 3. 35 40% des in dieſer Zeit tatſächlich aufgekommenen Abgabebetrages 


„ 1. 35 31. . 36 Oe n n ” 5 5 „ 
„1. 7 SO ee ene e ” ” 7) „ 
1. 4. 37 10% „ „ „ m „ „ ” 
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Von dieſen Beträgen fließen dem Staate ¼, den Gemeinden %, je nach dem örtlichen Auf— 
kommen zu. 
(3) Der dann verbleibende Reit wird in folgender Weile verteilt: 

a) 80 v. H. werden den Gemeinden zu Mohnungsbauzweden überlaſſen, 

b) weitere 10 v. H. verbleiben den Gemeinden mit der ausdrücklichen Beſtimmung, daß dieſe 
leiſtungsſchwachen Perſonen als Mietbeihilfe zu gewähren ſind. Auf Antrag einer Ge— 
meinde kann der für Mietbeihilfen beſtimmte Satz zu Laſten des unter a) genannten Anteils 
von 80 v. H. durch den Senat erhöht werden. Wird der für Mietbeihilfen vorgeſehene Be— 
trag nicht aufgebraucht, ſo iſt der Reſt ebenfalls für Wohnungsbauzwecke zu verwenden. 

c) Die reſtlichen 10 v. H. ſind an den Senat abzuführen, der dieſen Betrag für Wohnungs- 
bauzwede oder für Mietbeihilfen in beſonderen Fällen entweder unmittelbar oder durch Ver⸗ 
mittelung der Gemeinden zu verwenden hat. Eine Verwendung zum Bau von Dienit- 
wohnungen ſoll nicht ſtattfinden. 


8 9 
Die nach dem Verteilungsſchlüſſel des $ 8 Abſ. 2 monatlich auf den Staat entfallenden Beträge 
ſind von den mit der Verwaltung betrauten Kreiſen und Gemeinden bis zum 10. des folgenden 
Monats an die ſtaatliche Steuerkaſſe in Danzig abzuführen. 


§ 10 

(] Die Auffiht darüber, daß der Staat die ihm zuſtehenden Finanzanteile an der Wohnungs- 
bauabgabe rechtzeitig und in richtiger Höhe von den Kreiſen und Gemeinden erhält, wird dem Landes- 
ſteueramt übertragen, das berechtigt it, erforderlichenfalls Nachprüfungen an Ort und Stelle vorzu— 
nehmen und Einſicht in die geſamten Veranlagungs- und Erhebungsunterlagen der kommunalen Ver— 
anlagungsſtellen für die Wohnungsbauabgabe zu nehmen. 

(2) Bei nicht rechtzeitiger Abführung der Staatsanteile durch die kommunalen Veranlagungs⸗ 
ſtellen ſind die den Kreiſen und Gemeinden zuſtehenden Anteile an den übrigen Staatsſteuern ent⸗ 
ſprechend zu kürzen. 

8 11 
(1) Auf Antrag ſind Mietbeihilfen Perſonen zu gewähren, die durch die Mietſteigerung in eine 
Notlage geraten ſind, insbeſondere: 
1. Rentenempfänger der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung, 
2. Kriegsbeſchädigten, Hinterbliebenen und ſonſtigen Militärrentnern, die Zuſatzrenten zu ihren 
Verſorgungsgebührniſſen beziehen, ſowie den Empfängern von laufenden Veteranenbeihilfen 
und Schwerkriegsbeſchädigten, auch wenn ſie keine Zuſatzrenten beziehen, 
3. den früheren Arbeitern der ehemaligen Reichs- und Staatsbetriebe, ſoweit fie laufend Unter— 
ſtützung erhalten, 
4. Perſonen, die nach dem Geſetz über Kleinrentnerfürſorge vom 23. Februar 1923 (G. Bl. 
S. 341) Kleinrentnerfürſorge erhalten, während der Dauer des Bezuges, 
5. Arbeitsloſen für die Dauer der Arbeitsloſigkeit und ſolchen Perſonen, deren Einkommen nicht 
höher als die Arbeitsloſenunterſtützung iſt, 
6. verheirateten Perſonen 
a) mit einem unterhaltsberechtigten Kinde bei einem monatlichen Einkommen unter 
100 Gulden (einſchl. Naturalbezüge), 

b) mit zwei unterhaltsberechtigten Kindern bei einem monatlichen Einkommen unter 
125 Gulden leinſchl. Naturalbezüge), 

c) mit drei unterhaltsberechtigten Kindern bei einem monatlichen Einkommen unter 

150 Gulden (einihl. Naturalbezüge), 

d) mit vier unterhaltsberechtigten Kindern bei einem monatlichen Einkommen unter 
175 Gulden (einſchl. Naturalbezüge), 9 

e) mit fünf und mehr unterhaltsberechtigten Kindern bei einem monatlichen Einkommen 
unter 200 Gulden (einſchl. Naturalbezüge). 

(2) Mietbeihilfen dürfen nur gewährt werden bei Wohnungen bis zu zwei Zimmern und Neben— 
räumen. In Ausnahmefällen kann auch eine Mietbeihilfe bei Dreizimmerwohnungen gewährt werden, 
wenn die Familienzahl des Mieters beſonders groß iſt. 


ER * 
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8 12 
(1) Die den Gemeinden zur Verfügung geſtellten Mittel zur Förderung der Wohnungswirtſchaft 


und für Wohnungsbauzwecke dürfen ausſchließlich nur zur Förderung der Schaffung neuer Kleinſt- und 
Kleinwohnungen, zur Erhaltung beſtehender Wohnungen, ſowie zu Siedlungszwecken verwendet werden. 


(2) Wohnungs- und Siedlungsbauten dürfen mit Hilfe der obigen Mittel nur gefördert werden, 
wenn ſie 
a) nach genehmigten Plänen des Staates oder der Gemeinden ausgeführt werden und wenn die 
Koſten der Bauausführung einſchließlich der Bauſtoffe ſtaatlich oder gemeindlich feſtgeſetzt 
oder genehmigt ſind; 
b) dauernd im Eigentum öffentlicher oder gemeinnütziger Stellen verbleiben oder wenn durch ge— 
eignete Maßnahmen dafür geſorgt iſt, daß aus der Vermietung, der Verpachtung oder der 
Veräußerung kein übermäßiger Gewinn erzielt wird. 


(3) Einzelperſonen oder Siedlungsgenoſſenſchaften, die in einer anderen Gemeinde, als in der fie 
ihren Wohnſitz haben, Wohnungs- oder Siedlungsbauten ausführen wollen, müſſen Mittel zur För⸗ 
derung dieſer Bauten bei der Gemeinde beantragen, in der dieſe Bauten ausgeführt werden ſollen. 
Wenn die der betreffenden Gemeinde zur Förderung der Wohnungsbwirtſchaft überlaſſenen Mittel zu 
dieſem Zwecke nicht ausreichen, hat ſie ſich wegen Uberweiſung weiterer Mittel mit der Gemeinde in 
Verbindung zu ſetzen, in der die Antragſteller Wohnungen frei machen oder zur Verfügung ſtellen. 
Falls wegen der Überweifung der Mittel keine Einigung erzielt wird, entſcheidet hierüber der Senat. 

(4) Der Senat hat hierzu nach Anhörung des Siedlungsausſchuſſes beſondere Ausführungsbe— 
ſtimmungen zu erlaſſen. 

$ 13 

Werden Mittel, die auf Grund dieſes Geſetzes aufgebracht werden, nicht mehr zur Abſtellung der 
Wohnungsnot benötigt, ſo können die zuſtändigen Behörden, d. h. in den ſelbſtändigen Erhebungs⸗ 
bezirken die Gemeindevorſtände bzw. die Magiſtrate, im übrigen die Kreisausſchüſſe nach Zuſtimmung 
des Senats über dieſe Mittel in anderer Weiſe verfügen. 


Abſchnitt IV. 
Allgemeine Beſtimmungen 
s 14 


Außer der Wohnungsbauabgabe nach Maßgabe dieſes Geſetzes dürfen Miet- und Wohnungs—⸗ 
ſteuern nicht erhoben werden. Auf Fremdenſteuern (Herbergſteuern), in denen der Vermieter als fteuer- 
pflichtig bezeichnet wird, findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


8 15 


(1) Die in dieſem Geſetze bezeichneten Abgaben werden in den Städten, ſowie in den Gemeinden 
Oliva, Ohra, Prauſt und Emaus durch die Gemeinden, im übrigen durch die Kreisverbände veranlagt 
und erhoben. 


(2) Für das Verfahren bei der Veranlagung und Erhebung der Abgaben, ſowie für die Rechts— 
mittel finden die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß die veran— 
lagende und erhebende Stelle als Steueramt im Sinne des Steuergrundgeſetzes anzuſehen iſt. 


§ 16 
Die in dieſem Geſetze bezeichnete Abgabe gilt nicht als Perſonalſteuer im Sinne des 5 77 II 
Ziffer 4 des Einkommenſteuergeſetzes. 
$ 17 
Dieſes Geſetz gilt bis zum 1. April 1938. 


§ 18 
Für die Dauer der Anwendung dieſes Geſetzes treten alle Beſtimmungen außer Kraft, die mit 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes in Widerſpruch ſtehen; dieſes gilt insbeſondere für die Anordnung 
des preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Einführung einer Höchſtgrenze für Miet- 
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zinsſteigerungen vom 9. Dezember 1919 (Preuß. G. S. S. 187) in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 29. Dezember 1920 (veröffentlicht im Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig vom 5. Februar 
1921 S. 9) und das Kündigungsnotgeſetz für Wohnungen vom 3. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1011). 


AR: 8 19 

Gemeinden, die kein eigenes Baugelände beſitzen, haben das Recht, zum Bau von Wohnungen 
Baugelände gemäß Artikel II des Preußischen Wohnungsbaugeſetzes vom 28. März 1918 (G. S. S. 23) 
zu enteignen. 


Anmerkung 
Neben den vorſtehend in neuer Faſſung abgedruckten Steuergeſetzen werden an Staatsſteuern vom 
Landesſteueramt und den ihm nachgeordneten Dienſtſtellen verwaltet: 

1. Notzuſchlag zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer (Verordnung vom 26. September 1931 
— G. Bl. S. 734 —, abgeändert durch Verordnung vom 27. November 1931 — G. Bl. 
S. 898 —, Durchführungsbeſtimmungen vom 27. November 1931 — G. Bl. S. 899 —), 

2. die Rayonſteuer (Geſetz vom 26. November 1929 — G. Bl. S. 157 —), Durchführungs— 
beſtimmungen vom 14. September 1931 (St. A. Teil I S. 348), 

3. die Lohnſummenſteuer (Geſetz vom 27. Juni 1930 — G. Bl. S. 141 —), Durchführungs— 
beſtimmungen vom 27. Juni 1930 (St. A. Teil I S. 227), 

4. die Feſtbeſoldetenſteuer (Verordnung vom 30. Januar 1931 — G. Bl. ©. 23 —), abgeändert 
durch Verordnungen vom 7. März 1931 (G. Bl. S. 39), vom 10. März 1931 (G. Bl. S. 47), 
vom 25. September 1931 (G. Bl. S. 730), vom 13. Oktober 1931 (G. Bl. S. 745) und vom 
17. November 1931 (G. Bl. S. 891); Durchführungsbeſtimmungen vom 21. März 1931 
(St. A. Teil I S. 178), vom 10. April 1931 (S. 217 a. a. O.), vom 18. Mai 1931 (S. 241 
a. a. O.) und vom 27. Juni 1931 (S. 259 a. a. O.). 

Für die Durchführung der Beſteuerung ſind ferner grundlegend: 

1. das Steuergrundgeſetz in der neuen Faſſung vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497), 

2. das Geſetz über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungsbaus vom 9. Dezember 
1925 (G. Bl. S. 329) nebſt Ausführungsbeſtimmungen vom 19. April 1926 (St. A. Teil I 
S. 171), j 

3. das Geſetz über die gemeinſchaftliche Erhebung der veranlagten Einkommen-, Körperſchafts-, 
Vermögens-, Gewerbe- und Umſatzſteuer vom 27. September 1928 (G. Bl. S. 207). 


—— ö — — 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


